
 
 

Bad Soden am Taunus, 12.11.2026 
 
An die Mitglieder  
der Stadtverordnetenversammlung 
des Magistrats und 
des Ausländerbeirats 
der Stadt Bad Soden am Taunus 
 
 
 
 
 

E I N L A D U N G 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zur 05. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 
 

Mittwoch, 18.11.2026, 20:00 Uhr 
Verwaltungsgebäude Neuenhain, Bürgersaal,  
Hauptstraße 45, 65812 Bad Soden am Taunus 

 
lade ich Sie herzlich ein. 
 
 
Tagesordnung: 
 

1. Mitteilungen der Stadtverordnetenvorsteherin 
 

 
 

2. Informationen des Magistrats 
 

 
 

2.1. Erwerb, Verkauf, Tausch und Erbbaurecht von Grundstücken 
seit dem 18.12.2025 
- Information des Magistrats vom 23.10.2026 - 
 

20/2026/0183 
 

3. Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 30.09.2026 
 

bereits zugestellt 
 

4. Nachrücken eines Stadtverordneten 
 

 
 

5. Einführung, Verpflichtung, Ernnenung und Vereidigung eines 
ehrenamtlichen Stadtrats 
 

 
 

6. Bebauungsplan Nr. 78 „Sinai II und III“ - West der Stadt Bad 
Soden am Taunus 
Vermarktung der Wohnbauflächen und Energiekonzept 
 

20/2026/0168 
bereits zugestellt 

7. Ehrung von Mandatsträgern 
Verleihung der Ehrenbezeichnung "Ehrenstadtrat" 
 

20/2026/0181 
bereits zugestellt 

8. Anpassung der Satzung über die Erhebung einer Hundesteuer 
im Stadtgebiet der Stadt Bad Soden am Taunus 
 
 

20/2026/0102 
bereits zugestellt 
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9. 2. Änderungssatzung zur Wasserversorgungsatzung der 
Stadt Bad Soden am Taunus vom 15.12.2021; 
Neufestsetzung der Benutzungsgebühren zum 01.01.2027 
 

20/2026/0110 
bereits zugestellt 

10. Änderung der Abfallsatzung der Stadt Bad Soden am Taunus 
Neufestsetzung der Benutzungsgebühren 2027 
 

20/2026/0144 
bereits zugestellt 

11. Anpassung der Gebührenordnung zur Satzung über das 
Friedhofs- und Bestattungswesen der Stadt Bad Soden am 
Taunus 
 

20/2026/0146 
bereits zugestellt 

12. Änderung der Satzung über die Erhebung von 
Verwaltungskosten und Sondernutzungsgebühren 
(Verwaltungskostensatzung) der Stadt Bad Soden am Taunus 
sowie des Kostenverzeichnisses 
 

20/2026/0143 
bereits zugestellt 

13. Satzung über die Festsetzung der Steuersätze für die Grund- 
und Gewerbesteuer - Hebesatzsatzung - der Stadt Bad Soden 
am Taunus für das Jahr 2027 
 

20/2026/0139 
bereits zugestellt 

14. Änderung der Satzung zur Erhebung einer Steuer auf 
Spielapparate und auf das Spielen um Geld oder Sachwerte 
im Gebiet der Stadt Bad Soden am Taunus 
 

20/2026/0104-1 
 

15. Haushaltsplan und Haushaltssatzung der Stadt Bad Soden am 
Taunus für das Haushaltsjahr 2027 
 

20/2026/0185-1 
 

15.1. Durchführung eines Weihnachtsmarktes in Altenhain 
- Haushaltsantrag der FDP-Fraktion vom 29.10.2026 - 
 

20/2026/0218-1 
 

15.2. Erhöhung Sonderzuschuss Schwalbacher Tafel für 2027 
- Gemeinsamer Haushaltsantrag der BSB- und FDP-
Fraktionen vom 29.10.2026 - 
 

20/2026/0208-1 
 

16. Anfragen 
 

 
 

16.1. Bilanz Sommersaison 2026 des FreiBadSoden 
- Anfrage der SPD-Fraktion vom 20.09.2026 - 
Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 30.09.2026 
- Antwort des Magistrats vom 15.10.2026 - 
 

20/2026/0165-1 
 

16.2. Konzertreihen im Alten Kurpark 
Anfrage der GRÜNEN-Fraktion vom 18.09.2026 
Sitzung der Stadtverordnetenversammlung vom 30.09.2026 
- Antwort des Magistrats vom 27.10.2026 - 
 

20/2026/0184 
 

16.3. Wasserversorgung bei Wasserknappheit  
- Anfrage der BSB-Fraktion vom 15.08.2026 - 
Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 26.08.2026 
- Antwort des Magistrats vom 31.08.2026 - 
 

20/2026/0147 
 

 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Dorothée Fink 
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23.10.2026 

 
Abteilung 23 
 
 
Information Nummer: 20/2026/0183 
 
 
Beratungsfolge 
 

Magistrat  
Stadtverordnetenversammlung  

 
 
 
Erwerb, Verkauf, Tausch und Erbbaurecht von Grundstücken seit dem 18.12.2025 
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Soden am Taunus hat gem. § 2 der 
Hauptsatzung der Stadt Bad Soden am Taunus dem Magistrat der Stadt Bad Soden am 
Taunus gem. § 50 Abs. 1 HGO die Beschlussfassung unter anderem über Kauf-, Verkaufs 
und Tauschverträge bis zur Höhe bestimmter Beträge übertragen. Nach der Hauptsatzung 
ist die Stadtverordnetenversammlung über die jeweilige Beschlussfassung durch den 
Magistrat zu unterrichten. Zuletzt wurde die Stadtverordnetenversammlung am 04.02.2026 
informiert. In der Anlage wurde in den Zeilen 1 bis 9 der jeweilige Verfahrensstand 
gegenüber der letzten Information aktualisiert. Die Zeilen 10, 11, 12, und 13 enthalten neue 
Grundstücksgeschäfte, die durch den Magistrat bzw. die Stadtverordnetenversammlung 
seitdem beschlossen wurden. 
 
 
 
Dr. Frank Blasch 
Bürgermeister 
 
 
Anlage/n 
1 - 2026-10-20_Liste der Grundstuecks-und Gebaeudegeschaefte 18.12.2025 - 20.10.2026 

 
 
 
[Dokumentende] 
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Liste der aktuellen Grundstücksgeschäfte (18.12.2025 - 20.10.2026) 

Nr. Beschreibung Gemarkung Flur und Flurstück
Grundstücks-

größe
Sitzungsdatum/

Gremium/Beschluss Betrag
Einnahme/
Ausgabe Verfahrensstand

1

Erwerb eines
Teilgrundstücks
Schillerstraße 11 -
Bodenordnung

Bad Soden Flur 2, Flurstück 429, Schillerstraße 11 59 m² 18.12.2024
SVV

55.000,00 €
+Erwerbsnebenkosten+

Vermessungskosten
Ausgabe Abgeschlossen

2 Erwerb Teilgrundfläche
"Kerbeplatz" Neuenhain Neuenhain Flur 25, Flurstück 2360/10 4.220 m² 03.12.2024

MAG

0,00 €
+Erwerbsnebenkosten+

Vermessungskosten
Ausgabe  Eintragung im Grundbuch

erfolgt - abgeschlossen

3

Verkauf einer Grünfläche -
Dachbergstraße 80 -
Unzugänglich für die Stadt
Bad Soden am Taunus

Bad Soden Flur 23, Flurstück 166/19 350 m² 07.01.2025
MAG 7.100,00 € Einnahme  Eintragung im Grundbuch

erfolgt - abgeschlossen

4

Erwerb landwirtschaftliche
Fläche "Schwalbenlach" -
Ausgleichsfläche für eine
CEF-Maßnahme
zugunsten der Feldlerche

Bad Soden Flur 7, Flurstück 225 3.328 m² 11.02.2025
MAG 20.000,00 € Ausgabe Eintragung im Grundbuch

erfolgt - abgeschlossen

5

Erwerb landwirtschaftliche
Fläche neben dem
Wasserwerk "Auf dem
Gickels"

Neuenhain Flur 33, Flurstück 3261 588 m² 08.04.2025
MAG

8.820,00 €
+ Erwerbsnebenkosten Ausgabe Eintragung im Grundbuch

erfolgt - abgeschlossen

6

Tausch Teilfächen Drei-
Linden-Straße -
Infrastrukturelle
Sanierungsmaßnahmen

Neuenhain ALT: Anteil Flur 29, Flurstück 2720/20
Neu: Flur 29, Flurstück 2720/22

ALT:   111 m²
NEU: 111 m²

26.11.2025
MAG 0,00 € -  Eintragung im Grundbuch

erfolgt - abgeschlossen

7

Tausch Teilfächen
Kronthaler Straße -
Infrastrukturelle
Sanierungsmaßnahmen

Neuenhain ALT: Anteil Flur 25, Flurstück 2360/10
Neu: Flur 25, Flurstück 2356/7

ALT:   50 m²
NEU:   50 m²

27.05.2025
MAG 0,00 € -

Kaufvertrag unterzeichnet
Warten auf

Grundbucheintragung

8

Erwerb landwirtschaftlicher
Fläche im
Trinkwasserschutzgebiet
"In der Teufelslache"

Neuenhain Flur 32, Flurstück 3158 1.105 m² 29.07.2025
MAG

6.077,50 €
+ Erwerbsnebenkosten Ausgabe

Kaufpreis wurde gezahlt -
Warten auf

Grundbucheintragung

9

Erwerb landwirtschaftlicher
Fläche im
Trinkwasserschutzgebiet
"Holzborn"

Neuenhain Flur 19, Flurstück 1859 117 m² 21.10.2025
MAG

2.000,00 €
+ Erwerbsnebenkosten Ausgabe

Kaufpreis wurde gezahlt -
Warten auf

Grundbucheintragung

10

Ausübung gesetzliches
Vorkaufsrecht - durch den
Staatsanzeiger für die
Stadt Kelkheim

 Altenhain  Flur 15, Flurstück 89 641 m² 20.01.2026
MAG

1.388,65 €
+ Erwerbsnebenkosten

Zunächst
Ausgabe

wird von der
Stadt

Kelkheim
erstattet dann

wieder
ausgeglichen

Das Grundstück wurde von
der Stadt Bad Soden am
Taunus angekauft - Nun
warten auf Verkauf an die

Stadt Kelkheim

11

Veräußerung des
Grundstücks mit
Wohnhaus und Scheune
"Am kleinen Hetzel 1"

Bad Soden Flur 25, Flurstücke 400 und 402/1 1.798 m²

13.01.2026
MAG

04.02.2026
STVV

800.000,00 € Einnahme
Vertrag wurde

unterzeichnet und Betrag
ist eingegangen

12 Veräußerung einer
Wegparzelle  Neuenhain Flur 15, Flurstück 111/1 44 m² 06.01.2026

MAG 242,00 € Einnahme
Kaufvertrag unterzeichnet

Warten auf
Grundbucheintragung

13
Verkauf von einem
Teilgrundstück - Am
Rehsteig

 Neuenhain Flur 16, Flurstück 86 58 m²

24.02.2026
MAG

11.03.2026
STVV

56.840,00 € Einnahme

Die Vermessungsarbeiten
sind abgeschlossen. Der

Notartermin zur
Beurkundung des

Kaufvertrags steht noch
aus.

 Abt. 23
Stand: 20.10.2026
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V O R L A G E  Nr.: 20/2026/0168 

 
 

Bad Soden am Taunus, 24.09.2026 
Abteilung 61 
 

Abstimmung Beratung und Beschluss: 
Anw. Ja Nein Enth. 

Magistrat  
  

 

Ausländerbeirat  
  

 

Ausschuss für Planung, Bau, Umwelt und Verkehr  
  

 

Haupt- und Finanzausschuss  
  

 

Stadtverordnetenversammlung  
  

 

 
 
 
Bebauungsplan Nr. 78 „Sinai II und III“ - West der Stadt Bad Soden am Taunus 
Vermarktung der Wohnbauflächen und Energiekonzept 
 
 
Sachverhalt: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Soden am Taunus hat im Rahmen des 
Bebauungsplanentwurfes Nr. 78 "Sinai II und III - West" in ihrer Sitzung am 28.09.2022 
beschlossen, dass der Wohnbauteil als „Plus-Energie-Siedlung“ umgesetzt wird. Gemäß 
Energiekonzept von „BLS Energieplan“ sollen die Gebäude im Passivhausstandard mit 
Luftwärmepumpen und PV-Anlagen errichtet werden. Die Umsetzung soll dabei über 
städtebauliche Verträge bzw. beim Verkauf durch die Hessische Landgesellschaft (HLG) 
gesichert werden.  

Der Bebauungsplan Nr. 78 „Sinai II und III - West" wurde von der 
Stadtverordnetenversammlung am 26.06.2024 als Satzung beschlossen und mit 
Bekanntmachung am 01.08.2024 rechtskräftig.  

Während der Erschließungsmaßnahmen hat die Stadtverordnetenversammlung weiterhin in 
ihrer Sitzung am 10.12.2025 die Vermarktung der Wohnbauflächen unter bestimmten 
Rahmenbedingungen analog zu den bereits geschlossenen städtebaulichen Verträgen mit 
den Alteigentümern und die Mindestverkaufswerte auf Grundlage des Wertgutachtens 
beschlossen. Da der Bebauungsplan für eine gestalterische Vielfalt eine Mischung 
unterschiedlicher Gebäudetypen und eher verdichtete Einfamilienhausbebauung vorsieht, 
konnte davon ausgegangen werden, dass vor allem auch Bauträger auf die sechs 
verschiedenen „Lose“ (Gebietsteile) bieten.  

Ein vorgeschaltetes Bekundungsverfahren hatte zwar aufgezeigt, dass ein sehr großes 
Interesse besteht, sich in diesem kleinen Wohngebiet anzusiedeln, allerdings wurden 
letztendlich nur wenige Gebote eingereicht.  
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Nach Auswertung der eingegangenen Gebote konnte lediglich für das „Los 2“ (Grundstück 
für ein Ein-/Zweifamilienhaus) eine Vergabeentscheidung getroffen werden. Bei allen 
anderen „Losen“ (Hausgruppen und kleine Mehrfamilienhäuser) wurde deutlich, dass derzeit 
vor allem die Vorgaben für eine „Plus-Energie-Siedlung“ zu hohe wirtschaftliche 
Aufwendungen mit sich bringen. Die vorgegebenen Mindestgebote konnte mit den 
beschlossenen Rahmenbedingungen nicht eingehalten werden, was sicherlich auch auf die 
allgemeine konjunkturelle Lage zurückzuführen ist. Für diese fünf übrigen Lose konnten also 
keine wertungsfähigen Gebote berücksichtigt werden, sie konnten unter den bisherigen 
Rahmenbedingungen nicht am Markt platziert werden. Eine im Anschluss an das 
Bieterverfahren durch die HLG durchgeführte Abfrage bei Bauträgern, die in er ersten Phase 
noch ihr Interesse bekundet hatten, hat gezeigt, dass insbesondere die Vorgaben zur 
Passivhausbauweise und die damit verbundenen Verpflichtungen als zu hohe Hürde für eine 
wirtschaftliche Projektentwicklung angesehen werden. Die Vergaberichtlinie sieht bislang 
eine Bauverpflichtung innerhalb von drei Jahren nach Übergabe sowie die Errichtung von 
Wohngebäuden im Plus-Energie-Standard in Passivhausbauweise vor. Für den Fall der 
Nichterfüllung ist eine Vertragsstrafe vorgesehen. Auch der Kaufvertrag übernimmt diese 
Verpflichtungen und sieht hierzu entsprechende Nachweis-, Sicherungs- und 
Sanktionsregelungen vor 

Aus den vorgenannten Gründen wird dringend empfohlen, die energetischen Anforderungen 
für die bislang noch nicht vergebenen Grundstücke auf Grundlage der im bisherigen 
Bieterverfahren gewonnenen Markterfahrungen neu auszurichten, um auf die aktuellen 
Marktbedingungen zu reagieren. Die bislang noch nicht vergebenen Grundstücke sollen 
deshalb in einem neuen und eigenständigen Bieterverfahren erneut angeboten 
werden. Dabei sollen die wirtschaftlichen und verfahrensbezogenen Rahmenbedingungen 
des bisherigen Bieterverfahrens unverändert übernommen werden. Die Verpflichtung zur 
Errichtung der Gebäude im Plus-Energie-Standard in Passivhausbauweise wird jedoch nicht 
mehr als Vergabebedingung vorgegeben. Gleichzeitig soll die Frist für die Bauverpflichtung 
von bisher drei auf fünf Jahre nach Übergabe des Grundstücks verlängert werden. 

Damit ist für die Interessenten eindeutig erkennbar, dass es sich nicht um eine nachträgliche 
Änderung des bisherigen Verfahrens, sondern um ein neues Verfahren mit eigenständigen 
und neu festgelegten Bedingungen handelt. Die ursprünglichen Verfahrensunterlagen sahen 
bereits ausdrücklich vor, dass das Verfahren ganz oder teilweise aufgehoben werden kann. 

Die bereits erfolgte Vergabe wird von der Neuregelung ausdrücklich ausgenommen. Dies ist 
insbesondere deshalb sachgerecht, weil für das bereits vergebene „Los“ bzw. Grundstück für 
ein Ein-/Zweifamilienhaus die Voraussetzungen für die notarielle Umsetzung bereits 
geschaffen wurden und der Kaufvertrag auf Grundlage der bisherigen Bedingungen 
vorbereitet wurde. Der Grundstückskaufvertrag selbst bedarf der notariellen Beurkundung. 
Die bestehende Vergabe wird daher vollständig nach den ursprünglich bekanntgemachten 
Bedingungen abgeschlossen. 

Im neuen Bieterverfahren sollen keine über die gesetzlichen Anforderungen hinausgehende 
Verpflichtungen zur Errichtung im Plus-Energie-Standard oder in Passivhausbauweise zur 
Voraussetzung des Grundstückserwerbs werden. Die nach dem jeweils geltenden Bau-, 
Gebäudeenergie- und sonstigen Fachrecht bestehenden Anforderungen bleiben unberührt.  

Die bestehenden städtebaulichen Vereinbarungen mit den "umgelegten" Alteigentümern 
werden durch die vorliegenden Beschlussvorschläge nicht einseitig geändert. Eine 
Anpassung soll vielmehr – soweit rechtlich zulässig – durch ausdrückliche schriftliche 
Änderungsvereinbarungen erfolgen. Dies entspricht auch der im vorliegenden 
Vertragsmuster enthaltenen Schriftformregelung. Damit wird vermieden, dass ein 
entsprechender Beschluss unmittelbar als einseitige Änderung bereits bestehender 
vertraglicher Verpflichtungen ausgelegt werden kann. 
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Mit der Durchführung eines neuen Bieterverfahrens entstehen der Stadt grundsätzlich keine 
über die bisherigen Verfahrenskosten hinausgehenden wesentlichen finanziellen 
Auswirkungen. Die Grundstücke werden weiterhin zu den für das bisherige Verfahren 
festgelegten Mindestgebotspreisen und nach den dort vorgesehenen wirtschaftlichen 
Bedingungen angeboten. 

Da im vorliegenden Sachverhalt öffentliche-rechtliche (Bebauungsplan) und privatrechtliche 
Belange (Vertragswesen) betroffen sind fällt der Beschlussvorschlag sehr umfassend aus 
und lässt sich wie folgt zusammenfassen: 

Es wird ein neues, eigenständiges Bieterverfahren für fünf der sechs Lose durchgeführt; 
hierbei sollen die energetischen Anforderungen für noch nicht vergebene Grundstücke neu 
festgelegt werden. Bereits begründete vertragliche Verpflichtungen bleiben hiervon 
unberührt. Die bestehenden städtebaulichen Vereinbarungen mit den zugewiesenen 
Alteigentümern werden überprüft und es werden – soweit rechtlich zulässig und 
städtebaulich sowie wirtschaftlich vertretbar – Änderungsvereinbarungen getroffen. 

Grundlage des neuen Bieterverfahrens sind – mit den im Beschluss genannten Änderungen 
– die für das bisherige Bieterverfahren veröffentlichten Vergabeunterlagen. Insbesondere 
bleiben 

• die bisherige Einteilung der Grundstücke in Lose,  
• die Grundstückszuschnitte,  
• die Mindestgebotspreise,  
• das Verfahren der Vergabe an den jeweils Höchstbietenden,  
• die sonstigen Vergabe- und Zahlungsbedingungen sowie  
• die sonstigen vertraglichen Regelungen  

unverändert. 

Die bisherige Verpflichtung, innerhalb von drei Jahren nach Übergabe des Grundstücks ein 
Wohngebäude im Plus-Energie-Standard in Passivhausbauweise zu errichten, wird für das 
neue Bieterverfahren nicht übernommen. 

Dadurch, dass die fertiggestellten Erschließungsmaßnahmen für Wärmepumpen und 
Solaranlagen ausgerichtet sind, müssen die neuen Eigentümer ohnehin in dieser Richtung 
planen. Insgesamt beinhaltet bereits der Bebauungsplan weitreichende Klimaschutz- und 
Klimaanpassungsmaßnahmen. Die Aufwendungen für Fläche und Herstellung der sehr 
großen öffentlichen Grünanlagen sind verhältnismäßig hoch. Ein großes, naturnah 
gestaltetes Regenrückhaltebecken und Festsetzungen wie Dachbegrünung leisten hier 
ebenso einen hohen Beitrag. Angesichts dessen werden weitere, darüber hinausgehende 
Vorgaben wie der ursprünglich vorgeschlagene Passivhausstandard als verzichtbar 
angesehen. 

Zur Orientierung ist ein Übersichtslageplan (sechs “Lose”) als Anlage beigefügt. 

 
 
Haushaltsmäßige Beurteilung: 
 
Mit der Durchführung eines neuen Bieterverfahrens entstehen keine über die bisherigen 
Verfahrenskosten hinausgehenden Kosten. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
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Der Magistrat der Stadt Bad Soden am Taunus schlägt der Stadtverordnetenversammlung 
der Stadt Bad Soden am Taunus folgenden Beschluss vor: 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Soden am Taunus beschließt im Rahmen 
der Umsetzung des Wohnbauteils im Bebauungsplan Nr. 78 „Sinai II und III - West": 

1.    Für noch nicht vergebene Baugrundstücke wird ein neues, eigenständiges 
Bieterverfahren durchgeführt. Grundlage hierfür sind – mit den nachfolgend genannten 
Änderungen – die für das bisherige Bieterverfahren veröffentlichten Vergabeunterlagen. 
Insbesondere bleiben die im Sachverhalt aufgelisteten Rahmenbedingungen 
unverändert. 

2.    Die bisherige Verpflichtung, innerhalb von drei Jahren nach Übergabe des Grundstücks 
ein Wohngebäude im Plus-Energie-Standard in Passivhausbauweise zu errichten, wird 
für das neue Bieterverfahren nicht übernommen. Für die im neuen Bieterverfahren zu 
vergebenen Grundstücke gilt stattdessen eine Bauverpflichtung innerhalb von fünf 
Jahren nach Übergabe des Grundstücks. Die Bauverpflichtung richtet sich nach den 
Festsetzungen des jeweils geltenden Bebauungsplans und den sonstigen gesetzlichen 
Anforderungen. Die nach dem jeweils geltenden Recht einzuhaltenden energetischen 
Anforderungen bleiben unberührt. 

3.    Die bereits im bisherigen Bieterverfahren erfolgte Vergabe eines Grundstücks (Los 2) 
bleibt von diesem Beschluss unberührt. Insbesondere werden die der bisherigen 
Vergabe zugrunde liegenden Bedingungen und die dort vorgesehene Verpflichtung zur 
Errichtung eines Gebäudes im Plus-Energie-Standard in Passivhausbauweise nicht 
nachträglich geändert. 

4.    Die bestehenden städtebaulichen Vereinbarungen mit den Alteigentümern bleiben durch 
diesen Beschluss zunächst unberührt. Der Magistrat der Stadt Bad Soden am Taunus 
wird ermächtigt, nach rechtlicher Prüfung mit den jeweiligen Vertragspartnern schriftliche 
Änderungsvereinbarungen abzuschließen, soweit damit die dort vereinbarten 
Anforderungen an den Plus-Energie-Standard in Passivhausbauweise an die mit diesem 
Beschluss festgelegte zukünftige Ausrichtung des Baugebiets angepasst werden. Die 
Änderungsvereinbarungen sollen insbesondere auch die damit verbundenen Regelungen 
zu Nachweispflichten, Vertragsstrafen, Sicherheiten und Rechtsnachfolge erfassen. Der 
Magistrat wird ermächtigt, die hierfür erforderlichen Verhandlungen zu führen und die 
entsprechenden Vereinbarungen abzuschließen, soweit keine weitergehende 
Zuständigkeit eines Gremiums gesetzlich oder nach der Zuständigkeitsordnung 
bestehen. 

5.    Der Magistrat wird beauftragt und ermächtigt, das neue Bieterverfahren gemeinsam mit 
der Hessischen Landgesellschaft mbH (HLG) auf der Grundlage dieses Beschlusses 
durchzuführen. 

 
 
 
 
Dr. Felix Fischer 
Erster Stadtrat 
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190

Textliche Festsetzungen,
Hinweise und Empfehlungen

A)Planungsrechtliche Festsetzungen

Hinweis: Mit Inkrafttreten des Bebauungsplans Nr. 78 •Sinai II + III„ - West (1. Bauabschnitt)
werden f–r seinen Geltungsbereich die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen des
rechtskröftigen Bebauungsplans Nr. 73 •Sinai I" ersetzt.

1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1 Allgemeines Wohngebiet (WA) (§ 4 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 und 6 Nr. 1 BauNVO)

1.1.1 F–r die Allgemeinen Wohngebiete gilt (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO):
Anlagen f–r kirchliche und kulturelle Zwecke sind unzulössig.

1.1.2 F–r die Allgemeinen Wohngebiete gilt (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 6 BauNVO):
Gartenbaubetriebe und Tankstellen sind unzulössig.

1.2 Eingeschrönktes Gewerbegebiet (GEe) (§ 8 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO)

1.2.1 F–r das Gewerbegebiet gilt (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO):
Die Einrichtung von Verkaufsflöchen ist nur f–r die Selbstvermarktung der im Gebiet produzier-
enden und weiterverarbeitenden Betriebe zulössig, wenn die Verkaufsflöche einen unterge-
ordneten Teil der durch die Betriebsgeböude bebauten Flöche einnimmt.

1.2.2 F–r das Gewerbegebiet gilt (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO):
Speditionsbetriebe und Fuhrunternehmen sind unzulössig.

1.2.3 F–r das Gewerbegebiet gilt (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO):
Bordellartige Gewerbebetriebe sowie Sexshops und Vergn–gungsstötten sind nicht zulössig;
diese Nutzungen künnen auch nicht ausnahmsweise zugelassen werden (vgl. § 1 Abs. 5
BauNVO). Ausnahmen gem. § 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO sind nicht Bestandteil des Bebauungs-
plans “ Vergn–gungsstötten sind unzulössig (vgl. § 1 Abs. 6 BauNVO).

1.2.4 Im Gewerbegebiet (GEe) sind nur solche Betriebe und Anlagen zulössig, die nach ihrem
Stürgrad auch im Mischgebiet zulössig sind (eingeschrönktes Gewerbegebiet).

2 Maä der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

2.1 Hühe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 3 Nr. 2 und § 18 Abs. 1 BauNVO)

2.1.1 Die Geböudehühe (OK Geb. max.) ist das Maä bis zum oberen Geböudeabschluss (hüchster
Punkt der Dachhaut). Bei Döchern mit einer Dachaufkantung (Attika) befindet sich dieser
Punkt am oberen Abschluss der am hüchsten gelegenen Attika.
F–r die Allgemeinen Wohngebiete gilt: Die maximale Geböudehühe wird in Metern –ber
Normalnull (m – NN) angegeben (vgl. Einschrieb in der Planzeichnung (PZ)).

2.1.2 F–r die Allgemeinen Wohngebiete gilt: Die Traufhühe liegt mindestens 3,0 m unterhalb der
maximalen Geböudehühe (OK Geb. max.). Die Traufhühe ist die Oberkante der Br–stung bzw.
Umwehrung oder Attika –ber dem letzten müglichen Vollgeschoss.

2.1.3 Die festgesetzte maximale Geböudehühe (OK Geb. max.) darf durch Anlagen zur Nutzung von
Solarenergie um maximal 1,2 m –berschritten werden.

2.1.4 Aufgestönderte Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie sind nur zulössig, wenn sie
mindestens ihrer jeweiligen Hühe entsprechend von der nöchstgelegenen Geböudeauäenwand
abger–ckt werden.

2.1.5 F–r das Gewerbegebiet (GEe) gilt: Die maximale Geböudehühe betrögt 22,0 m. Hierbei gilt,
dass eine Hühe von 202,0 m – NN (Referenz ist die Traufe des denkmalgesch–tzten Wasser-
turms) nicht –berschritten werden darf. Unterer Bezugspunkt ist das nat–rliche Gelönde.
Der Nachweis ist im Baugenehmigungsverfahren zu f–hren.

2.1.6 F–r das Gewerbegebiet (GEe) gilt: Bauliche Anlagen f–r technische Aufbauten, Dachzugönge/
Dachausstiege, Dachaufbauten f–r Aufzugs–berfahrten oder Energieerzeugungsanlagen, die
–ber die maximal zulössige Oberkante der Geböude (OK Geb. max.) hinausgehen, d–rfen auf
bis zu 20 % der Grundflöche der jeweiligen baulichen Anlage –berschritten werden, hüchstens
jedoch um bis zu 3,0 m. Aufbauten d–rfen 202,0 m – NN nicht –berschreiten und m–ssen um
mindestens 3,0 m von der Fassade zur–ckspringen.

2.2 Zahl der Vollgeschosse (§ 16 Abs. 5 BauNVO)

Im Allgemeinen Wohngebiet (WA) und im eingeschrönkten Gewerbegebiet (GEe) sind (Tief-)
Garagengeschosse nicht auf die Zahl der zulössigen Vollgeschosse anzurechnen.

2.3 Grundflöchenzahl (§ 19 Abs. 1 BauNVO)

2.3.1 In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1, 3 und 4 darf die maximale Grundflöchenzahl f–r
(Reihen-) Mittelhöuser bis zu einer GRZ = 0,65 –berschritten werden.

2.3.2 Im Allgemeinen Wohngebiet WA 5a darf die jeweilige zulössige Grundflöche durch die Grund-
flöche von baulichen Anlagen, durch die das Baugrundst–ck lediglich unterbaut wird (Tief-
garage), bis zu einer Grundflöchenzahl von 0,8 –berschritten werden.

2.4 Geschossflöchenzahl (§ 20 Abs. 2 BauNVO)

Im Allgemeinen Wohngebiet WA 5a sowie im eingeschrönkten Gewerbegebiet (GEe) ist die
Flöche von Tiefgaragen nicht auf die GFZ anzurechnen.

3 Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 22 Abs. 4 BauNVO)

3.1 Die Bauweise ist gemöä § 22 Abs. 4 BauNVO in den Teilbaugebieten Nr. 1, 3, 4 und 5a als
eine von § 22 Abs. 1 BauNVO abweichende Bauweise festgesetzt:

3.1.1 Abweichende Bauweise a1 (Teilbaugebiet Nr. 1):
Bei der abweichenden Bauweise a1 handelt es sich um eine geschlossene Bauweise, bei der
die Ausdehnung der oberirdischen Geböude (Hausgruppe, Reihenhaus) jeweils maximal 30 m
betragen darf, sofern andere Vorschriften nicht entgegenstehen. Reihenendhöuser m–ssen mit
seitlichem Abstand zur Grundst–cksgrenze errichtet werden.

3.1.2 Abweichende Bauweise a2 (Teilbaugebiet Nr. 3):
Die Geböude sind als Hausgruppen (Ketten-Reihenhöuser) zu errichten, eine einseitige
Grenzbebauung ist an mindestens einer Seite an der seitlichen Nachbargrenze zulössig. Vor
Auäenwönden, die nicht an der Nachbargrenze errichtet werden, sind die erforderlichen
Abstandsflöchen einzuhalten.

3.1.3 Abweichende Bauweise a3 (Teilbaugebiet Nr. 4):
Die Geböude sind als Hausgruppen (Atrium-Reihenhöuser) zu errichten, eine beidseitige
Grenzbebauung ist an der seitlichen Nachbargrenze zulössig.
Endhöuser m–ssen mit seitlichem Abstand zur Grundst–cksgrenze errichtet werden.
Vor Auäenwönden, die nicht an der Nachbargrenze errichtet werden, sind die erforderlichen
Abstandsflöchen einzuhalten.

3.1.4 Im Gewerbegebiet (GEe) wird keine Bauweise festgesetzt.

4 ßberbaubare Grundst–cksflöchen (§ 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 Abs.3 BauNVO)

F–r die Allgemeinen Wohngebiete gilt: Die festgesetzten Baugrenzen d–rfen durch Balkone,
Loggien und Erker bis zu einer Tiefe von 2,0 m und einer Gesamtbreite von hüchstens der
Hölfte der Geböudefront bzw. des Fassadenabschnittes ausnahmsweise –berschritten werden,
sofern diese nicht in die nach der HBO mindestens vorgesehene Tiefe der Abstandsflöchen von
3,0 m zur Nachbargrenze hineinreichen.

5 Mindest- und Hüchstmaäe f–r die Grüäe, Breite oder Tiefe von Baugrundst–cken
(§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB)

5.1 Auf den Flöchen, f–r die der Bebauungsplan eine Bebauung mit Hausgruppen zulösst (WA 1, 3
und 4), darf die Breite der Baugrundst–cke bzw. jedes Sondereigentum nach WEG (Reihen-
haus-, Kettenhaus-, Atriumhauseinheit, Doppelhaushölfte) 5,0 m nicht unterschreiten und
10,0 m nicht –berschreiten.

5.2 Auf den Flöchen, f–r die der Bebauungsplan eine Bebauung mit Einzel- und Doppelhöusern
zulösst (WA 2), betrögt die Mindestgrüäe der Baugrundst–cke f–r Einzelhöuser 340 m² und f–r
Doppelhaushölften 250 m². Die maximale Grundst–cksgrüäe darf bei Einzelhöusern 690 m²
und bei Doppelhaushölften 345 m² nicht –berschreiten.

5.3 Ausnahmen von den Festsetzungen 5.1 und 5.2 sind zulössig bei Endgrundst–cken von
Wohnzeilen bzw. Hausgruppen oder bei Eckgrundst–cken von Einzelhöusern, wenn dies der
Grundst–ckszuschnitt nütig macht, sowie bei Baugrundst–cken, auf denen Geschoss-
wohnungen in Mehrfamilienhöusern errichtet werden.

Von den festgesetzten Hüchstmaäen der Baugrundst–cke sind weiterhin Ausnahmen zulössig
bei Bildung eines Gemeinschaftsgrundst–ckes f–r mehrere Eigentumswohnungen bzw. Eigen-
tumshöuser nach dem Wohnungseigentumsgesetz (WEG).

6 Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 14 Abs. 1 BauNVO)

F–r die Allgemeinen Wohngebiete gilt: Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO (z. B. Garten-
h–tten, Fahrradstönder etc.) d–rfen 9 m² je Geböude bzw. Geböudeeinheit und eine Hühe von
3,0 m nicht –berschreiten.

7 Flöchen f–r Stellplötze, Carports und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12
Abs. 6 und § 23 Abs. 5 BauNVO)

7.1 F–r die Allgemeinen Wohngebiete gilt: Stellplötze, Carports und (Tief-) Garagen sind jeweils
nur innerhalb der –berbaubaren Grundst–cksflöchen sowie innerhalb der entsprechend f–r 
diese Anlagen vorgesehenen und gekennzeichneten Flöchen zulössig.

7.2 F–r die Allgemeinen Wohngebiete gilt: Stellplötze sind im r–ckwörtigen Grundst–cksbereich
nicht zulössig.

7.3 F–r die Allgemeinen Wohngebiete gilt: Stellplötze d–rfen maximal 60 % des Vorgartenbereichs
–berdecken.

lfd. Nr. Baugebiet GRZ GFZ Z Haustyp Bauweise OKGeb. max.

1 WA 0,4 0,8 II a1 vgl. PZ

2 WA 0,4 0,8 II o

3 WA 0,5 0,9 II a2

WA 0,7 1,0 II

WA 0,4 0,8 II - -

6 GEe 0,6 1,8 IV - - 22,0 m

4

5a

vgl. PZ

vgl. PZ

vgl. PZ

vgl. PZ

H (KH)

E/D

E/H

H (AH) a3

Nutzungsmatrix

(PZ = Planzeichnung)

7.4 F–r die Allgemeinen Wohngebiete gilt: Je Grundst–ck bzw. je Geböudeeinheit ist nur eine
Zufahrt in einer Breite von maximal 6 m zulössig.

7.5 F–r das Gewerbegebiet (GEe) gilt: Stellplötze innerhalb der Bauverbotszone sind im Bebau-
ungsplan mit einem Mindestabstand von 5 m zur Grundst–cksgrenze in Richtung L 3014 nicht
ausgeschlossen. Es ist je 5 Stellplötze ein Baum (Stammumfang 16/18 cm) nach Artenver-
wendungsliste zwischen den Stellplötzen zu pflanzen (Hinweis: Es ist eine Zustimmung der
Landesbehürde nach § 23 HStrG erforderlich).

8 Hüchstzulössige Zahl von Wohnungen in Wohngeböuden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

F–r die Allgemeinen Wohngebiete gilt: Auf den Flöchen, f–r die der Bebauungsplan eine
Bebauung mit Einzel- und Doppelhöusern, mit Hausgruppen sowie Ketten- und Atriumhöusern
zulösst (WA 1-4), ist auf Baugrundst–cken mit einer Grundst–cksgrüäe unter 340 m² nur eine
Wohnung zulössig. Bei Grundst–cksgrüäen von 340 m² und mehr sind zwei Wohnungen
zulössig. Ausgenommen hiervon ist WA 5a, hier ist Geschosswohnungsbau und somit mehr
Wohnungen vorgesehen.

9 Flöchen f–r soziale Wohnraumfürderung

F–r das Allgemeine Wohngebiet WA 5a gilt: Mindestens 30 % der Wohneinheiten im Geschoss-
wohnungsbau sind als fürderföhiger Wohnungsbau zu errichten.

10 Gr–nflöchen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

10.1 Öffentliche Gr–nflöchen

10.1.1Parkanlage: Die Flöche ist mit Extensivrasen zu begr–nen und mit Gehülzen zu bepflanzen.
Zulössig sind dar–ber hinaus Wege und Plötze in wassergebundener Bauweise oder mit
randlicher Niederschlagsversickerung auf bis zu 10 % der Flöche sowie bauliche Anlagen, die
der stillen Erholung dienen, insbes. Ruhebönke. Im Bereich der baulichen Anlagen nach Satz 2
sind Natrium-Niederdruckdampflampen oder gleichwertige Lichtquellen bzw. LED-Lampen mit
warm-weiäem Licht (Lichtfarbe unter 3000 K) mit geb–ndelter, diffuser Strahlung zu
verwenden. Die Abstrahlung hat vertikal zum Boden hin zu erfolgen; der zulössige
Abstrahlwinkel zu den Seiten betrögt jeweils 40°.
Als Extensivrasen gelten kröuterreiche Ansaatmischungen aus regionaler Herkunft mit Eignung
f–r eine mehrsch–rige Pflege. Die Flöchen sind mindestens einmal und hüchstens dreimal im
Jahr zu möhen. Das Mahdgut ist abzutransportieren.
Gehülze sind in Form von solitören Einzelböumen und -ströuchern, Baumreihen und -gruppen
sowie Strauchgruppen auf mindestens 30 % der Gesamtflöche unter Verwendung von Arten
der Artenlisten gem. E1 und 2 zu entwickeln und dauerhaft zu erhalten.
Auf den Flöchen zulössig sind Einrichtungen zur naturnahen Niederschlagswasserableitung,
-r–ckhaltung und -versickerung in Form landschaftsgerecht gestalteter Mulden und Gröben.

10.2 Private Gr–nflöchen

10.2.1Private Gr–nflöche, Zweckbestimmung: Gebietseingr–nung
Die private Gr–nflöche, die den Allgemeinen Wohngebieten zugeordnet ist, ist analog den
Flöchen zu 10.1.1 anzulegen und zu unterhalten. Abweichend hiervon ist der zulössige Anteil
von Wegen und Plötzen auf 5 % der Flöche beschrönkt und f–r die Pflanzung von Böumen wird
die Verwendung von Obstböumen (Apfel, Birne, Kirsche, Pflaume, Mirabelle, Quitte, Speierling)
traditioneller, regionaler Sorten festgesetzt.

10.2.2 Innerhalb der privaten Gr–nflöche, die den Allgemeinen Wohngebieten zugeordnet ist, sind
Zöune unzulössig. Auch eine Abgrenzung zur üffentlichen Gr–nflöche (Parkanlage) durch
Zöune ist nicht gestattet.

10.2.3Die private Gr–nflöche, die dem eingeschrönkten Gewerbegebiet (GEe) zugeordnet ist, ist
analog den Flöchen zu 10.1.1 anzulegen und zu unterhalten. Abweichend hiervon ist der
zulössige Anteil von Wegen und Plötzen auf 5 % der Flöche beschrönkt.

11 Flöchen f–r Aufsch–ttungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB)

F–r die Allgemeinen Wohngebiete gilt: Das Aufsch–tten der Grundst–cke ist nur bis zur Hühe
der anbauföhigen Verkehrsflöche zulössig.

12 Maänahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

12.1 Oberflöchenbefestigung: Fuäwege, Stellplatzzufahrten sowie Hofflöchen auf den
Baugrundst–cken sind in wasserdurchlössiger Bauweise zu befestigen (z.B. wassergebundene
Wegedecken, weitfugige Pflasterungen, Rasenpflaster, Schotterrasen oder Porenpflaster).
F–r das eingeschrönkte Gewerbegebiet (GEe) gilt, dass die Zufahrten zum Baugebiet sowie die
Zufahrten zu Stellplötzen und Tiefgaragen und Anlieferungszonen abweichend auch
wasserundurchlössig und z.B. mit Asphaltdeckung ausgef–hrt werden d–rfen.

12.2 Grundst–cksfreiflöchen:
F–r die Allgemeinen Wohngebiete gilt:
Mindestens 30 % der nicht –berbaubaren Flöchen (GRZ gem. § 19 BauNVO) sind zu
bepflanzen. Die gemöä den zeichnerischen Festsetzungen anzupflanzenden Böume und
Ströucher künnen zur Anrechnung gebracht werden. Es gilt: 1 Baum gem. Artenliste
E 1 / 100m² und 1 frei wachsender Strauch gem. Artenliste E 2 / 25 m². Zur Artenauswahl
vgl. die Artenliste E.

F–r das eingeschrönkte Gewerbegebiet (GEe) gilt:
Mindestens 20 % der Grundst–cksflöchen sind zu bepflanzen. Es gilt: 1 Baum gem. Artenliste
E 1 / 100m² und 1 frei wachsender Strauch gem. Artenliste E 2 / 25 m². Zur Artenauswahl
vgl. die Artenliste E.

12.3 Dachbegr–nung:
F–r die Allgemeinen Wohngebiete gilt: Flachdöcher und flach geneigte Döcher bis zu einem
Dachneigungswinkel von max. 10° sind dauerhaft und fachgerecht sowie unter Beachtung der
brandschutzrechtlichen Bestimmungen und der Anforderungen an die Standsicherheit mit einer
standortgerechten Vegetation extensiv zu begr–nen. Die Begr–nung ist dauerhaft zu erhalten.
(vgl. hierzu auch TF Ziffer B 1.2.1)

F–r das Gewerbegebiet (GEe) gilt: Die in B 1.1.2 aufgef–hrten Flachdöcher sind dauerhaft und
fachgerecht und unter Beachtung der brandschutzrechtlichen Bestimmungen und der
Anforderungen an die Standsicherheit mit einer standortgerechten Vegetation extensiv zu
begr–nen (vgl. hierzu auch TF Ziffer B 1.2.2)

12.4 Tiefgaragenbegr–nung: Die Tiefgaragenbauwerke sind mit mindestens 80 cm Erd–berdeckung
anzulegen und dauerhaft zu begr–nen.

12.5 Beleuchtung: Zur Vermeidung und Minimierung von Beeintröchtigungen nachtaktiver Insekten
sind f–r die Auäenbeleuchtung ausschlieälich Leuchtmittel (z.B. LED-Leuchten,
Natrium-Hochdampflampen) mit einer Farbtemperatur von 2.700 Kelvin (warmweiäe
Lichtfarbe) bis maximal 3.000 Kelvin unter Verwendung vollstöndig gekapselter
Leuchtengehöuse, die kein Licht nach oben emittieren, einzusetzen.

12.6 Versickerung von Niederschlagswasser: F–r das Gewerbegebiet (GEe) gilt: Aus dem gesamten
eingeschrönkten Gewerbegebiet darf eine max. Abwassermenge von 10 l/s in den üffentlichen
Sammler eingeleitet werden. Dar–ber hinaus anfallendes Ab- bzw. Niederschlagswasser ist auf
dem privaten Grundst–ck zur–ckzuhalten bzw. zu verwerten.

12.7 Vorgartengestaltung:
F–r die Allgemeinen Wohngebiete gilt: In Vorgörten sind Stein-, Kies-, Split- und
Schottergörten oder -sch–ttungen von mehr als 1 m² Flöche unzulössig, soweit sie
≥ auf einem (Unkraut-) Vlies, einer Folie oder einer vergleichbaren Untergrundabdichtung

aufgebracht werden und
≥ nicht wie bei einem klassischen Steingarten die Vegetation, sondern das steinerne 

Material als hauptsöchliches Gestaltungsmittel eingesetzt wird
≥ oder soweit sie nicht dem Spritzwasserschutz am Geböude dienen.

Dem Spritzwasserschutz dienen Hausumrandungen mit einer Breite von bis zu 40 cm oder
entsprechend dem jeweiligen Dach–berstand.

13 Flöchen f–r Maänahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Zweckbestimmung: Gr–nkorridor f–r Regionalparkroute
Die Flöche ist analog den Flöchen zu 10.1 anzulegen und zu unterhalten. Zulössig sind die
Anlage eines Fuä- und Radweges mit einer Ausbaubreite von bis zu 4,0 m in
wasserundurchlössiger Bauweise (Asphalt) als Teil der Regionalparkroute (vgl. Plankarte)
sowie eine zweite Zufahrt zum GEe.

14 Bauliche und sonstige technische Vorkehrungen zum Schutz vor schödlichen
Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 4 BauNVO)

14.1 Aktiver Schallschutz

Zum Schutz vor Verkehrslörmimmissionen ist die Anordnung eines aktiven Lörmschutzes
zwischen Niederhofheimer Straäe und dem Allgemeinen Wohngebiet in der Ausf–hrung als
Schallschutzwand mit einer Hühe von 3 m –ber dem Niveau der Niederhofheimer Straäe
erforderlich (vgl. Planzeichnung). Die Schallschutzwand muss zur Vermeidung von
Reflexionswirkungen f–r die gegen–berliegende bestehende Wohnbebauung straäenseitig
hochabsorbierend im Sinne der ZTV-Lsw 06 [zusötzliche technische Vertragsbedingungen und
Richtlinien f–r die Ausf–hrung von Lörmschutzwönden an Straäen] ausgef–hrt werden.

Ausnahmen von der Lage und H�he des Schallschutzes k�nnen zugelassen werden, wenn

durch einen Sachverständigen nachgewiesen wird, dass geringere H�hen bzw. eine

alternative Lage ausreichend sind.

14.2 Passiver Schallschutz

Im Plangebiet sind aufgrund der Lörmimmissionen f–r Röume, die nicht nur dem vor–ber-
gehenden Aufenthalt von Personen dienen, bauliche Vorkehrungen zum Lörmschutz zu treffen.
Zum Schutz gegen Auäenlörm ist nachzuweisen, dass die Fassadenbauteile (Fenster, Auäen-
wönde und Dachflöchen) schutzbed–rftiger Röume das nach DIN 4109-1 [2018-1] geforderte
Gesamt-Bau-Schalldömm-Maä R'w,ges der Auäenbauteile nach

R'w,ges = La - KRaumart

nicht unterschreitet.

Dabei ist:
La = der maägebliche Auäenlörmpegel nach DIN 4109-2 [2018]
KRaumart = 25 dB f–r Bettenröume in Krankenanstalten und Sanatorien
KRaumart = 30 dB f–r Aufenthaltsröume in Wohnungen, ßbernachtungsröume in 

Beherbergungsstötten, Unterrichtsröume u.Ä.
KRaumart = 35 dB f–r B–roröume u.Ä.

Mindestens einzuhalten sind:
R'w,ges = 30 dB f–r Aufenthaltsröume in Wohnungen, ßbernachtungsröume in

Beherbergungsstötten u. Ä..

Sofern f–r Fassadenbereiche ausschlieälich die Zuordnung von •Lörmpegelbereichen" vor-
liegen, ist der maägebliche Auäenlörmpegel La f–r die Berechnungen nach der Einstufung der
Fassade in die Lörmpegelbereiche und der Zuweisung der •maägeblichen Auäenlörmpegel"
nach Tabelle 7 der DIN 4109-1 [2018-01] zu ermitteln.

Tabelle � Zuordnung zwischen Lörmpegelbereichen und maägeblichen Auäenlörmpegel

Die Tabelle ist ein Auszug aus DIN 4109-1 [2018-01] Tabelle 7 (Herausgeber: DIN Deutsches Institut f–r Normung e.V.).

Anwendungsbeispiel:
Maägeblicher Auäenlörmpegel La im Lörmpegelbereich III = 63 dB(A),
Raumnutzung •Wohnen„ KRaumart = 30 dB

R'w,ges = La “ KRaumart =      63 dB “ 30 dB

erforderliches bewertetes Gesamt-Bau-Schalldömm-Maä der Auäenbauteile R'w,ges � 33 dB

Die erforderlichen bewerteten Bau-Schalldömm-Maäe R'w,ges sind in Abhöngigkeit vom Ver-
höltnis der vom Raum aus gesehenen Auäenflöche eines Raumes SS zur Grundflöche des
Raumes SG nach DIN 4109-2 festzulegen.

F–r Auäenbauteile, die unterschiedlich zur maägeblichen Lörmquelle orientiert sind, darf der
unter •Freifeldbedingungen„ berechnete maägebliche Auäenlörmpegel ohne besonderen
Nachweis
≥ bei offener Bebauung um 5 dB(A),
≥ bei geschlossener Bebauung bzw. bei Innenhüfen um 10 dB(A)

gemindert werden.

F–r Röume, Schlafröume und Kinderzimmer, die –ber den schalltechnischen Orientierungs-
werten von nachts 45 dB(A) belastet sind wird empfohlen, schallgedömmte L–ftungselemente
in den Fassadenabschnitten vorzusehen.

Werden aufgrund der Bauweise vergleichbare L–ftungseinrichtungen (L–ftungsanlagen z. B. bei
Geböuden nach Passivhausstandard etc.) vorgesehen, kann auf die Verwendung schallge-
dömmter L–ftungselemente verzichtet werden.

Inselkarte 1: Gliederung des Plangebiets in die Lörmpegelbereiche nach DIN 4109 [2018-1]
anhand der •Maägebenden Auäenlörmpegel La„ in dB(A) f–r Straäe und Gewerbe zur Ableitung
der Schalldömmung der Fassadenbauteile

Hier: Darstellung der LPB f–r das Dachgeschoss (DG)/ Staffelgeschoss (SG) TAGZEIT

mit Abschirmung Schallschutzwand h = 3 m

Inselkarte 2: Gliederung des Plangebiets in die Lörmpegelbereiche nach DIN 4109 [2018-1]
anhand der •Maägebenden Auäenlörmpegel La„ in dB(A) f–r Straäe und Gewerbe zur Ableitung
der Schalldömmung der Fassadenbauteile

Hier: Darstellung der LPB f–r das Dachgeschoss (DG)/ Staffelgeschoss (SG) NACHTZEIT

mit Abschirmung Schallschutzwand h = 3 m

Inselkarte 3: Gliederung des Plangebiets in die Lörmpegelbereiche nach DIN 4109 [2018-1]
anhand der •Maägebenden Auäenlörmpegel La„ in dB(A) f–r Straäe und Gewerbe zur Ableitung
der Schalldömmung der Fassadenbauteile

Hier: Darstellung der LPB f–r die Teilflöche GEe, das 2. Obergeschoss, TAGZEIT

Inselkarte 4: Gliederung des Plangebiets in die Lörmpegelbereiche nach DIN 4109 [2018-1]
anhand der •Maägebenden Auäenlörmpegel La„ in dB(A) f–r Straäe und Gewerbe zur Ableitung
der Schalldömmung der Fassadenbauteile

Hier: Darstellung der LPB f–r die Teilflöche GEe, das 2. Obergeschoss, NACHTZEIT

Die DIN 4109 [Teil 1 + 2 2018-1] sowie die Geröuschimmissionsprognose P 20014-2 vom
17.02.2022 künnen in der Abteilung Stadtentwicklung und Mobilitöt der Stadt Bad Soden am
Taunus eingesehen werden.

15 Anpflanzung und Erhaltung von Böumen, Ströuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und 25b BauGB)

15.1 Straäenböume: Anpflanzung standortgerechter, stadtklimafester Laubböume gemöä Artenliste
E 1. Es ist eine als Pflanzinsel anzulegende Baumscheibe > 6,0 m² je Baum vorzusehen.
Eine Verschiebung der in der Planzeichnung dargestellten Pflanzungen von bis zu 5,0 m gegen-
–ber den in der Planzeichnung festgesetzten Standorten ist zulössig.

15.2 Die gemöä Zeichenerklörung zum Erhalt festgesetzten Böume sind fachgerecht zu pflegen und
dauerhaft zu erhalten. Die Pflegearbeiten sind unter Schonung und Erhaltung vorhandener
Baumhühlen vorzunehmen. Dabei ist die DIN 18920 •Schutz von Böumen, Pflanzenbestönden
und Vegetationsflöchen bei Baumaänahmen„ zu befolgen. Bei einem Verlust von Böumen sind
Ersatzpflanzungen gleichartiger Böume vorzunehmen.

B) Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften
(Satzung gemöä § 91 Abs. 1 HBO i. V. m. § 9 Abs. 4 BauGB)

1 Gestaltung der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 91 Abs. 1 HBO)

1.1 Dachform und Dachneigung

1.1.1 F–r die Allgemeinen Wohngebiete gilt: Zulössig sind Flachdöcher (FD) mit einer Neigung von
maximal 10°.

1.1.2 F–r das eingeschrönkte Gewerbegebiet (GEe) gilt: Zulössig sind Flachdöcher (FD) mit einer
maximalen Dachneigung von 5°. Ausnahmsweise sind auch abweichende, z.B. •geschwungene
und dynamische Dachformen„ und unbegr–nte Aufenthaltsbereiche zulössig.

1.2 Dacheindeckung und Anlagen zur aktiven Nutzung von Solarenergie

1.2.1 F–r die Allgemeinen Wohngebiete gilt: Die gemöä A 12.3 festgesetzte Dachbegr–nung ist
dauerhaft zu erhalten. Das gilt f–r alle Döcher der Hauptgeböude, Carports sowie freistehende
ßberdachungen von Abstellplötzen f–r Fahrröder- und Sonderfahrröder. Von der Begr–nungs-/
Bepflanzungspflicht ausgenommen sind technische Aufbauten, Treppen, Oberlichter und zur
Begehung vorgesehene Flöchen wie Terrassen und Revisionswege. Die dauerhafte Begr–nung
ist auch bei ergönzenden Anlagen zur Nutzung von Solarenergie sicherzustellen. Der Substrat-
aufbau muss min. 18 cm betragen.

1.2.2 F–r das eingeschrönkte Gewerbegebiet (GEe) gilt: Die gemöä A 12.3 festgesetzte Dachbe-
gr–nung ist dauerhaft zu erhalten. Technische Aufbauten und Solaranlagen sind von der
Begr–nungs-/ Bepflanzungspflicht ausgenommen, soweit sie gemöä den sonstigen Festsetz-
ungen zulössig sind.
Dar–ber hinaus kann eine Ausnahme zugelassen werden, wenn der Grundst–ckseigent–mer
den durch eine Abweichung gemöä Ziffer B 1.1.2 bedingten zusötzlichen naturschutz-
rechtlichen Ausgleichsbedarf gegen–ber dem in der Bauleitplanung ermittelten Bedarf ermittelt
(gemöä hessischer Kompensationsverordnung 2018) und einen entsprechenden Ausgleich
nachweist.

1.3 Fassaden

F–r die Hauptkürper sind als Fassadenfarben grelle Farben in Anlehnung an z. B. RAL-Farbe Nr.
1003 Signalgelb, RAL-Farbe Nr. 2010 Signalorange, RAL-Farbe Nr. 3001 Signalrot, RAL-Farbe
Nr. 2008 Signalviolett, RAL-Farbe Nr. 5005 Signalblau unzulössig.

1.4 Staffelgeschosse

F–r die Allgemeinen Wohngebiete gilt: Staffelgeschosse sind an mindestens drei Fassaden-
seiten um mindestens 1,0 m zur darunterliegenden Geböudeauäenkante zur–ckzusetzen.

1.5 Doppelhöuser und Hausgruppen

F–r die Allgemeinen Wohngebiete gilt: Doppelhaushölften und Hausgruppen (Reihenhöuser,
Atriumhöuser sowie Kettenhöuser) sind in Bezug auf Bauflucht, Traufwandhühe, Dachform und
Dachneigung deckungsgleich zu errichten.

2 Einfriedungen und St–tzmauern (§ 91 Abs. 1 Nr. 3 HBO)

2.1 F–r die Allgemeinen Wohngebiete gilt: Zulössig sind Einfriedungen, Mauern und St–tzmauern
als massive Sockel bis zu einer max. Hühe von 0,5 m. Mit Strauchpflanzungen oder Hecken
begr–nte Stabgitter- oder Maschendrahtzöune sind bis zu einer max. Hühe von 1,5 m
(inklusive Mauer) zulössig. Pfeiler sind zur Gliederung zulössig.
Ausgenommen hiervon ist das Teilbaugebiet WA 4 (Atriumhöuser), hier sind straäenseitige
Einfriedungen auch geschlossen und bis zu einer Hühe von maximal 2,0 m zulössig.

2.2 F–r die Allgemeinen Wohngebiete gilt: In den nicht –berbaubaren Grundst–cksflöchen der als
Doppelhaus oder Hausgruppe festgesetzten Flöchen ist ein seitlicher Sichtschutz an Terrassen/
Balkonen in einer Hühe bis zu 2,00 m und in einer Lönge von bis zu 3,00 m zulössig
(gemessen ab OK FFB EG).

2.3 St–tzmauern: St–tzmauern aus Mauerwerk, Beton und Betonfertigteilen sind zulössig, wenn
die St–tzmauern verputzt und mit dauerhaften Kletterpflanzen in Anlehnung an die Artenliste
E3 berankt oder durch vorgesetzte Trockenmauern verkleidet werden. Satz 1 findet keine
Anwendung auf Natursteinmauern oder Gabionen.

2.4 F–r das Gewerbegebiet (GEe) gilt: Einfriedungen sind bis zu einer maximalen Hühe von 2,5 m
zulössig. Diese sind teilweise als offene, eingegr–nte Einfriedungen herzustellen und künnen
als geschlossene Mauern zugelassen werden, wenn sie –berwiegend aus Stein (z.B. Gabionen)
oder Holz hergestellt und punktuell begr–nt werden, und wenn alle 50,0 m ein Materialwechsel
erfolgt.

3 Abfall- und Wertstoffbehölter (§ 91 Abs. 1 Nr. 3 HBO)

3.1 Stellplötze f–r bewegliche Abfall- und Wertstoffbehölter sind bei gewerblicher Nutzung in ein
Geböude zu integrieren; bei privater Nutzung sind sie entweder in das jeweilige Geböude zu
integrieren oder durch Abpflanzungen mit Schnitthecken oder Laubströuchern zu begr–nen
bzw. durch Pergolen oder M–llbehölterschrönke gegen eine allgemeine Einsicht abzuschirmen.

3.2 Ger–che emittierende Anlagen (z. B. M–lltonnen-/Kompostplötze) sind nach dem Stand der
Technik so zu errichten (z. B. Einhausung, Aufstellung entfernt schutzbed–rftiger Daueraufent-
haltsröume bzw. Daueraufenthaltsplötze) und zu betreiben, dass es zu keinen Gesundheitsge-
föhrdungen oder erheblichen Belöstigungen im Bereich schutzbed–rftiger Daueraufenthalts-
röume nach DIN 4109 und Daueraufenthaltsflöchen (z. B. Balkone, Terrassen, Freisitze)
kommt.

4 Gestaltung von Stellplötzen (§ 91 Abs. 1 Nr. 4 und 5 HBO)

Pkw-Stellplötze sind (vorbehaltlich der Bodeneignung) in wasserdurchlössiger Weise mit
Rasenkammersteinen, Schotterrasen oder versickerungsföhigem Pflaster (z. B. Fugenpflaster)
zu befestigen.

5 Ausstattung, Gestaltung, Grüäe und Zahl der Stellplötze f–r Kraftfahrzeuge sowie
der Abstellplötze f–r Fahrröder (§ 52 HBO)

5.1 Abweichend von § 6 Abs. 1 der Stellplatzsatzung der Stadt Bad Soden am Taunus vom
08.07.2020 ist in den Allgemeinen Wohngebieten WA 2 und WA 3 die Anordnung von
gefangenen Stellplötzen zulössig.

5.2 Abweichend von § 3 Abs. 4 der Stellplatzsatzung der Stadt Bad Soden am Taunus vom
08.07.2020 d–rfen Carports in Sammelcarportanlagen straäenseitig unmittelbar an der
Grundst–cksgrenze angeordnet werden.

5.3 Die gemöä § 3 Abs. 3 der Stellplatzsatzung der Stadt Bad Soden am Taunus vom 08.07.2020
maximal zulössige Breite von 6,00 m f–r Zufahrten pro Grundst–ck gilt auch f–r nach WEG
geteilte Gemeinschaftsanlagen, jeweils f–r den Sondereigentumsanteil (Reihenhauseinheit/
Doppelhaushölfte).

6 Aufsch–ttungen und Abgrabungen (§ 91 Abs. 5 HBO)

Abgrabungen oder Aufsch–ttungen sind bis max. 0,5 m ab nat–rlicher Gelöndeoberkante
zulössig. Ausnahmsweise sind Abgrabungen und Aufsch–ttung –ber 0,5 m bis max. 1,0 m
zulössig, wenn dies aufgrund der Topographie erforderlich ist und die Gelöndeverhöltnisse zur
Straäe oder zu den Nachbargrundst–cken nicht beeintröchtigt werden. Die Anlage von Tief-
garagenzufahrten ist hiervon ausgenommen.

7 Werbeanlagen (§ 91 Abs. 1 Nr. 7 HBO)

F–r das Gewerbegebiet (GEe) gilt: Werbeanlagen an Geböuden d–rfen die jeweilige Geböude-
oberkante nicht –berschreiten. Die maximale Schriftgrüäe f–r Fassadenwerbeanlagen betrögt
2,00 m. Die Hühe von Werbeanlagen (Werbepylon) darf die im Bebauungsplan max. fest-
gesetzte Geböudehühe nicht –berschreiten.
Ausnahmsweise zulössig sind beleuchtete Werbeanlagen in Form von Firmen- und Markenlogos
in Richtung Landesstraäe (L 3014) und dem (noch herzustellenden) Verbindungsabschnitt
zwischen der Straäe Am Wasserturm und der L 3014, wenn von ihnen keine Blendwirkungen
auf die umliegenden Wohngebiete oder Beeintröchtigungen des Straäenverkehrs ausgehen.
Es sind maximal f–nf Fahnen zulössig. Aufsch–ttungen f–r Werbeanlagen sind nicht zulössig.
Leuchtwerbungen in Form von Blink- oder Lauflichtern sind unzulössig. Fremdwerbung ist
unzulössig. Innerhalb der Bauverbotszone der L 3014 sind Werbeanlagen jeglicher Art grund-
sötzlich unzulössig.

C) Wasserrechtliche Festsetzungen
(§ 37 Abs. 4 Satz 2 HWG i.V.m. § 55 Abs. 2 HWG)

1 Das auf Dachflöchen anfallende Niederschlagswasser ist in Zisternen zu sammeln und gemöä
dem aktuellen Stand der Technik zur Gartenbewösserung und/oder als Brauchwasser zu
nutzen, sofern weder wasserrechtliche noch sonstige üffentlich-rechtliche Vorschriften ent-
gegenstehen. (Hinweis: Die technischen Bedingungen und Anforderungen zu Planung, Bau,
Betrieb und Wartung von Brauchwasseranlagen des Gesundheitsamtes des Main-Taunus-
Kreises sind zu beachten.)

2 Das Mindestvolumen der Zisternen gemöä Abwasserbeseitigungssatzung der Stadt Bad Soden
am Taunus von mindestens 25 l/m² bzw. mind. 3 m³ bei reiner Gartenbewösserung und
mindestens 50 l/m² bzw. mind. 7 m³ bei Gartenbewösserung und Brauchwassernutzung ist
jeweils um 50 % zu erhühen. Die Zisternen sind (als Retentionszisternen zur Regenr–ckhaltung
und Kanalentlastung) derart zu konstruieren, sodass sich unmittelbar nach einem Regen-
ereignis die Zuschlagsmenge, also ein Drittel des Gesamtvolumens, –ber eine schwimmende
Drossel zeitverzügert selbststöndig in den üffentlichen Kanal entleert.
Die maximale Drosselleistung betrögt 4 l/s*ha bezogen auf die urspr–ngliche Flöche vor
Bebauung. Bei rechnerischen Drosselleistungen unter 0,5 l/s darf die Drosselleistung 0,5 l/s
betragen.

3 F–r das Wohnungsbaugebiet entlang der Niederhofheimer Straäe und ggf. weitere hoch-
liegende Bebauungen sind die Druckverhöltnisse nicht ausreichend.

Der Anschlussnehmer ist daher gehalten, selbst Vorkehrungen z. B. durch Einbau einer
Druckerhühungsanlage zu treffen, um bei normgerechter Bemessung und Ausf–hrung der
Wasserverbrauchsanlage einen Mindestdruck von 1,0 bar an der ung–nstigsten gelegenen
Zapfstelle zur Verf–gung zu haben.

4 Die Lüschwasserversorgung f–r das (eingeschrönkte) Gewerbegebiet ist separat zu betrachten.
Der Lüschwasserbedarf –ber 96 m³/h ist seitens des zuk–nftigen Bauherrn durch einen
Feuerlüschteich oder Feuerlüschtank dauerhaft vorzuhalten.

D) Hinweise und nachrichtliche ßbernahmen

1 Stellplatzsatzung

Auf die Stellplatzsatzung der Stadt Bad Soden am Taunus wird hingewiesen. Es gilt jeweils die
zum Zeitpunkt der Bauantragstellung wirksame Fassung. (vgl. Ziffer B5)

2 Wasserversorgungssatzung und Abwasserbeseitigungssatzung

Auf die Wasserversorgungssatzung und die Abwasserbeseitigungssatzung der Stadt Bad Soden
am Taunus wird hingewiesen. Es gilt jeweils die zum Zeitpunkt der Bauantragstellung
wirksame Fassung.

3 Wasserschutzgebiet

Das Plangebiet liegt teilweise in der Schutzzone III A des festgesetzten Trinkwasserschutzge-
bietes (WSG-ID: 436-002) f–r die Wassergewinnungsanlagen Brunnen I-III •Anlagen an der
Sulzbacher Straäe„ der Stadt Bad Soden, Gemarkung Bad Soden und Neuenhain, Main-
Taunus-Kreis. Der westliche Bereich liegt zudem in der Schutzzone III des Trinkwasserschutz-
gebiets •Tiefbrunnen I + II Niederhofheim, Liederbach„ (Gebiets-Nr. 436-032). Bei der
weiteren Planung sind daher die Verordnungen beider Schutzgebiete zu ber–cksichtigen.

4 Bodendenkmöler

Werden bei Erdarbeiten Bau- oder Bodendenkmöler bekannt, so ist dies der hessenArchöologie
am Landesamt f–r Denkmalpflege Hessen, Auäenstelle Darmstadt oder der Unteren Denkmal-
schutzbehürde unverz–glich anzuzeigen.
Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige im unver-
önderten Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren f–r die Erhaltung des
Fundes zu sch–tzen (§ 21 HDSchG).

5 Baudenkmöler

Der Wasserturm (erbaut 1911) der ehemaligen Görtnerei Sinai, Niederhofheimer Straäe
(Flur 8, Flurst–ck 144/6), ist als Einzelkulturdenkmal in der Denkmaltopographie aufgef–hrt.

F–r jede bauliche Maänahme am Äuäeren, im Inneren oder in der unmittelbaren Nöhe eines
als Kulturdenkmal gesch–tzten Geböudes ist vor Ausf–hrungsbeginn eine Genehmigung bei
der Abteilung Denkmalschutz (Kreisausschuss des Main-Taunus-Kreises) einzuholen. Auch bei
Geböuden im Bereich von Gesamtanlagen (gesch–tzte Ortslagen oder Straäenz–ge) sind all
die Maänahmen genehmigungspflichtig, die das historische Erscheinungsbild der Geböude
betreffen.

6 Altlasten und Altablagerungen

Bei allen Baumaänahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist auf organoleptische
Auffölligkeiten zu achten. Ergeben sich bei den Erdarbeiten Kenntnisse, die den Verdacht einer
schödlichen Bodenverunreinigung begr–nden, sind diese umgehend der zustöndigen Behürde,
dem Regierungsprösidium Darmstadt, Abteilung Umwelt Wiesbaden, Dez. 41.1 Grundwasser,
Bodenschutz, Lessingstraäe 16-18, 65189 Wiesbaden, mitzuteilen. Dar–ber hinaus ist ein
Fachgutachter in Altlastenfragen hinzuzuziehen.

7 Anforderungen an den Bodenaushub

Gemöä § 202 BauGB ist Mutterboden in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung
und Vergeudung zu sch–tzen. Die Bodenarbeiten sind gemöä DIN 18300 und DIN 18915
durchzuf–hren. Bodenaushub ist im Nahbereich wieder einzubauen. Auäerdem wird empfohlen,
den Boden auf zuk–nftigen Vegetationsflöchen vor Auftrag des Mutterbodens (Oberbodens)
tiefgr–ndig zu lockern.

8 Baufreihaltezone gem. § 23 Abs. 1 HStrG (nachrichtlich)

8.1 Auäerhalb der zur Erschlieäung der anliegenden Grundst–cke bestimmten Teile der
Ortsdurchfahrt d–rfen löngs der Landesstraäen und Kreisstraäen
≥ Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis zu 20 m, jeweils gemessen vom öuäeren

Rand der Fahrbahn,
≥ bauliche Anlagen, die –ber Zufahrten an Landesstraäen oder Kreisstraäen unmittelbar

oder mittelbar angeschlossen werden sollen,

nicht errichtet werden. Satz 1 Nr.1 gilt entsprechend f–r Aufsch–ttungen oder Abgrabungen
grüäeren Umfangs.

9 Artenschutz

9.1 Hinweise auf Erfordernisse, die sich aus unmittelbar wirkendem Recht ergeben:
Spezieller Artenschutz (§ 44 BNatSchG)

Die Vorschriften des besonderen Artenschutzes des § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)
sind zu beachten:

V1 Bauzeitenbeschrönkung
Notwendige R–ckschnitts-, Föll- und Rodungsmaänahmen sowie die Baufeldröumung m–ssen
auäerhalb der gesetzlichen Brutzeit, also nur zwischen dem 1. Oktober und dem 28./29.
Februar eines Jahres, stattfinden. Ausnahmen sind mit der Naturschutzbehürde im Einzelfall
abzustimmen und mit einer ükologischen Baubegleitung abzusichern.

V2 Vergrömungsmaänahme f–r Bodenbr–ter
Im Falle eines Baubeginns zwischen dem 1. Mörz und dem 31. August eines Jahres ist der
gesamte bisher landwirtschaftlich genutzte Eingriffsraum einschlieälich vorhandener Feld- und
Wegraine ab dem 15. Februar in 2-wüchigem Abstand regelmöäig zu pfl–gen, damit sich keine
f–r Bodenbr–ter (z. B. Feldlerche) geeigneten Bedingungen einstellen künnen.

V3 Vorsorgliche Feldhamsterkontrolle vor Baufeldröumung
Rechtzeitig vor Beginn der Erschlieäungsarbeiten (Baufeldröumung), d.h. nach der letzten
Ernte, aber vor einem Umbruch der Ackerflöchen, ist das Plangebiet von fachkundigen
Personen noch einmal auf das mügliche Vorkommen des Feldhamsters hin abzusuchen. Im
Falle des Verdachtes oder des Nachweises von Vorkommen ist das weitere Vorgehen (Fangen
und Umsiedeln) mit der zustöndigen Naturschutzbehürde abzustimmen.

V4 Installation von Nisthilfen
Um das Angebot von geeigneten Nistmüglichkeiten im Planungsraum aufrechtzuerhalten bzw.
zu verbessern, sind insgesamt 12 Nisthilfen am s–dlichen Ortsrand von Bad Soden zu
installieren. Davon sind 6 Nisthilfen f–r Nischenbr–ter, 5 Nisthilfen f–r Halbhühlenbr–ter und
ein Turmfalkenkasten vorzusehen. Zur allgemeinen Fürderung der Artengruppe der Fleder-
möuse sind insgesamt 6 Ganzjahresquartiere f–r Fledermöuse an der neuen Geböudesubstanz
zu installieren (z.B. Typ 1WQ der Fa. Schwegler). Die Kösten sind durch den Vorhabentröger
zu installieren und dauerhaft zu unterhalten.

V5 Ökologische Baubegleitung
F–r die Erschlieäungsmaänahmen ist eine Ükologische Baubegleitung (ÜBB) vorzusehen,
welche die Umsetzung der genannten Vermeidungs- und Ausgleichsmaänahmen –berwacht.
Die ÜBB hat unter Ber–cksichtigung der konkreten Bauablöufe auch eine Einschötzung vorzu-
nehmen, ob ein blickdichter Bauzaun zwischen dem Eingriffsbereich und der Ausgleichsflöche
f–r die Feldlerche zu errichten ist.

M1 CEF-Maänahme
Anlage eines Extensivackers auf rd. 1 ha zur ganzheitlichen Fürderung der Segetalzünose;
insbesondere zur Fürderung der Feldlerche.
Werden Verbotstatbestönde nach § 44 BNatSchG ber–hrt, ist eine Ausnahmepr–fung nach §
45 Abs. 7 BNatSchG bzw. Befreiung nach § 67 BNatSchG bei der Unteren Naturschutzbehürde
zu beantragen.

E) Artenauswahl

1 Artenliste 1 Laubböume (auch in Sorten): Pflanzqualitöt mind. H., 3 x v., 18-20

Acer campestre    - Feldahorn Fraxinus ornus    - Blumenesche, Manna-Esche
Acer plantanoides    - Spitzahorn Malus div. spec.    - Apfel, Zierapfel
Acer pseudoplatnus    - Bergahorn Ostrya carpinifolia  - Hopfenbuche
Aesculus hippocastanum - Rosskastanie Prunus div. spec    - Kirsche, Pflaume
Aesculus x carnea - Rotbl–hende Kastanie Pyrus calleryana    - Chinesische Birne
Carpinus betulus    - Hainbuche Quercus cerris    - Zerreiche
Corylus colurna    - Baumhasel Quercus patraea    - Traubeneiche
Crataegus spec.    - Weiädorn Sorbus aucuparia   - Eberesche
Fraxinus angustifolia - Schmalblöttrige Esche Tilia cordata    - Winterlinde
Fraxinus excelsior    - Einblöttrige Esche Tilia platyphyllos    - Sommerlinde

2 Artenliste 2 Heimische Ströucher: Pflanzqualitöt mind. Str., 2 x v. 100-150

Amelanchier ovalis - Felsenbirne Ligustrum vulgare   - Liguster
Carpinus betulus - Hainbuche Lonicera xylosteum - Rote Heckenkirsche
Cornus mas - Kornelkirsche Rosa div. spec.     - Strauchrosen
Cornus sanguinea - Hartriegel Sambucus nigra     - Schwarzer Holunder
Corylus avellana - Hasel Viburnum lantana   - Wolliger Schneeball

3 Artenliste 3 Kletterpflanzen: Pflanzqualitöt Topfballen 2 x v. 60-100 m

Clematis vitalba - Waldrebe Lonicera caprifolium - Echtes Geiäblatt
Hedera helix - Efeu Partenocissus spec. - Wilder Wein
Humulus lupulus - Wilder Hopfen Vitis vinifera - Wein
Hydrangea petiolaris - Kletterhortensie

F) Empfehlungen zum Klimaschutz

Es wird empfohlen, bei der Wahl der Fassaden- und Oberflöchenfarben helle Fassadenfarben
zu wöhlen, um die bioklimatische Belastung im Nahbereich der Geböude wirksam herab-
zusetzen. Der Albedo-Wert (Grad der Reflexion) sollte im Mittel den Wert von 0,3 nicht
unterschreiten (Hellbezugswert von mindestens 30 %). Bei der Anlage der Verkehrsflöchen
besonderer Zweckbestimmung sollten beim Straäenbelag müglichst helle Materialien ver-
wendet werden. Graue Pflasterbelöge weisen gegen–ber schwarzen Asphaltbelögen deutlich
geringere Oberflöchentemperaturen auf.

Sind im Bereich der Gr–nanlage Spielplötze geplant, sollten diese müglichst naturnah, d.h.
ohne versiegelte Flöchen, gestaltet werden.
Zur Durchl–ftung des Gewerbegebietes (GEe) wird empfohlen, dass innerhalb der –berbau-
baren Flöche, müglichst durchgöngige Ventilationsachsen anzuordnen sind. Eine gradlinige
Achsenf–hrung ist dabei nicht erforderlich, eine abknickende oder geschwungene Formgebung
ist ebenfalls denkbar. Andere Maänahmen, wie z. B. intensive Dachbegr–nung mit Bewösse-
rung oder mit Böumen –berstellte Platzsituationen sowie helle Materialien, künnten ebenfalls
zu K–hlungseffekten beitragen.

Art und Maä der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 1 bis 11 und § 16  BauNVO)

Zeichenerklörung

WA Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

Baugrenze

maximale Grundflöchenzahl (GRZ)

IV

maximale Geschossflöchenzahl (GFZ)

Zahl der zulössigen Vollgeschosse (Z)

GEe Eingeschrönktes Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO)

Verkehrsflöchen besonderer Zweckbestimmung

Zweckbestimmung: verkehrsberuhigter Bereich

Verkehrsflöchen, Verkehrsflöchen besonderer
Zweckbestimmung, Ein- und Ausfahrten
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Straäenverkehrsflöche

Straäenbegrenzungslinie

Sonstige Planzeichen

Planungen, Nutzungsregelungen, Maänahmen und Flöchen f–r Maänahmen
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6, § 40 Abs. 1 Nr. 14  BauGB)

Grenze des röumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Anpflanzen: Laubböume / Hochstammobstböume

Erhalten: Laubböume

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z.B. von Baugebieten, oder
Abgrenzung des Maäes der Nutzung innerhalb eines Baugebietes

Anschluss an die Verkehrsflöchen: Ein- und Ausfahrtsbereich

Gr–nflöchen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

üffentliche Gr–nflöche

private Gr–nflöche

Parkanlage

abweichende Bauweise

offene Bauweiseo

0,4

1,0

Umgrenzung von Flöchen f–r Maänahmen zum Schutz, zur
Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft
Zweckbestimmung: Gr–nkorridor Regionalparkroute

Baufreihaltezone (§ 23 Abs. 1 HStrG (nachrichtlich))

Grundst–cksgrenzen (Vorschlag)

1 5-

6

D Kulturdenkmal
hier: Alter Wasserturm
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Satzung

ßbersichtskarte (© OpenTopoMap)

Verfahrens–bersicht

Der Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB wurde durch die Stadtverord-

netenversammlung gefasst am 14.09.2016

Der Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB wurde orts–blich

bekanntgemacht am 23.09.2016

Die Üffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB wurde orts–blich bekannt-

gemacht am 12.10.2018

Die Üffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte in der Zeit vom 02.11.2018

bis einschlieälich      07.12.2018

Die erneute Üffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB wurde orts–blich

bekanntgemacht am 28.05.2021

Die erneute Üffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte in der

Zeit vom 18.06.2021

bis einschlieälich 16.07.2021

Die Üffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB wurde orts–blich bekannt-

gemacht am 25.05.2022

Die Üffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte in der Zeit vom 02.06.2022

bis einschlieälich 04.07.2022

Der Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 BauGB sowie § 5 HGO i.V.m. § 9 Abs.

4 BauGB und § 81 HBO erfolgte durch die Stadtverordnetenversammlung am  26.06.2024

Die Bekanntmachungen erfolgten in der Bad Sodener Zeitung.

Ausfertigungsvermerk: 
Es wird bestötigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit den hierzu ergan-

genen Beschl–ssen der Stadtverordnetenversammlung –bereinstimmt und dass

die f–r die Rechtswirksamkeit  maägebenden Verfahrensvorschriften eingehalten

worden sind. 

Bad Soden am Taunus, den ___.___.______

____________
 B–rgermeister

Rechtskraftvermerk:
Der Bebauungsplan ist durch orts–bliche Bekanntmachung gem. § 10 Abs. 3

BauGB in Kraft getreten am: ___.___.______

Bad Soden am Taunus, den ___.___.______ 

____________
 B–rgermeister

Stand: 26.04.2021
18.03.2022
03.01.2024
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V O R L A G E  Nr.: 20/2026/0181 

 
 

Bad Soden am Taunus, 21.10.2026 
Abteilung 10 
 

Abstimmung Beratung und Beschluss: 
Anw. Ja Nein Enth. 

Magistrat  
  

 

Ausländerbeirat  
  

 

Haupt- und Finanzausschuss  
  

 

Stadtverordnetenversammlung  
  

 

 
 
 
Ehrung von Mandatsträgern 
Verleihung der Ehrenbezeichnung "Ehrenstadtrat" 
 
 
Sachverhalt: 
 
Gemäß § 4 der Hauptsatzung der Stadt Bad Soden am Taunus in Verbindung mit § 2 der 
Ehrenordnung der Stadt Bad Soden am Taunus kann Bürgern, die mindestens 20 Jahre 
Stadtverordnete, Ehrenbeamte oder hauptamtliche Wahlbeamte waren und dieses Amt ohne 
Tadel ausgeübt haben, eine Ehrenbezeichnung verliehen werden. Die Ehrenbezeichnung 
wird in der Regel durch Voranstellen des Wortes „Ehren-“ an das bedeutendste oder am 
längsten ausgeübte Amt gebildet. 
 
Die Verleihung erfolgt nach dem Ausscheiden aus dem Amt in feierlicher Form unter Über-
reichung einer Urkunde. 
 
Diese Voraussetzungen erfüllt: 
 
- Herr Bernhard Köcher 
 

Herr Köcher gehörte vom 01.04.1985 bis 21.04.2006 der Stadtverordnetenversamm-
lung der Stadt Bad Soden am Taunus an. Er war vom 21.04.2006 bis 20.10.2026 als 
ehrenamtlicher Stadtrat tätig.  

 
Aufgrund der oben gemachten Ausführungen kann die Ehrenbezeichnung „Ehrenstadtrat“ an 
Herrn Bernhard Köcher verliehen werden. 
 
Die Ehrung soll im Rahmen der Stadtverordnetenversammlung am 16.12.2026 erfolgen.       
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Haushaltsmäßige Beurteilung: 
 
Keine       
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Magistrat der Stadt Bad Soden am Taunus schlägt der Stadtverordnetenversammlung 
der Stadt Bad Soden am Taunus folgenden Beschluss vor: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Soden am Taunus beschließt, 
 
die Ehrenbezeichnung „Ehrenstadtrat“ an 
 

Herrn Bernhard Köcher 
 
zu verleihen.       
 
 
 
 
 
Dr. Frank Blasch 
Bürgermeister 
 
 
Anlage/n 
Keine 
 
 
[Dokumentende] 
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V O R L A G E  Nr.: 20/2026/0102 

 
 

Bad Soden am Taunus, 21.07.2026 
Abteilung 20 
 

Abstimmung Beratung und Beschluss: 
Anw. Ja Nein Enth. 

Magistrat  
  

 

Stadtverordnetenversammlung  
  

 

Ausländerbeirat  
  

 

Haupt- und Finanzausschuss  
  

 

Ausländerbeirat  
  

 

Haupt- und Finanzausschuss  
  

 

Stadtverordnetenversammlung  
  

 

 
 
 
Anpassung der Satzung über die Erhebung einer Hundesteuer im Stadtgebiet der 
Stadt Bad Soden am Taunus 
 
 
Sachverhalt: 
 
Die Satzung über die Erhebung einer Hundesteuer im Stadtgebiet der Stadt Bad Soden am 
Taunus ist letztmalig 2014 geändert worden. Im Rahmen der Beratung über die 
Haushaltsstruktur durch den Hessischen Rechnungshof sowie das Hessische Ministerium 
des Innern, für Sicherheit und Heimatschutz im Herbst 2025 wurde geraten, auch die 
Mengensteuern, zu denen die Hundesteuer zählt, regelmäßig an die Inflationsentwicklung 
anzupassen. 
  
Seit dem Jahr 2014 bis heute sind die Verbraucherpreise um rund 32 % gestiegen. Vor 
diesem Hintergrund wird empfohlen, die Hundesteuer pro Hund und Jahr von bislang 96 
Euro auf künftig 126 Euro anzupassen. Die Ermäßigung der Hundesteuer in den Fällen, in 
denen der Steuerpflichtige einen Sachkundenachweis vorlegen kann, hat sich aus Sicht der 
Verwaltung bewährt und soll beibehalten werden. Analog soll hier die Steuer von bislang 60 
Euro auf künftig 80 Euro angepasst werden. 
  
Darüber hinaus wird vorgeschlagen, redaktionelle Änderungen entsprechend der 
Mustersatzung des Hessischen Städte- und Gemeindebundes vorzunehmen. Die 
Änderungen sind in der Satzung hervorgehoben. 
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Des Weiteren wird eine Steuerbefreiung der Jagdhunde in § 6 Abs. 2 Bst. e) der 
Hundesteuersatzung vorgeschlagen.  
 
Zudem wird vorgeschlagen, in § 11 der Hundesteuersatzung einen neuen Absatz 3 
einzufügen, der regelt, dass die Hundesteuermarken für die Dauer der Hundehaltung gültig 
bleiben sollen. Bisher war die Gültigkeit auf vier Jahre begrenzt.  
 
 
Haushaltsmäßige Beurteilung: 
 
Unter dem Produktkonto 160100.5559200 Steuern, allgemeine Zuweisungen, allgemeine 
Umlagen, Hundesteuer entsteht ein Mehrertrag von 35.000,00 €. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Magistrat der Stadt Bad Soden am Taunus schlägt der Stadtverordnetenversammlung 
der Stadt Bad Soden am Taunus folgenden Beschluss vor: 
  
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Soden am Taunus beschließt die Satzung 
über die Erhebung einer Hundesteuer im Gebiet der Stadt Bad Soden am Taunus zum 
01.01.2027. Die Satzung über die Erhebung einer Hundesteuer im Gebiet der Stadt Bad 
Soden am Taunus in der Fassung vom 01.01.2014 tritt außer Kraft.  
 
 
 
 
 
Dr. Frank Blasch 
Bürgermeister 
 
 
Anlage/n 
1 - Hundesteuersatzung ab 01.01.2027 

 
2 - Synopse Hundesteuer 2027 

 
 
 
[Dokumentende] 
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Satzung über die Erhebung einer Hundesteuer 
im Gebiet der Stadt Bad Soden am Taunus 

 
 

Aufgrund der §§ 5 und 51 der Hessischen Gemeindeordnung i. d. F. der Bekanntmachung 
vom 7. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 5. 
Februar 2026 (GVBl. 2026 Nr. 8), in Verbindung mit der Gefahrenabwehrverordnung über 
das Halten und Führen von Hunden (HundeVO) vom 22. Januar 2003, zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 30. November 2022 (GVBl. S. 686), der §§ 1, 2 und 7 des Gesetzes 
über kommunale Abgaben in der Fassung vom 24. März 2013 (GVBl. 2013, S. 134), zuletzt 
geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 1. April 2025 (GVBl. 2025 Nr. 24) hat die Stadt­
verordnetenversammlung der Stadt Bad Soden am Taunus am __.__.2026 die folgende Sat­
zung beschlossen: 
 
 
 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden durch natürliche Personen im Stadtge­
biet. 
 
 

§ 2 
Steuerpflicht und Haftung 

 
(1) Steuerschuldner ist die Halterin oder der Halter eines Hundes. 
 
(2) Hundehalterin oder Hundehalter ist, wer einen Hund im eigenen Interesse oder im In­

teresse einer oder eines Haushaltsangehörigen in ihrem oder seinem Haushalt auf­
nimmt. Als Halterin oder Halter gilt auch, wer einen Hund länger als zwei Monate ge­
pflegt, untergebracht oder auf Probe oder zum Anlernen gehalten hat. 

 
(3) Alle in einem Haushalt aufgenommenen Hunde gelten als von ihren Halterinnen oder 

Haltern gemeinsam gehalten. 
 
(4) Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen oder mehrere Hunde, so sind sie 

Gesamtschuldner der Steuer. 
 
 

§ 3 
Entstehung und Ende der Steuerpflicht 

 
(1) Die Steuerpflicht entsteht mit dem 1. des Monats, in dem ein Hund in einen Haushalt 

aufgenommen wird. Bei Hunden, die der Halterin oder dem Halter durch Geburt von 
einer von ihr oder ihm gehaltenen Hündin zuwachsen, beginnt die Steuerpflicht mit 
dem 1. des Monats, in dem der Hund drei Monate alt wird. In den Fällen des § 2 Abs. 
2 Satz 2 beginnt die Steuerpflicht mit dem 1. des Monats, in dem der Zeitraum von 
zwei Monaten überschritten worden ist. 
 

(2) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem die Hundehaltung be­
endet war und die Meldung nach § 10 Abs. 2 dieser Satzung erfolgt ist oder bei Um­
zug in eine andere Kommune.  
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§ 4 

Erhebungszeitraum, Entstehung der Steuer 
 

(1) Die Steuer wird als Jahressteuer erhoben. Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. 
 
(2) Entsteht oder endet die Steuerpflicht im Laufe eines Kalenderjahres, so ist die Steuer 

anteilmäßig auf volle Monate zu berechnen. 
 
 

§ 5 
Steuersatz 

 
(1) Die Steuer beträgt jährlich für jeden Hund 126,00 €. 
 
 

§ 6 
Steuerbefreiungen 

 
(1) Auf Antrag wird für Hunde, die als Blindenhunde oder als Behindertenbegleithunde 

ausgebildet wurden und der Hilfe blinder, tauber oder sonst hilfloser Personen die­
nen, eine Steuerbefreiung gewährt. Sonst hilflose Personen sind solche Personen, 
die einen Schwerbehindertenausweis mit den Merkzeichen „B“, „BL“, „aG“ oder „H“ 
besitzen. 

 
(2) Steuerbefreiung wird auf Antrag auch gewährt für  

a) Dienst- und Rettungshunde im Dienst der Polizei und Feuerwehr sowie anderer 
anerkannter Hilfsorganisationen. 

b) Gebrauchshunde in der erforderlichen Anzahl, welche ausschließlich für das 
Hüten von Herden verwendet werden. 

c) Hunde, die in Einrichtungen von Tierschutz- oder ähnlichen Vereinen vorüberge­
hend untergebracht sind. 

d) Hunde, die von ihren Haltern aus dem Tierheim Sulzbach/Bad Soden erworben 
wurden. Die Steuerbefreiung gilt ab dem Zeitpunkt des Erwerbes maximal bis 
zum Ende des fünften Kalenderjahres.  

e) Jagdhunde, begrenzt auf einen Jagdhund pro Halter, die die Brauchbarkeitsprü­
fung nach den Vorschriften des Hessischen Jagdgesetzes (HJagdG) abgelegt 
haben. Voraussetzung ist, dass dem jagdausführungsberechtigten Halter ein 
Jagdrevier im Stadtgebiet von Bad Soden am Taunus zugeordnet ist. 

 
 

§ 7 
Steuerermäßigung 

 
(1) Für Hunde, die zur Bewachung von landwirtschaftlichen Anwesen, welche von dem 

nächsten im Zusammenhang bebauten Ortsteil mehr als 400 Meter entfernt liegen, 
erforderlich sind, ist die Steuer auf Antrag auf 20 v.H. des Steuersatzes nach § 5 Abs. 
1 zu ermäßigen. 

 
(2) Für Empfänger der Leistungen nach dem SGB XII und diesen einkommensmäßig 

gleichstehenden Personen wird die Steuer für den ersten Hund auf Antrag auf 10 v.H. 
des Steuersatzes ermäßigt. 

 
(3) Für Steuerpflichtige, welche eine bestandene Hundebegleitprüfung (Sach­

kundenachweis) nachweisen können, wird die Steuer auf Antrag auf 80,00 
€ ermäßigt. 

15 von Seite 101 in der Zusammenstellung



 

3 

Rückwirkend wird die Steuerermäßigung für ein Jahr anerkannt, wenn der 
Nachweis über die bestandene Hundebegleitprüfung der Stadt Bad Soden 
am Taunus vorgelegt wird. 
Von der Steuerermäßigung sind Hunde betroffen, die eine vom VDH (Ver­
band für das Deutsche Hundewesen e.V.) bzw. einem Mitgliedsverband an­
erkannte Begleithundeprüfung (BH) bestanden haben (ab 15 Monate), bzw. 
Hunde, die mit ihrem Besitzer/Halter eine von einem staatlich anerkannten 
Sachverständigen abgenommene Sachkundeprüfung erfolgreich abgelegt 
bzw. alternativ den Hundeführerschein entsprechend der Vorgabe des VDH 
erworben haben. 

 
 
 

§ 8 
Allgemeine Voraussetzungen für Steuervergünstigungen 

 
Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung wird nur gewährt, wenn 
 
(1) die Hunde, für welche die Steuervergünstigung in Anspruch genommen wird, für den 

angegebenen Verwendungszweck hinlänglich geeignet sind, 
 
(2) die Hunde entsprechend den Erfordernissen des Tierschutzes gehalten werden, 
 
 

§ 9 
Festsetzung und Fälligkeit 

 
(1)  Die Steuer wird für ein Kalenderjahr oder - wenn die Steuerpflicht erst während des 

Kalenderjahres beginnt - für den Rest des Kalenderjahres festgesetzt. In der Festset­
zung kann bestimmt werden, dass die Festsetzung auch für künftige Kalenderjahre 
gilt, solange sich die Berechnungsgrundlagen und die Höhe der Steuer nicht ändern. 

(2)  Die Steuer wird bei der erstmaligen Festsetzung einen Monat nach Bekanntgabe des 
Steuerbescheides, im Übrigen jeweils zum 01. Juli eines Kalenderjahres mit dem Jah­
resbetrag fällig. 

(3)  Für diejenigen Steuerschuldner, die für das Kalenderjahr die gleiche Hundesteuer wie 
im Vorjahr zu entrichten haben, kann die Hundesteuer durch öffentliche Bekanntma­
chung festgesetzt werden. Für die Steuerschuldner treten mit dem Tage der öffentli­
chen Bekanntmachung die gleichen Rechtswirkungen ein, wie wenn ihnen an diesem 
Tage ein schriftlicher Steuerbescheid zugegangen wäre.  
 
 

§ 10 
Meldepflicht 

 
(1) Die Hundehalterin oder der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund innerhalb von 

zwei Wochen nach der Aufnahme oder – wenn der Hund ihr oder ihm durch Geburt 
von einer von ihr oder ihm gehaltenen Hündin zugewachsen ist – innerhalb von zwei 
Wochen, nachdem der Hund drei Monate alt geworden ist, bei der Stadt Bad Soden 
am Taunus unter Angabe der Rasse des Tieres schriftlich anzumelden. In den Fällen 
des § 2 Abs. 2 Satz 2 muss die Anmeldung innerhalb von zwei Wochen nach dem 
Tage, an dem der Zeitraum von zwei Monaten überschritten worden ist, erfolgen. 

 
(2) Endet die Hundehaltung oder entfallen die Voraussetzungen für eine gewährte Steu­

ervergünstigung, so ist dies der Stadt Bad Soden am Taunus innerhalb von zwei Wo­
chen anzuzeigen. Endet die Hundehaltung nach § 3 Abs. 1 S. 2 vor dem ersten des 
Monats in dem der Hund drei Monate alt wird, so ist dies der Stadt Bad Soden am 
Taunus innerhalb von zwei Wochen anzuzeigen. 

16 von Seite 101 in der Zusammenstellung



 

4 

 
(3) Wird ein Hund veräußert, so sind mit der Anzeige nach Abs. 2 Name und Anschrift 

des Erwerbers anzugeben. 
 

(4) Die Stadt Bad Soden am Taunus kann einen Nachweis über die Rassezugehörigkeit 
des Hundes verlangen. 

 
 

§ 11 
Hundesteuermarken 

 
(1) Für jeden angemeldeten Hund, dessen Haltung im Stadtgebiet angezeigt wurde, wird 

eine Hundesteuermarke, die Eigentum der Stadt Bad Soden am Taunus bleibt, aus­
gegeben. 

 
(2) Die Hundesteuermarken bleiben für die Dauer der Hundehaltung gültig. 
 
(3) Die Hundehalterin oder der Hundehalter hat die von ihr oder ihm gehaltenen Hunde 

mit einer gültigen und sichtbaren Hundesteuermarke zu versehen. 
 
(4) Endet eine Hundehaltung, so ist die Steuermarke mit der Anzeige über die Beendi­

gung der Hundehaltung innerhalb von zwei Wochen an die Stadt Bad Soden am 
Taunus zurückzugeben. 

 
(5) Bei Verlust einer Hundesteuermarke wird der Halterin oder dem Halter eine Ersatz­

marke gegen eine Gebühr von 5,00 € ausgehändigt. Dasselbe gilt für den Ersatz ei­
ner unbrauchbar gewordenen Hundesteuermarke, die unbrauchbar gewordene Hun­
desteuermarke ist zurückzugeben. Wird eine in Verlust geratene Hundesteuermarke 
wieder aufgefunden, ist die wiedergefundene Marke unverzüglich an die Stadt Bad 
Soden am Taunus zurückzugeben. 

 
 

§ 12 
Übergangsvorschrift 

 
Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung bei der Stadt Bad Soden am Taunus be­
reits angemeldeten Hunde gelten als angemeldet im Sinne des § 10 Abs. 1. 
 

 
 

§ 13 
Ordnungswidrigkeit 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig den Meldepflichten nach 

§ 10 nicht nachkommt sowie den Pflichten zur Anbringung und Rückgabe der Hunde­
steuermarke nach § 11 Abs. 3, Abs. 4 und Abs. 5 S. 2, 2. Halbsatz und S. 3 zuwider­
handelt. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis zu 10.000,00 € geahndet 

werden. 
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§ 14 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2027 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung 
der Hundesteuer in der Fassung vom 01.01.2014 außer Kraft. 
 
 
Bad Soden am Taunus, XX.XX.2026 
 
 
 
DER MAGISTRAT  
der Stadt Bad Soden am Taunus 
 
 
 
 
Dr. Frank Blasch 
Bürgermeister 
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Satzung über die Erhebung einer 

Hundesteuer 
im Gebiet der Stadt Bad Soden 

am Taunus 
 
 
Aufgrund der §§ 5 und 51 der Hes- 
sischen Gemeindeordnung (HGO) 
in der Fassung vom 01. April 2005 
(GVBI. I S. 142), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 16.12.2011 
(GVBI. I S. 768) sowie des § 7 des 
Hessischen Gesetzes über kommu- 
nale Abgaben (KAG) in der Fassung 
vom 17. März 1970 zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 21.11.2012 
(GVBI. I S. 436) hat die Stadtverord- 
netenversammlung der Stadt 
Bad Soden am Taunus am 
25.09.2013 die folgende Satzung 
beschlossen: 

 Satzung über die Erhebung einer 
Hundesteuer 

im Gebiet der Stadt Bad Soden 
am Taunus 

 
 
Aufgrund der §§ 5 und 51 der Hes- 
sischen Gemeindeordnung i. d. F. 
der Bekanntmachung vom 7. März 
2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geän- 
dert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 5. Februar 2026 (GVBl. 2026 
Nr. 8) in Verbindung mit der Gefah- 
renabwehrverordnung über das 
Halten und Führen von Hunden 
(HundeVO) vom 22. Januar 
2003, zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 30. November 
2022 (GVBl. S. 686), der §§ 1, 2 
und 7 des Gesetzes über kommu- 
nale Abgaben in der Fassung vom 
24. März 2013 (GVBl. 2013, S. 
134), zuletzt geändert durch Artikel 
6 des Gesetzes vom 1. April 2025 
(GVBl. 2025 Nr. 24) hat die Stadt- 
verordnetenversammlung der Stadt 
Bad Soden am Taunus am 
 . .2026 die folgende Satzung 
beschlossen: 

 

§ 1 
Steuergegenstand 

 § 1 
Steuergegenstand 

 

Gegenstand der Steuer ist das Hal- 
ten von Hunden durch natürliche 
Personen im Stadtgebiet. 

 Gegenstand der Steuer ist das Hal- 
ten von Hunden durch natürliche 
Personen im Stadtgebiet. 

 

§ 2 
Steuerpflicht und Haftung 

 § 2 
Steuerpflicht und Haftung 

 

 
(1) Steuerschuldner ist die Hal- 

terin oder der Halter eines 
Hundes. 

 
(2) Hundehalterin oder Hunde- 

halter ist, wer einen Hund im 
eigenen Interesse oder im 
Interesse einer oder eines 
Haushaltsangehörigen in ih- 
rem oder seinem Haushalt 
aufnimmt. Als Halterin oder 
Halter gilt auch, wer einen 
Hund länger als zwei Mo- 
nate gepflegt, untergebracht 
oder auf Probe oder zum 
Anlernen gehalten hat. 

 (1) Steuerschuldner ist die Hal- 
terin oder der Halter eines 
Hundes. 

 
(2) Hundehalterin oder Hunde- 

halter ist, wer einen Hund im 
eigenen Interesse oder im 
Interesse einer oder eines 
Haushaltsangehörigen in ih- 
rem oder seinem Haushalt 
aufnimmt. Als Halterin oder 
Halter gilt auch, wer einen 
Hund länger als zwei Mo- 
nate gepflegt, untergebracht 
oder auf Probe oder zum 
Anlernen gehalten hat. 

 
(3) Alle in einem Haushalt auf- 

genommenen Hunde gelten 
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(3) Alle in einem Haushalt auf- 
genommenen Hunde gelten 
als von ihren Halterinnen 
oder Haltern gemeinsam 
gehalten. 

 
(4) Halten mehrere Personen 

gemeinschaftlich einen oder 
mehrere Hunde, so sind sie 
Gesamtschuldner der 
Steuer. 

 als von ihren Halterinnen 
oder Haltern gemeinsam 
gehalten. 

 
(4) Halten mehrere Personen ge-

meinschaftlich einen oder 
mehrere Hunde, so sind sie 
Gesamtschuldner der 
Steuer. 

 

§ 3 
Entstehung und Ende der Steuer- 

pflicht 

 § 3 
Entstehung und Ende der Steuer- 

pflicht 

 

. 
Die Steuerpflicht entsteht mit dem 1. 
des Monats, in dem ein Hund in ei- 
nen Haushalt aufgenommen wird. 
Bei Hunden, die der Halterin oder 
dem Halter durch Geburt von einer 
von ihr oder ihm gehaltenen Hündin 
zuwachsen, beginnt die Steuer- 
pflicht mit dem 1. des Monats, in 
dem der Hund drei Monate alt wird. 
In den Fällen des § 2 Abs. 2 Satz 2 
beginnt die Steuerpflicht mit dem 1. 
des Monats, in dem der Zeitraum 
von zwei Monaten überschritten 
worden ist. 

 (1) Die Steuerpflicht entsteht mit 
dem 1. des Monats, in dem ein 
Hund in einen Haushalt aufge- 
nommen wird. Bei Hunden, die 
der Halterin oder dem Halter 
durch Geburt von einer von ihr 
oder ihm gehaltenen Hündin zu- 
wachsen, beginnt die Steuer- 
pflicht mit dem 1. des Monats, in 
dem der Hund drei Monate alt 
wird. In den Fällen des § 2 Abs. 
2 Satz 2 beginnt die Steuer- 
pflicht mit dem 1. des Monats, in 
dem der Zeitraum von zwei Mo- 
naten überschritten worden ist. 

(2) Die Steuerpflicht endet mit Ab- 
lauf des Kalendermonats, in 
dem die Hundehaltung beendet 
war und die Meldung nach § 10 
Abs. 2 dieser Satzung erfolgt ist 
oder bei Umzug in eine andere 
Kommune. 

 

 
§ 4 

Erhebungszeitraum, Entstehung 
der Steuer 

  
§ 4 

Erhebungszeitraum, Entstehung 
der Steuer 

 

 
(1) Die Steuer wird als Jahres- 

steuer erhoben. Erhebungs- 
zeitraum ist das Kalender- 
jahr. 

 
(2) Entsteht oder endet die 

Steuerpflicht im Laufe eines 
Kalenderjahres, so ist die 
Steuer anteilmäßig auf volle 
Monate zu berechnen. 

 (1) Die Steuer wird als Jahres- 
steuer erhoben. Erhebungs- 
zeitraum ist das Kalender- 
jahr. 

 
(2) Entsteht oder endet die 

Steuerpflicht im Laufe eines 
Kalenderjahres, so ist die 
Steuer anteilmäßig auf volle 
Monate zu berechnen. 

 

§ 5 
Steuersatz 

 § 5 
Steuersatz 

 

Die Steuer beträgt jährlich für jeden 
Hund 96,00 €. 

 Die Steuer beträgt jährlich für je-
den Hund 126,00 €. 

 

§ 6  § 6  
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Steuerbefreiungen  Steuerbefreiungen  

(1) Auf Antrag wird für Hunde, 
die als Blindenhunde oder 
als Behindertenbegleit- 
hunde ausgebildet wurden 
und der Hilfe blinder, tauber 
oder sonst hilfloser Perso- 
nen dienen, eine Steuerbe- 
freiung gewährt. Sonst hilf- 
lose Personen sind solche 
Personen, die einen 
Schwerbehindertenausweis 
mit den Merkzeichen „B“, 
„BL“, „aG“ oder „H“ besit- 
zen. 

 
(2) Steuerbefreiung wird auf 

Antrag auch gewährt für 
a) Dienst- und Rettungs- 

hunde im Dienst der 
Polizei und Feuerwehr 
sowie anderer aner- 
kannter Hilfsorganisati- 
onen. 

b) Gebrauchshunde in der 
erforderlichen Anzahl, 
welche ausschließlich 
für das Hüten von Her- 
den verwendet werden. 

c) Hunde, die in Einrich- 
tungen von Tierschutz- 
oder ähnlichen Verei- 
nen vorübergehend un- 
tergebracht sind. 

d) Hunde, die von ihrem 
Haltern aus dem Tier- 
heim Sulzbach/Bad 
Soden erworben wur- 
den. Die Steuerbefrei- 
ung gilt ab dem Zeit- 
punkt des Erwerbes 
maximal bis zum Ende 
des fünften Kalender- 
jahres. 

 (1) Auf Antrag wird für Hunde, 
die als Blindenhunde oder 
als Behindertenbegleit- 
hunde ausgebildet wurden 
und der Hilfe blinder, tauber 
oder sonst hilfloser Perso- 
nen dienen, eine Steuerbe- 
freiung gewährt. Sonst hilf- 
lose Personen sind solche 
Personen, die einen 
Schwerbehindertenausweis 
mit den Merkzeichen „B“, 
„BL“, „aG“ oder „H“ besit- 
zen. 

 
(3) Steuerbefreiung wird auf 

Antrag auch gewährt für 
a) Dienst- und Rettungs- 

hunde im Dienst der 
Polizei und Feuerwehr 
sowie anderer aner- 
kannter Hilfsorganisati- 
onen. 

b) Gebrauchshunde in der 
erforderlichen Anzahl, 
welche ausschließlich 
für das Hüten von Her- 
den verwendet werden. 

c) Hunde, die in Einrich- 
tungen von Tierschutz- 
oder ähnlichen Verei- 
nen vorübergehend un- 
tergebracht sind. 

d) Hunde, die von ihrem 
Haltern aus dem Tier- 
heim Sulzbach/Bad 
Soden erworben wur- 
den. Die Steuerbefrei- 
ung gilt ab dem Zeit- 
punkt des Erwerbes 
maximal bis zum Ende 
des fünften Kalender- 
jahres. 

e) Jagdhunde, begrenzt 
auf einen Jagdhund pro 
Halter, die die Brauch-
barkeitsprüfung nach 
den Vorschriften des 
Hessischen Jagdgeset-
zes (HJagdG) abgelegt 
haben. Voraussetzung 
ist, dass dem jagdaus-
führungsberechtigten 
Halter ein Jagdrevier im 
Stadtgebiet von Bad 
Soden am Taunus zu-
geordnet ist. 
 

 

§ 7 
Steuerermäßigung 

 § 7 
Steuerermäßigung 
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(1) Für Hunde, die zur Bewa- 
chung von landwirtschaftli- 
chen Anwesen, welche von 
dem nächsten im Zusam- 
menhang bebauten Ortsteil 
mehr als mehr als 400 Me- 
ter entfernt liegen, erforder- 
lich sind, ist die Steuer auf 
Antrag auf 20 v.H. des Steu- 
ersatzes nach § 5 Abs. 1 zu 
ermäßigen. 

 (1) Für Hunde, die zur Bewa- 
chung von landwirtschaftli- 
chen Anwesen, welche von 
dem nächsten im Zusam- 
menhang bebauten Ortsteil 
mehr als mehr 400 Meter 
entfernt liegen, erforderlich 
sind, ist die Steuer auf An-
trag auf 20 v.H. des Steu- 
ersatzes nach § 5 Abs. 1 zu 
ermäßigen. 

 

(2) Für Empfänger der Leistun- 
gen nach dem SGB XII und 
diesen einkommensmäßig 
gleichstehenden Personen 
wird die Steuer für den ers- 
ten Hund auf Antrag auf 10 
v.H. des Steuersatzes er- 
mäßigt. 

 
(3) Für Steuerpflichtige, welche 

eine bestandene Hundebe- 
gleitprüfung (Sachkunde- 
nachweis) nachweisen kön- 
nen, wird die Steuer auf An- 
trag auf 60,00 € ermäßigt. 
Rückwirkend wird die Steu- 
erermäßigung für ein Jahr 
anerkannt, wenn der Nach- 
weis über die bestandene 
Hundebegleitprüfung der 
Stadt Bad  Soden  am 
Taunus vorgelegt wird. 
Von der Steuerermäßigung 
sind Hunde betroffen, die 
eine vom VDH (Verband für 
das Deutsche Hundewesen 
e.V.) bzw. einem Mitglieds- 
verband anerkannte Be- 
gleithundeprüfung (BH) be- 
standen haben (ab 15 Mo- 
nate), bzw. Hunde, die mit 
ihrem Besitzer/Halter eine 
von einem staatlich aner- 
kannten Sachverständigen 
abgenommene Sachkunde- 
prüfung erfolgreich abgelegt 
bzw. alternativ den Hunde- 
führerschein entsprechend 
der Vorgabe des VDH er- 
worben haben. 

  
(2) Für Empfänger der Leistun- 

gen nach dem SGB XII und 
diesen einkommensmäßig 
gleichstehenden Personen 
wird die Steuer für den ers- 
ten Hund auf Antrag auf 10 
v.H. des Steuersatzes er- 
mäßigt. 

 
(3) Für Steuerpflichtige, welche 

eine bestandene Hundebe- 
gleitprüfung (Sachkunde- 
nachweis) nachweisen kön- 
nen, wird die Steuer auf An- 
trag auf 80,00 € ermäßigt. 
Rückwirkend wird die Steu- 
erermäßigung für ein Jahr 
anerkannt, wenn der Nach- 
weis über die bestandene 
Hundebegleitprüfung der 
Stadt Bad  Soden  am 
Taunus vorgelegt wird. 
Von der Steuerermäßigung 
sind Hunde betroffen, die 
eine vom VDH (Verband für 
das Deutsche Hundewesen 
e.V.) bzw. einem Mitglieds- 
verband anerkannte Be- 
gleithundeprüfung (BH) be- 
standen haben (ab 15 Mo- 
nate), bzw. Hunde, die mit 
ihrem Besitzer/Halter eine 
von einem staatlich aner- 
kannten Sachverständigen 
abgenommene Sachkunde- 
prüfung erfolgreich abgelegt 
bzw. alternativ den Hunde- 
führerschein entsprechend 
der Vorgabe des VDH er- 
worben haben. 

 

§ 8 
Allgemeine Voraussetzungen für 

Steuervergünstigungen 

 § 8 
Allgemeine Voraussetzungen für 

Steuervergünstigungen 
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Steuerbefreiung oder Steuerermä- 
ßigung wird nur gewährt, wenn 

 
(1) die Hunde, für welche die 

Steuervergünstigung in An- 
spruch genommen wird, für 
den angegebenen Verwen- 
dungszweck hinlänglich ge- 
eignet sind, 

 
(2) die Hunde entsprechend 

den Erfordernissen des 
Tierschutzes gehalten wer- 
den, 

 Steuerbefreiung oder Steuerermä- 
ßigung wird nur gewährt, wenn 

 
(1) die Hunde, für welche die 

Steuervergünstigung in An- 
spruch genommen wird, für 
den angegebenen Verwen- 
dungszweck hinlänglich ge- 
eignet sind, 

 
(2) die Hunde entsprechend 

den Erfordernissen des 
Tierschutzes gehalten wer- 
den, 

 

§ 9 
Festsetzung und Fälligkeit 

 § 9 
Festsetzung und Fälligkeit 

 

(1) Die Steuer wird durch Dau- 
erbescheid nach § 6 a Abs. 
2 KAG festgesetzt. Der 
Daubebescheid ist gültig, 
bis er durch einen neuen 
Dauerbescheid ersetzt oder 
aufgehoben wird. 

 
(2) Die Steuer wird bei der erst- 

maligen Festsetzung einen 
Monat nach Bekanntgabe 
des Steuerbescheides, im 
Übrigen in vierteljährlichen 
Beträgen zum 15. Februar, 
zum 
15. Mai, zum 15. August 
und zum 15. November fäl- 
lig. Auf Antrag kann die 
Steuer auch jeweils zum 1. 
Juli eines Kalenderjahres 
mit dem Jahresbeitrag ent- 
richtet werden. 

 (1) Die Steuer wird für ein Ka- 
lenderjahr oder - wenn die 
Steuerpflicht erst während 
des Kalenderjahres beginnt 
- für den Rest des Kalen- 
derjahres festgesetzt. In der 
Festsetzung kann bestimmt 
werden, dass die Festset- 
zung auch für künftige Ka- 
lenderjahre gilt, solange 
sich die Berechnungs- 
grundlagen und die Höhe 
der Steuer nicht ändern. 

(2) Die Steuer wird bei der 
erstmaligen Festsetzung ei- 
nen Monat nach Bekannt- 
gabe des Steuerbeschei- 
des, im Übrigen jeweils 
zum 01. Juli eines Kalen- 
derjahres mit dem Jahres- 
betrag fällig. 

(3) Für diejenigen Steuer- 
schuldner, die für das Ka- 
lenderjahr die gleiche Hun- 
desteuer wie im Vorjahr zu 
entrichten haben, kann die 
Hundesteuer durch öffentli- 
che Bekanntmachung fest- 
gesetzt werden. Für die 
Steuerschuldner treten mit 
dem Tage der öffentlichen 
Bekanntmachung die glei- 
chen Rechtswirkungen ein, 
wie wenn ihnen an diesem 
Tage ein schriftlicher Steu- 
erbescheid zugegangen 
wäre. 

 

§ 10 
Meldepflicht 

 § 10 
Meldepflicht 
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(1) Die Hundehalterin oder der 

Hundehalter ist verpflichtet, 
einen Hund innerhalb von 
zwei Wochen nach der Auf- 
nahme oder – wenn der 
Hund ihr oder ihm durch Ge- 
burt von einer von ihr oder 
ihm gehaltenen Hündin zu- 
gewachsen ist – innerhalb 
von zwei Wochen, nachdem 
der Hund drei Monate alt 
geworden ist, bei der Stadt 
Bad Soden am Taunus un- 
ter Angabe der Rasse des 
Tieres schriftlich anzumel- 
den. In den Fällen des § 2 
Abs. 2 Satz 2 muss die An- 
meldung innerhalb von zwei 
Wochen nach dem Tage, an 

  
(1) Die Hundehalterin oder der 

Hundehalter ist verpflichtet, 
einen Hund innerhalb von 
zwei Wochen nach der Auf- 
nahme oder – wenn der 
Hund ihr oder ihm durch Ge- 
burt von einer von ihr oder 
ihm gehaltenen Hündin zu- 
gewachsen ist – innerhalb 
von zwei Wochen, nachdem 
der Hund drei Monate alt ge- 
worden ist, bei der Stadt 
Bad Soden am Taunus un- 
ter Angabe der Rasse des 
Tieres schriftlich anzumel- 
den. In den Fällen des § 2 
Abs. 2 Satz 2 muss die An- 
meldung innerhalb von zwei 
Wochen nach dem Tage, an 

 

dem der Zeitraum von zwei 
Monaten überschritten wor- 
den ist, erfolgen. 

 
(2) Endet die Hundehaltung 

oder entfallen die Voraus- 
setzungen für eine ge- 
währte Steuervergünsti- 
gung, so ist dies der Stadt 
Bad Soden am Taunus in- 
nerhalb von zwei Wochen 
anzuzeigen. Endet die Hun- 
dehaltung nach § 3 Abs. 1 
S. 2 vor dem ersten des Mo- 
nats in dem der Hund drei 
Monate alt wird, so ist dies 
der Stadt Bad Soden am 
Taunus innerhalb von zwei 
Wochen anzuzeigen. 

 
(3) Wird ein Hund veräußert, so 

sind mit der Anzeige nach 
Abs. 2 Name und Anschrift 
des Erwerbers anzugeben. 

 dem der Zeitraum von zwei 
Monaten überschritten wor- 
den ist, erfolgen. 

 
(2) Endet die Hundehaltung 

oder entfallen die Voraus- 
setzungen für eine ge- 
währte Steuervergünsti- 
gung, so ist dies der Stadt 
Bad Soden am Taunus in- 
nerhalb von zwei Wochen 
anzuzeigen. Endet die Hun- 
dehaltung nach § 3 Abs. 1 
S. 2 vor dem ersten des Mo- 
nats in dem der Hund drei 
Monate alt wird, so ist dies 
der Stadt Bad Soden am 
Taunus innerhalb von zwei 
Wochen anzuzeigen. 

 
(3) Wird ein Hund veräußert, so 

sind mit der Anzeige nach 
Abs. 2 Name und Anschrift 
des Erwerbers anzugeben. 

 
(4) Die Stadt Bad Soden am 

Taunus kann einen Nach- 
weis über die Rassezuge- 
hörigkeit des Hundes ver- 
langen. 

 

§ 11 
Hundesteuermarken 

 § 11 
Hundesteuermarken 
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(1) Für jeden angemeldeten 

Hund, dessen Haltung im 
Stadtgebiet angezeigt 
wurde, wird eine Hunde- 
steuermarke, die Eigentum 
der Stadt Bad Soden am 
Taunus bleibt, ausgegeben. 

 
(2) Die Stadt Bad Soden am 

Taunus gibt Hundesteuer- 
marken aus. 

 
(3) Die Hundehalterin oder der 

Hundehalter hat die von ihr 
oder ihm gehaltenen Hunde 
mit einer gültigen und sicht- 
baren Hundesteuermarke 
zu versehen. 

 
(4) Endet eine Hundehaltung, 

so ist die Steuermarke mit 
der Anzeige über die Been- 
digung  der  Hundehaltung 
innerhalb von zwei Wochen 

  
(1) Für jeden angemeldeten 

Hund, dessen Haltung im 
Stadtgebiet angezeigt 
wurde, wird eine Hunde- 
steuermarke, die Eigentum 
der Stadt Bad Soden am 
Taunus bleibt, ausgegeben. 

 
(2) Die Hundesteuermarken 

bleiben für die Dauer der 
Hundehaltung gültig. 

 
(3) Die Hundehalterin oder der 

Hundehalter hat die von ihr 
oder ihm gehaltenen Hunde 
mit einer gültigen und sicht- 
baren Hundesteuermarke 
zu versehen. 

 

an die Stadt Bad Soden am 
Taunus zurückzugeben. 

 
(5) Bei Verlust einer Hunde- steu-

ermarke wird der Halte- rin 
oder dem Halter eine Er- 
satzmarke gegen eine Ge- 
bühr von 3,00 € ausgehän- 
digt. Dasselbe gilt für den 
Ersatz einer unbrauchbar 
gewordenen Hundesteuer- 
marke, die unbrauchbar ge- 
wordene Hundesteuer- 
marke ist zurückzugeben. 
Wird eine in Verlust gera- 
tene Hundesteuermarke 
wieder aufgefunden, ist die 
wiedergefundene Marke un- 
verzüglich an die Stadt Bad 
Soden am Taunus zurück- 
zugeben. 

 (4) Endet eine Hundehaltung, 
so ist die Steuermarke mit 
der Anzeige über die Been- 
digung der Hundehaltung 
innerhalb von zwei Wochen 
an die Stadt Bad Soden am 
Taunus zurückzugeben. 

 
(5) Bei Verlust einer Hunde- 

steuermarke wird der Halte- 
rin oder dem Halter eine Er- 
satzmarke gegen eine Ge- 
bühr von 5,00 € ausgehän- 
digt. Dasselbe gilt für den 
Ersatz einer unbrauchbar 
gewordenen Hundesteuer- 
marke, die unbrauchbar ge- 
wordene Hundesteuer- 
marke ist zurückzugeben. 
Wird eine in Verlust gera- 
tene Hundesteuermarke 
wieder aufgefunden, ist die 
wiedergefundene Marke un- 
verzüglich an die Stadt Bad 
Soden am Taunus zurück- 
zugeben. 

 

§ 12 
Übergangsvorschrift 

 § 12 
Übergangsvorschrift 

 

Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieser Satzung bei der Stadt Bad 
Soden am Taunus bereits angemel- 
deten Hunde gelten als angemeldet 
im Sinne des § 10 Abs. 1. 

 Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieser Satzung bei der Stadt Bad 
Soden am Taunus bereits angemel- 
deten Hunde gelten als angemeldet 
im Sinne des § 10 Abs. 1. 

 

§ 13 
Ordnungswidrigkeit 

 § 13 
Ordnungswidrigkeit 
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(1) Ordnungswidrig handelt, 
wer vorsätzlich oder leichtfertig 
den Meldepflichten nach § 10 
nicht nachkommt sowie den 
Pflichten zur Anbringung und 
Rückgabe der Hundesteuer- 
marke nach § 11 Abs. 3, Abs. 4 
und Abs. 5 S. 2, 2. Halbsatz und 
S. 3 zuwiderhandelt. 

 
 

(2) Die Ordnungswidrigkeit 
kann mit einer Geldbuße von bis 
zu 10.000,00 € geahndet wer- 
den. 

  
(1) Ordnungswidrig handelt, 
wer vorsätzlich oder leichtfertig 
den Meldepflichten nach § 10 
nicht nachkommt sowie den 
Pflichten zur Anbringung und 
Rückgabe der Hundesteuer- 
marke nach § 11 Abs. 3, Abs. 4 
und Abs. 5 S. 2, 2. Halbsatz und 
S. 3 zuwiderhandelt. 

 
 

(2) Die Ordnungswidrigkeit 
kann mit einer Geldbuße von bis 
zu 10.000,00 € geahndet wer- 
den. 

 

§ 14 
Inkrafttreten 

 § 14 
Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am 01.01.2014 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung 

 Diese Satzung tritt am 01.01.2027 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung 

 

über die Erhebung der Hundesteuer 
vom 01.09.2005 außer Kraft. 

 über die Erhebung der Hundesteuer 
vom 01.01.2014 außer Kraft. 
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V O R L A G E  Nr.: 20/2026/0110 

 
 

Bad Soden am Taunus, 03.08.2026 
Abteilung 20 
 

Abstimmung Beratung und Beschluss: 
Anw. Ja Nein Enth. 

Betriebskommission Stadtwerke  
  

 

Stadtverordnetenversammlung  
  

 

Ausländerbeirat  
  

 

Haupt- und Finanzausschuss  
  

 

Ausländerbeirat  
  

 

Haupt- und Finanzausschuss  
  

 

Stadtverordnetenversammlung  
  

 

 
 
 
2. Änderungssatzung zur Wasserversorgungsatzung der Stadt Bad Soden am Taunus 
vom 15.12.2021; Neufestsetzung der Benutzungsgebühren zum 01.01.2027 
 
 
Sachverhalt: 
 
Der Wirtschaftsplan 2027 der Stadtwerke Bad Soden am Taunus ist im Bereich der 
Wasserversorgung mit einem ausgeglichenen Ergebnis geplant worden. Dieser 
Haushaltsausgleich ist nur durch eine Anpassung der Wassergebühren möglich. Damit 
werden die deutlichen Kostensteigerungen für den Fremdbezug von Wasser, Personal und 
Material sowie die Abschreibungen für die in den vergangenen Jahren getätigten erheblichen 
Investitionen ausgeglichen . Die Gewinnrücklage aus Vorjahren ist aufgebraucht. 
Grundsätzlich ist der Eigenbetrieb Stadtwerke Bad Soden am Taunus gemäß § 93 Abs. 2 
und Abs. 3 HGO verpflichtet, kostendeckend und wirtschaftlich zu arbeiten.  
 
Die Wassergebühren in Bad Soden am Taunus betragen aktuell 2,54/m³ € (netto). 
Sie wurden zuletzt zum 01.01.2024 von 2,23/m³ € (netto) auf 2,54/m³ € (netto) erhöht. Die 
Neuberechnung der Wassergebühren führt zu einer Anhebung des Wasserpreises auf 
künftig 3,20/m³ € (netto). Die neue Gebühr soll zum 1. Januar 2027 gelten. 
 
Im Vergleich der Städte und Gemeinden im Main-Taunus-Kreis liegt Bad Soden am Taunus 
aktuell mit 2,54 €/m³ am unteren Ende der Gebührenhöhen. Die aktuelle Gebührenspanne 
der Kommunen im Main-Taunus-Kreis liegt zwischen 2,10 €/m³ in Hattersheim am Main 
und 3,43 €/m³ in Flörsheim am Main. 
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Haushaltsmäßige Beurteilung: 
 
Die Erträge sind im Wirtschaftsplan 2027 unter dem Produktkonto 110300.5110000 
„Wasserversorgung, öffentlich-rechtliche Benutzungsgebühren“ eingeplant. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Betriebskommission des Eigenbetriebes Stadtwerke Bad Soden am Taunus schlägt der 
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Soden am Taunus folgenden Beschluss vor:  
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Soden am Taunus beschließt die im 
Entwurf beigefügte Satzung zur 2. Änderung der Wasserversorgungsatzung der Stadt Bad 
Soden am Taunus. 
  
Der Satzungsentwurf ist Bestandteil der Originalniederschrift. 
 
 
 
 
 
Dr. Frank Blasch 
Bürgermeister 
 
 
Anlage/n 
1 - 06 2. Änderung Wasserversorgungssatzung 2027 

 
 
 
[Dokumentende] 
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Satzung 

zur 2. Änderung 
der Wasserversorgungssatzung 
der Stadt Bad Soden am Taunus 

vom 15.12.2021 
 
 

 
Aufgrund der §§ 5, 19, 20, 51 und 93 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 7. März 2005 (GVBl. I S. 142) zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 05. Februar 2026 (GVBl. 2026 Nr. 80), der §§ 30-32, 36 des 
Hessischen Wassergesetzes (HWG) in der Fassung vom 14.12.2010 (GVBl. I S. 548), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 28. Juni 2023 (GVBl.I S. 473, 475), der 
§§ 1 bis 5a, 6a, 9 bis 12 des Hessischen Gesetzes über kommunale Abgaben (KAG) vom 
24. März 2013 (GVBl. S. 134) zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 01. April 
2025 (GVBl. 2025 Nr. 24), hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Soden am 
Taunus in der Sitzung am XX.XX.2026 folgende Satzung zur 2. Änderung der 
Wasserversorgungssatzung vom 15.12.2021 beschlossen 

 
 

 
 

§ 1 
 
§ 26 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
 
Die Gebühr beträgt pro m3 3,20 € (netto). 

 
 

§ 2 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2027 in Kraft. 
 
 
 
 
Bad Soden am Taunus, XX.XX.2026 
 
 
 
Der Magistrat 
der Stadt Bad Soden am Taunus 
 
 
 
Dr. Frank Blasch 
Bürgermeister  
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V O R L A G E  Nr.: 20/2026/0144 

 
 

Bad Soden am Taunus, 31.08.2026 
Abteilung 20 
 

Abstimmung Beratung und Beschluss: 
Anw. Ja Nein Enth. 

Magistrat  
  

 

Stadtverordnetenversammlung  
  

 

Ausländerbeirat  
  

 

Haupt- und Finanzausschuss  
  

 

Ausländerbeirat  
  

 

Haupt- und Finanzausschuss  
  

 

Stadtverordnetenversammlung  
  

 

 
 
 
Änderung der Abfallsatzung der Stadt Bad Soden am Taunus Neufestsetzung der 
Benutzungsgebühren 2027 
 
 
Sachverhalt: 
 
Nach § 93 Abs. 2 und Abs. 3 HGO ist die Gemeinde verpflichtet, bei Gebührenhaushalten 
kostendeckend zu arbeiten. Im Rahmen der jährlichen Gebührenüberprüfung ist deutlich 
geworden, dass im Bereich der Abfallbeseitigung der Stadt Bad Soden am Taunus die 
aktuellen Gebühren die laufenden Kosten aufgrund Steigerungen bei den Personal- und 
Sachkosten nicht mehr decken. 

Die Preissteigerungen konnten in der Vergangenheit über die Gebührenrücklage 
aufgefangen werden. Die Gebührenrücklage ist inzwischen jedoch aufgebraucht worden, 
weshalb zum 01.01.2027 eine Anpassung der Gebühren in § 14 der 
Abfallbeseitigungssatzung der Stadt Bad Soden am Taunus um rund 5 % vorgeschlagen 
wird. 
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Die vorgeschlagenen neuen Gebühren stellen sich im Vergleich zu den alten Gebühren wie 
folgt dar: 

Gefäßgröße 
Alte Gebühr 

in € 
Neue Gebühr 

in € 
Differenz  

in € 

 80 Liter  248,00 260,00 12,00 

 120 Liter  292,00 308,00 16,00 

 240 Liter  580,00 612,00 32,00 

 1.100 Liter  3.328,00 3.496,00 168,00 

  

Weitere Änderungen in der Abfallsatzung werden nicht vorgeschlagen. Der Entwurf der 
neuen Abfallsatzung ist in der Anlage beigefügt. 

 
 
Haushaltsmäßige Beurteilung: 
 
Durch die Gebührenerhöhung werden unter dem Produktkonto 110200.5110000 öffentlich-
rechtlichen Benutzungsgebühren im Haushalt 2027 Mehreinnahmen in Höhe von rund 
145.000 Euro erwartet. 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Magistrat der Stadt Bad Soden am Taunus schlägt der Stadtverordnetenversammlung 
der Stadt Bad Soden am Taunus folgenden Beschluss vor: 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Soden am Taunus beschließt die als 
Anlage beigefügte Neufassung der Abfallsatzung der Stadt Bad Soden am Taunus. Diese 
Satzung tritt am 01.01.2027 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Abfallsatzung in der Fassung vom 
01.01.2025 außer Kraft. 

 
 
 
Dr. Frank Blasch 
Bürgermeister 
 
 
Anlage/n 
1 - Neu Abfallsatzung ab dem 01.01.2027 

 
 
 
[Dokumentende] 
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Der Magistrat 

 
Aufgrund der §§ 5, 19, 20, 51 und 93 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 05. Februar 2026 (GVBl. 2026 S. 8), 
 
§ 20 Abs. 1 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212), 
zuletzt geändert durch Artikel 17 des Gesetzes vom 22. Juli 2026 (BGBl. I Nr. 224), worden 
ist i.V.m. § 1 Abs. 6 und § 5 des Hessischen Ausführungsgesetzes zum Kreislaufwirtschafts-
gesetz (HAKrWG) vom 06.03.2013 (GVBl. I. S. 80), zuletzt geändert durch Artikel 15 des 
Gesetzes vom 3. Mail 2018 (GVBl. S. 82) sowie 
 
§§ 1 bis 6 a, 9 und 10 des Hessischen Gesetzes über Kommunale Abgaben (HessKAG) in 
der Fassung vom 24.03.2013 (GVBl. I S. 134), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes 
vom 01. April 2025 (GVBl. 2025 S. 24) 
 
hat die Stadtverordnetenversammlung am XX.XX.2026 folgende Satzung über die geordnete 
Entsorgung von Abfällen in der Stadt Bad Soden am Taunus (Abfallsatzung –AbfS-) be-
schlossen: 
 

 
Abfallsatzung der Stadt Bad Soden am Taunus 

 
 
 

Teil I 
 

§ 1  
Aufgabe 

 
(1) Die Stadt Bad Soden am Taunus betreibt die Abfallentsorgung in ihrem Gebiet nach 

Maßgabe des Kreislaufwirtschaftsgesetzes und des Hessischen Ausführungsgesetzes 
zum Kreislaufwirtschaftsgesetz, beide in der jeweils geltenden Fassung und dieser 
Satzung als öffentliche Einrichtung.  

 
(2) Die Abfallentsorgung der Stadt Bad Soden am Taunus umfasst das Einsammeln der in 

ihrem Gebiet angefallenen und überlassenen Abfälle im Hol- und Bringsystem und die 
Abgabe der eingesammelten Abfälle an den oder die Entsorgungspflichtigen. Zur öf-
fentlichen Einrichtung zählt auch die Abfallberatung i. S. v. § 46 KrWG. 

 
(3) Die Stadt Bad Soden am Taunus informiert und berät im Rahmen der Erfüllung ihrer 

Einsammlungspflicht über Möglichkeiten der Vermeidung, Verwertung und Beseitigung 
von Abfällen.  

 
(4) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben kann sich die Stadt Bad Soden am Taunus Dritter bedie-

nen; Dritter kann auch der Landkreis sein.  
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§ 1a Begriffsbestimmungen 

 
Anschlusspflichtiger ist jeder Eigentümer, Erbbauberechtigte, Nießbraucher oder sonst zur 
Nutzung eines Grundstücks dinglich Berechtigte. 
 
Benutzungspflichtiger ist jeder Anschlusspflichtige und sonstige Abfallerzeuger oder -
besitzer. 
 
Bewohner ist jeder beim Einwohnermeldeamt mit Haupt- oder Nebenwohnsitz gemeldete 
Einwohner. 
 
 

§ 2 
Ausschluss von der Einsammlung 

 
(1) Der Abfalleinsammlung der Stadt Bad Soden am Taunus unterliegen alle Abfälle, so-

weit sie nicht nach Maßgabe dieser Satzung von der Einsammlung ausgeschlossen 
sind.  

 
(2)     Von der Einsammlung ausgeschlossen sind 
 
a)  Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, 

insbesondere aus Industrie- und Gewerbebetrieben, soweit diese nach Art, Menge  
oder Beschaffenheit nicht mit den in Haushaltungen anfallenden Abfällen eingesam-
melt, befördert oder beseitigt werden können oder die Sicherheit der umwelt-
verträglichen Beseitigung im Einklang mit dem Abfallwirtschaftsplan des Landes durch 
einen anderen öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger oder Dritten gewährleistet ist. 
Hierzu zählen insbesondere gefährliche Abfälle i. S. d. § 3 Abs. 5 KrWG,  

 
b)  Erdaushub und Bauschutt aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltun-

gen, soweit dieser nicht in den bereitgestellten Abfallgefäßen, Depot-containern, durch 
die Abfuhr sperrigen Abfalls oder andere Einsammlungsaktionen nach dieser Satzung 
durch die Gemeinde eingesammelt werden kann,  

 
c)  Kleinmengen gefährlicher Abfälle (§1 Abs. 4 HAKrWG), die vom Entsorgungs-

pflichtigen (Landkreis) eingesammelt werden und diesem zu überlassen sind,  
 
(3)  Abfälle, die aufgrund eines Gesetzes oder einer Rechtsverordnung nach § 25 KrWG 

einer Rücknahmepflicht unterliegen, bei denen entsprechende Rücknahme-
vorrichtungen tatsächlich zur Verfügung stehen und bei denen die Gemeinde nicht 
durch Erfassung als ihrer übertragenen Aufgabe bei der Rücknahme mitwirkt. 

 
 

§ 3 
Einsammlungssysteme 

 
(1) Die Stadt Bad Soden am Taunus führt die Einsammlung von Abfällen im Hol- und 

Bringsystem durch. 
 
(2) Beim Holsystem werden die Abfälle beim Grundstück des Anschlusspflichtigen abge-

holt. 
 
(3) Beim Bringsystem hat der Benutzungspflichtige die Abfälle zu den aufgestellten Sam-

melgefäßen oder zu sonstigen Annahmestellen zu bringen.  
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§ 4 

Getrennte Einsammlung von Abfällen zur Verwertung  
und sperrigen Abfällen im Holsystem 

 
(1) Die Stadt Bad Soden am Taunus sammelt im Holsystem folgende verwertbare und 

sperrige Abfälle zur Verwertung und sperrige Abfälle ein: 
 
 a) Papier, Pappe und Kartonagen 
 
 b) Bioabfälle i. S. d. § 3 Abs. 7 KrWG  
 
 c) sperrige Abfälle aus Haushalten in haushaltsüblichen Mengen (bis zu drei  

Kubikmetern pro Abfuhr und Haushalt) 
 
 d) Elektrohaushalts- und Elektronikschrott 
 
 e)  Abfälle, die einer besonderen Handhabung bedürfen und die Beauftragung 

eines Dritten erforderlich machen (Sonderabfall). 
 
(2) Die in Absatz 1 Buchstabe a) genannten Abfälle zur Verwertung (Papier und ähnliches) 

sind in den dazu bestimmten Gefäßen, die in den Nenngrößen von 120 l, 240 l und 
1.100 l zugelassen sind, vom Benutzungspflichtigen zu sammeln und zur Abfuhr be-
reitzustellen unter Beachtung der weiteren Regelungen in dieser Satzung. Die Ein-
sammlung erfolgt im 14-tägigen Rhythmus. 

 
(3)  Die in Absatz 1 b) genannten Abfälle zur Verwertung sind in den dazu bestimmten Ge-

fäßen, die in der Nenngröße von 80 l, 120 l und 240 l zugelassen sind, vom Benut-
zungspflichtigen zu sammeln und zur Abfuhr unter Beachtung der weiteren Regelun-
gen dieser Satzung bereitzustellen. Die Sammlung erfolgt im 14-tägigen Rhythmus, 
von April bis einschließlich November im wöchentlichen Rhythmus. 
 

(4) Die in Absatz 1 Buchstabe c) genannten sperrigen Abfälle (Sperrmüll) werden 14-tägig 
auf Abruf eingesammelt. Die Abholung dieser Abfälle ist von dem Benutzungs-
pflichtigen über das Onlineformular oder formlos per E-Mail unter abfall@stadt-bad-
soden.de zu bestellen. Der Sperrmüll wird nur von den Grundstücken abgeholt, wenn 
die Abholung des Sperrmülls bei der Stadt Bad Soden am Taunus beantragt worden 
ist. Unter Sperrmüll sind Haushaltseinrichtungen (Mobiliar/Ausstattung) zu verstehen,   
welche wegen der Größe nicht in die Restmüllgefäße auf dem Grundstück passen.  

 
 Nicht zum Sperrmüll gehören unter anderem: Gebäudeteile wie Türen, Fenster, Dusch- 

oder Badewannen, Raum- oder Deckentäfelungen (Paneele oder ähnliches), Bau-
schutt, Erde, Steine, Platten, Fensterbänke, Rohre, Waschbecken, Elektro- und Elekt-
ronikschrott oder Kraftfahrzeugteile. Ausdrücklich wird auf die Höchstmenge von drei 
Kubikmetern pro Abfuhr und Haushalt hingewiesen. Haushaltsauflösungen sind über 
diese Entsorgungsschiene nicht möglich und werden abgewiesen. 

 
(5) Die in Absatz 1 Buchstaben d) benannten Abfälle werden auf Anmeldung von der Stadt 

Bad Soden am Taunus monatlich eingesammelt. An den hierzu vorgesehenen Abfuhr-
tagen sind diese Geräte vom Benutzungspflichtigen zur Abfuhr bereitzustellen unter 
Beachtung der weiteren Regelungen dieser Satzung. Eine Abholung der Geräte erfolgt 
nur von den Grundstücken, falls die Abholung bei der Stadt Bad Soden am Taunus   
beantragt worden ist. 
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(6) Die Entsorgung der im Absatz 1 Buchstabe e) -Sonderabfall- genannten Abfälle erfolgt 
nur auf gesonderten Antrag des Benutzungspflichtigen und wird von dem seitens der 
Stadt Bad Soden am Taunus beauftragten Dritten durchgeführt.  

 
(7) Sofern für die in Absatz 1 genannten Abfälle andere Entsorgungswege eröffnet wer-

den, kann der Magistrat die Einstellung der Einsammlung beschließen. Weitere ver-
wertbare Abfälle können nach Beschluss des Magistrats und dessen Bekannt-
machung gesondert eingesammelt werden.  

 
(8) Soweit Gegenstände, die nicht zu der jeweiligen Abfuhr zugelassen sind, auf öffentli-

chen Verkehrsflächen bestimmungswidrig für die Abfuhr am Abfuhrtag abgestellt wer-
den und eine Mitnahme von den Beauftragten der Stadt Bad Soden am Taunus durch 
Stehenlassen verweigert wird, müssen diese am Abfuhrtag bis 19:00 Uhr von der öf-
fentlichen Fläche entfernt werden.  

 
 

§ 5 
Getrennte Einsammlung von Abfällen 

zur Verwertung im Bringsystem 
 
(1) Die Stadt Bad Soden am Taunus sammelt im Bringsystem folgende Abfälle zur Ver-

wertung: 
 
 a) Weißglas, Buntglas (kein Flachglas oder Spiegel, siehe Absatz 2) 
 b) Papier und Kartonage (auch im Wertstoffhof) 
 c) Aluminium, Weißblech und Schrott (Wertstoffhof) 
 d) mineralischer Bauschutt (gegen Gebühr im Wertstoffhof) 
 e) private Baustellenmischabfälle (gegen Gebühr im Wertstoffhof, siehe Absatz 3) 
 f) Gartenabfälle (teilweise gegen Gebühr auch im Wertstoffhof, siehe Absatz 3) 
 g) Textilien/Schuhe (siehe Absatz 2) 
 h) unbehandeltes Holz (Wertstoffhof) 
 i) expandiertes Polystyrol (Styropor und ähnliches) (gegen Gebühr im Wertstoffhof) 
 j) Batterien  
 k) Sperrmüll (Wertstoffhof) 

l) Alträder und -reifen (gegen Gebühr im Wertstoffhof) 
m) Korken, sortenreines Korkmaterial (Wertstoffhof) 
n) CDs (Wertstoffhof) 
o) Elektrokleingeräte (z.B. Toaster, Fön, Kaffeemaschine u. elektr. Zahnbürste) 

 
(2) Die Stadt Bad Soden am Taunus stellt zur Einsammlung der Abfälle in Absatz 1    

Buchstabe a (Glas) und g (Textilien/Schuhe) Sammelbehälter an allgemein zugängli-
chen Plätzen auf. Die Sammelbehälter tragen Aufschriften mit Benennung der Abfallar-
ten und Einwurfzeiten (bei Glas), wann und womit was die Behälter beschickt werden     
dürfen. Andere Abfälle dürfen nicht in diese Sammelbehälter eingegeben werden.  

 
(3) Die in Absatz 1 Buchstaben b) bis f) und h) bis l) genannten Abfälle sind vom Benut-

zungspflichtigen zur Annahmestelle im Wertstoffhof zu bringen und dem dort anwe-
senden Personal zur ordnungsgemäßen Lagerung zu überlassen. Den Weisungen des 
Personals ist Folge zu leisten. Unter Baustellenmischabfällen (Absatz 1 Buchstabe e) 
sind Gemische aus Holz, Folien, Bitumen, Glas, Bodenbelägen, Kunststoffen, Metallen, 
Dämmmaterialien (kein Asbest, Mineralfaser, Stein- oder Glaswolle!),                        
Styropore/Styrodure zu verstehen.  

 
 Die in Absatz 1 Buchstabe f genannten Abfälle (Gartenabfälle) können auch an der 

Sammelstelle im Stadtteil Neuenhain (Parkplatz Sauerborn) und im Stadtteil Altenhain 
(alte Landstraße nach Kelkheim (Taunus)) abgegeben werden. 
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(4) An allen Annahmestellen (Wertstoffhof/Grünschnitt) gilt für die dort zur Abgabe vorge-

sehenen Abfallfraktionen die Anlieferungshöchstmenge von drei Kubikmetern. Das An-
gebot zur Wertstoffsammlung auf dem Wertstoffhof und bei den Sammel-stellen in den 
Stadtteilen Neuenhain und Altenhain kann jederzeit erweitert oder reduziert werden, 
ohne das hierzu eine Satzungsänderung notwendig wird. Die Benutzung des Wert-
stoffhofes und der Grünschnittsammelstellen ist ausschließlich Einwohnern der Stadt 
Bad Soden am Taunus gestattet. Der Betreiber ist berechtigt, geeignete Kontrollen 
durchzuführen. Er darf im Zweifelsfalle die Annahme von Wertstoffen verweigern. We-
gen einer solchen Verweigerung kann der/die Betroffene keine Regressansprüche ge-
genüber der Stadt Bad Soden am Taunus oder dem Betreiber geltend machen. Die 
angelieferten Abfälle zur Verwertung müssen ausschließlich aus privaten Haushalten 
aus Bad Soden am Taunus stammen und die haushaltsüblichen Mengen von drei Ku-
bikmetern nicht übersteigen. Die Anlieferung von Abfällen zur   Verwertung aus Ge-
werbe und Industrie sowie anderen Kommunen als Bad Soden am Taunus ist nicht ge-
stattet und wird mit allen rechtlichen Mitteln verfolgt. 

 
 

§ 6 
Einsammlung von Abfällen zur Beseitigung (Restmüll) 

 
(1) Abfälle, die nicht der Verwertung zugeführt werden (Restmüll), werden im Holsystem 

eingesammelt. Die Leerung der Restmüllgefäße erfolgt bis einschließlich der Ge-
fäßgröße von 240 Liter im 14-tägigen Rhythmus. Ab einer Gefäßgröße von 1.100 Liter 
erfolgt die Leerung wöchentlich. 

 
(2) Der Restmüll ist vom Benutzungspflichtigen in den dafür vorgesehenen Gefäßen zu 

sammeln und an den Abfuhrtagen unter Beachtung der weiteren Regelungen in dieser 
Satzung bereitzustellen. 

 
(3) Als Restmüllgefäße zugelassen sind die in § 8 (1) genannten Gefäße mit folgenden 

Nenngrößen: 
 
 a)   60 l 
 b)   80 l 
 c) 120 l 
 d) 240 l  
 e) 1,1 m³ 
 
(4) In die Restmüllgefäße dürfen keine Abfälle zur Verwertung eingegeben werden, die 

nach den §§ 4 und 5 getrennt gesammelt werden. Verstöße gegen diese Bestimmun-
gen berechtigen die Stadt Bad Soden am Taunus oder die von ihr mit der Abfuhr be-
auftragten Dritten, die Abfuhr des Restmülls zu verweigern, bis diese Abfälle aus dem 
Restmüllgefäß entnommen worden sind. Die Ahndungsmöglichkeit als Ordnungswid-
rigkeit bleibt in diesem Falle unberührt. 

 
 

§ 7 
Einsammlung von Abfällen auf öffentlichen Verkehrsflächen 

 
Für die Aufnahme von Abfällen, die anlässlich der Benutzung von öffentlichen Straßen, We-
gen und Plätzen anfallen, stellt die Stadt Bad Soden am Taunus Gefäße (Papierkörbe) auf. 
Die Besitzer dieser Abfälle sind verpflichtet, diese Gefäße zu benutzen. Dies gilt insbesonde-
re für Hundekot, Pferdeäpfel, Speiseabfälle, Papiertaschentücher, Zigaretten-kippen usw.  
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§ 8 
Abfallgefäße 

 
(1) Die Gefäße für den Restmüll und für andere Abfälle, die im Holsystem entsorgt wer-

den, stellt die Stadt Bad Soden am Taunus den Anschlusspflichtigen leihweise zur Ver-
fügung. Die Anschlusspflichtigen gemäß § 11 (1) haben diese Gefäße pfleglich zu be-
handeln. Sie haften für schuldhafte Beschädigungen und für Verluste.   

 
(2) Die Abfallbehälter sind schonend zu behandeln. Sie dürfen nur so weit gefüllt werden, 

dass sich der Deckel schließen lässt. Abfälle dürfen nicht neben die Abfallbehälter ge-
worfen oder daneben gestellt werden. Abfälle dürfen nicht in die Abfallbehälter einge-
stampft oder in ihnen in einer Art und Weise verdichtet werden, so dass eine Entlee-
rung am Abfallfahrzeug nicht mehr möglich ist, weil der Inhalt nicht mehr geschüttet 
werden kann und hierdurch der Entleerungsvorgang ausgeschlossen wird. Es ist nicht 
gestattet, brennende, glühende oder heiße Abfälle in die Abfallbehälter zu füllen oder 
Abfälle in den Abfallbehältern zu verbrennen. Sperrige Gegenstände und solche, die 
die Umleerbehälter, Sammelfahrzeuge oder Abfallentsorgungsanlagen mehr als un-
vermeidlich zu beschädigen geeignet sind, ferner Eis, Schnee und Flüssigkeiten, die zu 
ungewöhnlichen Verschmutzungen führen können, dürfen nicht in die Abfallbehälter 
eingefüllt werden. Die Deckel sind geschlossen zu halten. 

 
(3) Zur Kenntlichmachung des Inhalts der Gefäße dient deren Farbe. In die grauen Gefäße 

ist der Restmüll einzufüllen, in die braunen Gefäße sind die kompostierbaren Abfälle 
einzufüllen und in die blauen Gefäße das Papier und Kartonagen.  

 
(4) Die Abfallgefäße sind an den öffentlich bekannt gegebenen Abfuhrtagen und -zeiten 

bis spätestens 06:00 Uhr an dem zur Fahrbahn liegenden Rand des Gehweges oder - 
soweit kein Gehweg vorhanden ist - am äußersten Fahrbahnrand für eine gewünschte 
Entleerung bereitzustellen. Der Straßenverkehr darf nicht oder nicht mehr als notwen-
dig und vertretbar beeinträchtigt werden. Nach erfolgter Leerung der Gefäße sind diese 
unverzüglich durch den Anschlusspflichtigen oder den von ihm Beauftragten auf das 
Grundstück zurückzustellen. Nicht geleerte Abfallgefäße oder nicht abgeholte sonstige 
Abfälle nach § 4 Abs. 1 müssen bis zum nächsten Werktag nach der Abholung, 12 Uhr, 
bei der Stadt Bad Soden am Taunus reklamiert werden.  

  
(5) In besonderen Fällen - wenn z.B. Grundstücke nicht von den Abfuhrfahrzeugen ange-

fahren werden können - kann der Magistrat der Stadt Bad Soden am Taunus bestim-
men, an welcher Stelle die Abfallgefäße zur Entleerung aufzustellen sind, wobei die be-
trieblichen Notwendigkeiten der Abfalleinsammlung zu berücksichtigen sind.  

 
(6) Müllsäcke für Restmüll können ausnahmsweise zusätzlich zu Abfallgefäßen zugelas-

sen werden, wenn auf einem anschlusspflichtigen Grundstück vorübergehend zusätzli-
che Abfallmengen anfallen, die in den Abfallgefäßen nicht untergebracht werden kön-
nen. Bei Nutzung einer Bioabfalltonne können zusätzlich geeignete Biobeutel aus Pa-
pier verwendet werden. Die Müllsäcke und Biobeutel aus Papier sind bei den öffentlich 
bekannt gemachten Ausgabestellen, die im Abfallkalender benannt sind, zu beziehen. 

 
(7) Die Zuteilung der Abfallgefäße auf die anschlusspflichtigen Grundstücke erfolgt durch 

den Magistrat nach Bedarf, wobei pro Bewohner 12 l/Woche Gefäßvolumen für den 
Restmüll in Ansatz gebracht werden. Bewohner in diesem Sinne ist jeder beim Ein-
wohnermeldeamt mit Haupt- oder Nebenwohnsitz gemeldete Einwohner. Auf jedem 
anschlusspflichtigen Grundstück muss mindestens das kleinste zugelassene Gefäß für 
den Restmüll vorgehalten werden.  
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(8) Für Betriebe und ähnliche Einrichtungen wird das erforderliche Gefäßvolumen für den 

Restmüll vom Magistrat unter Beachtung der regelmäßig anfallenden Restmüllmengen 
auf dem jeweiligen Grundstück festgesetzt.  

 
(9) Für die Einsammlung von Bioabfällen wird bei Zuteilung eines Restmüllgefäßes als 

Regelausstattung ein Bioabfallgefäß bis zur gleichen Größe zugeteilt.  
 
 Für die Einsammlung von Papier wird bei Zuteilung eines Restmüllgefäßes als Regel-

ausstattung ein Papiergefäß bis zur dreifachen Größe zugeteilt. Vom Anschluss-
pflichtigen gewünschten weiteren Gefäße können gebührenpflichtig zugeteilt werden. 
Die gemeinschaftliche Nutzung von Behältern auf Nachbargrundstücken (Nachbar-
schaftstonne) ist nicht zulässig. 

 
(10) In die Bioabfallgefäße dürfen keine Abfälle eingegeben werden, die nach Art, Menge 

oder Zusammensetzung im Kompostwerk nicht verarbeitet werden können. Verstöße 
gegen diese Bestimmung berechtigen die Stadt Bad Soden am Taunus oder das von 
ihr beauftragte Entsorgungsunternehmen, die Leerung des mit Störstoffen befüllten Bi-
oabfallgefäßes zu verweigern. Die Leerung eines falsch befüllten Biogefäßes ist im 
Rahmen der Restmüllabfuhr möglich, wenn diese mit einer gesonderten Gebühren-
marke versehen ist, die bei der Stadt Bad Soden am Taunus käuflich erworben werden 
kann.  

 
(11) Für die Reinigung der Abfallgefäße ist der Anschlusspflichtige verantwortlich.   
 
(12) Änderungen im Gefäßbedarf hat der Anschlusspflichtige unverzüglich der Stadt Bad 

Soden am Taunus mitzuteilen und auf Verlangen zu begründen.  
 
 

§ 9 
Bereitstellung sperriger Abfälle 

 
(1) Sperrige Abfälle sind nach der Anmeldung zur Abholung an den von der Stadt Bad 

Soden am Taunus bekannt gemachten Terminen an den Grundstücken zur Ein-
sammlung so bereitzustellen, dass sie ohne Aufwand aufgenommen werden können. 
Die Regelungen des § 8 (4) (für Abfallgefäße) sowie des § 4 (4) (unter anderem 
Höchstmengenvorgaben) sind zu beachten.  

 
(2) Die zur Einsammlung bereitgestellten sperrigen Abfälle werden mit der Bereitstellung 

Eigentum der Stadt Bad Soden am Taunus. Unbefugten ist es verboten, diese wegzu-
nehmen, zu durchsuchen oder umzulagern.  

 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für andere Abfälle, die in besonderen, von der Stadt 

Bad Soden am Taunus öffentlich bekannt gemachten Einsammlungsaktionen und -
terminen außerhalb von Abfallgefäßen, z.B. gebündelt oder versackt, zur Einsammlung 
bereitgestellt werden. 

 
(4) Die Abfuhr von sperrigen Abfällen umfasst haushaltsübliche Mengen. Die haushalts-

übliche Menge umfasst drei m3 Umfang.  
 
(5) Die sperrigen Abfälle sind an den hierzu vorgesehenen Abfuhrtagen bis morgens 06:00 

Uhr, frühestens jedoch ab 18:00 Uhr des vorhergehenden Tages unter Beachtung der 
weiteren Regelungen dieser Satzung bereitzustellen. 
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§ 10 

Einsammlungstermine 
 
(1) Die Einsammlungstermine werden in dem jeweils gültigen Jahresabfallkalender veröf-

fentlicht.  
 
(2) Die Stadt Bad Soden am Taunus gibt nach Möglichkeit in ihrem amtlichen Bekanntma-

chungsorgan auch die Termine für die Einsammlungen von Abfällen nach § § 1 Abs. 4 
HAKrWG (Kleinmengen gefährlicher Abfälle) und anderen Abfällen bekannt, die nicht 
von ihr, sondern von Dritten (Landkreis, Verbänden, Vereinen u.ä.) zulässigerweise 
durchgeführt werden. 

 
§ 11 

Anschluss- und Benutzungszwang 
 
(1) Jeder Anschlusspflichtige ist verpflichtet, dieses Grundstück an die im Holsystem be-

triebene Abfalleinsammlung anzuschließen, wenn dieses Grundstück bewohnt oder 
gewerblich genutzt wird oder hierauf aus anderen Gründen Abfälle anfallen. Das 
Grundstück gilt als angeschlossen, wenn auf ihm das Restmüllgefäß (§ 6 (3)) aufge-
stellt worden ist. 

 
(2) Von dem Zwang, auf dem anschlusspflichtigen Grundstück ein Gefäß zur Aufnahme 

kompostierbarer Abfälle (Biotonne) aufzustellen, kann der Magistrat der Stadt Bad 
Soden am Taunus eine Ausnahme zulassen, wenn der Anschlusspflichtige nachweist 
und schriftlich bestätigt, dass ausnahmslos alle auf dem Grundstück anfallenden kom-
postierbaren Abfälle ordnungsgemäß und schadlos selbst verwertet werden und wenn 
für die Ausbringung des Produktes eine eigene gärtnerisch oder landwirtschaftlich ge-
nutzte Fläche von 25 m² je Grundstücksbewohner nachgewiesen wird. 

 
(3) Als Grundstück im Sinne dieser Satzung gilt ohne Rücksicht auf die Eintragung im Lie-

genschaftskataster oder im Grundbuch jeder zusammenhängende Grundbesitz (auch 
Teilgrundstück) desselben Eigentümers, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit 
bildet.  

 
(4) Der Anschlusspflichtige nach Absatz 1 hat jeden Wechsel im Grundstückseigentum 

unverzüglich der Stadt Bad Soden am Taunus mitzuteilen; diese Verpflichtung hat 
auch der neue Grundstückseigentümer.  

 
(5) Darüber hinaus hat der Anschlusspflichtige der Stadt Bad Soden am Taunus alle für 

die Abfallentsorgung erforderlichen sachbezogenen Auskünfte zu erteilen.  
 
 
(6) Jeder Abfallerzeuger oder -besitzer ist verpflichtet, seine Abfälle, soweit sie nicht von 

der städtischen Abfallentsorgung gemäß § 2 (2) ausgeschlossen sind, der öffentlichen 
Abfallentsorgung zu überlassen und sich hierbei der angebotenen Systeme (Hol- und 
Bringsystem) zu bedienen. Dies gilt nicht für  

 
 a) Abfälle aus privaten Haushaltungen, soweit ihre Erzeuger oder Besitzer selbst zu 

einer Verwertung in der Lage sind und diese beabsichtigen 
 
 b) Abfälle, die durch gemeinnützige oder gewerbliche Sammlungen einer ordnungs-

gemäßen und schadlosen Verwertung zugeführt werden 
 
 c) Abfälle zur Verwertung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltun-

gen (z. B. Gewerbemüll) 

39 von Seite 101 in der Zusammenstellung



9 

 

 
 d) Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen, soweit ihr Erzeuger oder 

Besitzer diese in eigenen Anlagen beseitigen und keine überwiegenden öffentli-
chen Interessen eine Überlassung erfordern (z. B. Gewerbemüll) 

 
e) pflanzliche Abfälle, deren Beseitigung gemäß der Verordnung über die Beseitigung 

von pflanzlichen Abfällen außerhalb von Abfallbeseitigungsanlagen vom 
17.03.1975 (GVBl. I S. 174) zugelassen ist. 

 
 

§ 12 
Allgemeine Pflichten 

 
(1) Den Beauftragten der Stadt Bad Soden am Taunus ist zur Prüfung, ob und wie die 

Vorschriften dieser Satzung befolgt werden, ungehinderter Zutritt zu den Grundstücken 
zu gewähren, auf denen überlassungspflichtige Abfälle anfallen. Ihre Anordnungen 
sind zu befolgen. Die Beauftragten haben sich durch einen von der Stadt Bad Soden 
am Taunus ausgestellten Dienstausweis auszuweisen.  

 
(2) Abfälle, die nicht in den satzungsgemäßen Gefäßen oder sonst satzungswidrig zur 

Abholung bereitgestellt werden, bleiben von der Einsammlung ausgeschlossen. Sie 
sind zum nächsten Abfuhrtermin unter Beachtung der Vorgaben dieser Satzung zur 
Einsammlung bereitzustellen.  

 
(3) Verunreinigungen durch Abfallgefäße, Müllsäcke, bereitgestellte sperrige Abfälle oder 

sonstige Ursachen im Zusammenhang mit der Abfallentsorgung hat der zur Straßen-
reinigung Verpflichtete zu beseitigen.  

 
(4) Im Abfall vorgefundene Wertgegenstände werden als Fundsache behandelt. Die Stadt 

Bad Soden am Taunus ist nicht verpflichtet, im Abfall nach verlorenen Gegenständen 
suchen zu lassen.  

 
 

§ 13 
Unterbrechung der Abfalleinsammlung 

 
Die Stadt Bad Soden am Taunus sorgt bei Betriebsstörungen für Übergangsregelungen zur 
ordnungsgemäßen Abfalleinsammlung, die erforderlichenfalls durch öffentliche Bekannt-
machung den Betroffenen mitgeteilt werden können. Bei vorübergehenden Einschränkun-
gen, Unterbrechungen, Verspätungen oder Ausfällen der Abfuhr infolge von Betriebsstörun-
gen, höherer Gewalt oder Streik besteht kein Anspruch auf Gebühren-ermäßigung.  
 

 
Teil II 

 
§ 14 

Gebühren 
 
(1) Zur Deckung des Aufwandes, der ihr bei der Wahrnehmung abfallwirtschaftlicher Auf-

gaben entsteht, erhebt die Stadt Bad Soden am Taunus Gebühren.  
 
(2) Gebührenmaßstab ist das jedem anschlusspflichtigen Grundstück gemäß § 8 (7) zur 

Verfügung stehende Gefäßvolumen für Restmüll. Die Benutzungsgebühr bei jeweils 
einer zweiwöchentlichen Leerung beträgt für  

 
 a) Abfallgefäße mit   60/80 Liter  Inhalt   € 260,00/Jahr  
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 b) Abfallgefäße mit         120 Liter  Inhalt   € 308,00/Jahr  
 c) Abfallgefäße mit             240 Liter  Inhalt   € 612,00/Jahr  
 
 Die Benutzungsgebühr bei jeweils einer wöchentlichen Leerung beträgt für  
 d) Großraumbehälter mit   1,1 m³        Inhalt      € 3.496,00/Jahr 
  
(3) Restmüllsäcke werden zum Stückpreis von 7,00 € für 70 l abgegeben. 
 
(4) Werden auf Wunsch des Anschlusspflichtigen Papiermüll- oder Bioabfallgefäße über 

die Regelausstattung nach § 8 (9) hinaus zugeteilt, werden zusätzlich pro entspre-
chendem Gefäß folgende Gebühren erhoben: 

 
a) Für Papiergefäße bei Zuteilung eines 
   120 l Gefäß   5,00 €/Monat  
   240 l Gefäß   7,50 €/Monat  
1.100 l Gefäß 10,00 €/Monat 

 
b) Für Bio-Gefäße bei Zuteilung eines 

 80 l Gefäß  3,00 €/Monat 
120 l Gefäß 5,00 €/Monat 
240 l Gefäß 7,50 €/Monat 

 
(5) Biotonnen mit verunreinigtem Bioabfall werden nicht entleert. Der Anschlusspflichtige 

kann Banderolen zur Leerung der Biotonne im Rahmen der Hausmüllabfuhr erwerben.  
 

Die Gebühr für die Entleerung des Behälters mit Banderole entsteht bei deren Erwerb 
und ist sofort zur Zahlung fällig. Die Gebühr beträgt je Leerung und Banderole bei Bio-
tonnen mit:  
 
  80  l Gefäß    3,00  € 
 120 l Gefäß    5,00  € 
 240 l Gefäß    7,50 € 

 
(6) Mit diesen Gebühren sind auch die Aufwendungen der Stadt Bad Soden am Taunus 

für die Entsorgung von Abfällen zur Verwertung im Rahmen der Regelausstattung nach 
§ 8 (9) und sperriger Abfälle abgegolten einschließlich § 5 (1) Buchstaben a) bis c) und 
f) bis j). 

 

(7) Für Altreifen wird eine Gebühr von 6,00 € ohne Felge und 8,00 € mit Felge je 
Personenkraftreifen erhoben,  

 
bis maximal 4 Stück pro Anlieferung und Anlieferungstag. 

(8) Die Gebühr bei der Anlieferung von privatem Bauschutt/Bauabfällen gemäß § 5 (1) 

Buchstaben d (mineralischer Bauschutt) und e (private Baustellenmischabfälle)      

beträgt: 

Baumischabfall    

        

Kleinmengen bis 50 Liter      14,50 € 

Kleinmengen bis PKW   
Kofferraum     40,00 € 

PKW Kombi, Hänger pro 
100 Ltr.     72,00 € 

Max. pro Anlieferung    
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0,5 m³- 500 Ltr. 

 

 

Bauschutt mineralisch   

       

Kleinmengen 10 bis 20 Liter 
Eimer  20 kg 4,00 € 

Kleinmengen bis PKW    
Kofferraum  100 kg 5,00 € 

PKW Kombi  250 kg 12,00 € 

Max. pro Anlieferung und Anlieferungstag 
0,5 m³- 500 Ltr. 

 

(9) Für die Entsorgung von Wurzelstöcken und Stammholz werden folgende Gebühren 
pro angelieferten Wurzelstock bzw. Stammholzstück erhoben: 

 
Lastenrad                                    4,00 €/Anlieferung 
PKW-Kofferraumladung              5,00 €/Anlieferung 
PKW mit Anhänger/Kleintransporter                       
                                                   12,00 €/Anlieferung 
 
Max. pro Anlieferung 0,5 m³ und Anlieferungstag. 

(10) Die Anlieferung von Sperrmüll aus privaten Haushalten auf dem Wertstoffhof in der 

Hunsrückstraße ist bis zu einem Volumen von 120 Liter (blauer Müllsack) pro Anliefe-

rung gebührenfrei.  

Die Gebühr für die Anlieferung von zusätzlichem Sperrmüll (soweit die Höchstmenge 

von 120 Liter überschritten ist) beträgt für Fahrzeuge mit und ohne Anhänger mit ei-

ner Maximal(gespann)länge von 8 Meter, unabhängig vom Abfallgewicht, für jeden 

angefangenen halben Kubikmeter 5,00 €.   

 
§ 15 

Gebührenpflichtige 
Entstehung und Fälligkeit der Gebühr 

 
(1) Gebührenpflichtig ist der Grundstückseigentümer, im Falle eines Erbbaurechtes der 

Erbbauberechtigte, der Nießbraucher und sonstige zur Nutzung des Grundstücks  
dinglich Berechtigte. Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner. Bei  
einem Wechsel im Grundeigentum haften alte und neue Eigentümer bis zum Eingang 
der Mitteilung nach § 11 (4) für rückständige Gebührenansprüche.  

 
(2) Die Gebührenpflicht entsteht mit Beginn des Monats der Anmeldung bzw. der Zuteilung 

der Abfallgefäße, und sie endet mit Ende des Monats nach Rückgabe der Abfallgefäße 
bzw. der Abmeldung.  

 
(3) Die Gebühr ist einen Monat nach Bekanntgabe des Heranziehungsbescheides fällig 

und zu den in den Bescheiden bezeichneten Terminen zu zahlen.  
 
(4)  Die Abfallgebühr ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück. 
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Teil  III 
 

§ 16 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
 
 a) entgegen § 4 (2) oder § 5 (2) andere als die zugelassenen Abfälle in die Sammel-

gefäße oder -behälter eingibt. 
 
 b) entgegen § 6 (4) Abfälle zur Verwertung nicht in die dafür vorgesehenen Sammel-

gefäße nach §§ 4 (2), 5 (2), sondern in das Restmüllgefäß eingibt.  
 
 c) entgegen § 7 Abfälle, die anlässlich der Benutzung öffentlicher Straßen, Wege und 

Plätze anfallen, nicht in die aufgestellten Gefäße (Papierkörbe) eingibt. 
 
 d) entgegen § 8 (2) Abfallgefäße zweckwidrig verwendet. 
 
 e) entgegen § 8 (4) geleerte Abfallgefäße nicht unverzüglich auf sein Grundstück 

zurückstellt.  
 
 f) entgegen § 8 (10) Änderungen im Bedarf an Abfallgefäßen der Stadt Bad Soden 

am Taunus nicht unverzüglich mitteilt.  
 
 g) entgegen § 9 (2) zur Einsammlung bereitgestellte sperrige Abfälle unbefugt weg-

nimmt, durchsucht oder umlagert.  
 
 h) entgegen § 11 (1) sein Grundstück nicht an die öffentliche Abfalleinsammlung an-

schließt.  
 
 i) entgegen § 11 (4) den Wechsel im Grundeigentum nicht der Stadt Bad Soden am 

Taunus mitteilt.  
 
 j) entgegen § 11 (6) überlassungspflichtige Abfälle, die er besitzt, nicht der  

öffentlichen Abfallentsorgung überlässt.  
 
 k) entgegen § 12 (1) den Beauftragten der Stadt Bad Soden am Taunus den Zutritt 

zum Grundstück verwehrt. 
 
 l) entgegen § 12 (3) Verunreinigungen nicht beseitigt.  
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 50.000,00 € geahndet werden. 

Die Geldbuße soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der Täter aus der Ordnungswidrig-
keit gezogen hat, übersteigen. Reicht das satzungsmäßige Höchstmaß hierzu nicht 
aus, so kann es überschritten werden.  

 
(3) Das Bundesgesetz über Ordnungswidrigkeiten in der jeweils gültigen Fassung findet 

Anwendung; zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 (1) Nr. 1 des Geset-
zes über Ordnungswidrigkeiten ist der Magistrat der Stadt Bad Soden am Taunus.  
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§ 17 
Inkrafttreten 

 
 
Diese Abfallsatzung tritt am 01.01.2027 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Abfallsatzung in der 
Fassung vom 01.01.2025 außer Kraft.  
 
Bad Soden am Taunus, XX.XX.2026 
 
DER MAGISTRAT DER STADT 
BAD SODEN AM TAUNUS 
 
 
 
 
Dr. Frank Blasch 
Bürgermeister 
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V O R L A G E  Nr.: 20/2026/0146 

 
 

Bad Soden am Taunus, 31.08.2026 
Abteilung 20 
 

Abstimmung Beratung und Beschluss: 
Anw. Ja Nein Enth. 

Magistrat  
  

 

Stadtverordnetenversammlung  
  

 

Ausländerbeirat  
  

 

Haupt- und Finanzausschuss  
  

 

Ausländerbeirat  
  

 

Haupt- und Finanzausschuss  
  

 

Stadtverordnetenversammlung  
  

 

 
 
 
Anpassung der Gebührenordnung zur Satzung über das Friedhofs- und 
Bestattungswesen der Stadt Bad Soden am Taunus 
 
 
Sachverhalt: 
 
Das Jahresergebnis 2025 weist bei dem Produkt 130600 (Friedhöfe) im Gebührenhaushalt 
ein Defizit in Höhe von 216.217,61 € aus. Nach § 93 Abs. 2 und Abs. 3 HGO ist die 
Gemeinde verpflichtet, bei Gebührenhaushalten kostendeckend zu arbeiten.  
  
Ursachen für das aufgetretene Defizit sind unter anderem Steigerungen bei Sach- und 
Personalkosten seit der letzten Gebührenerhöhung (2024). Seit einigen Jahren steigt zudem 
der Anteil der Urnenbestattungen, während die Erdbestattungen zunehmend an Bedeutung 
verlieren. Deshalb wurden zunehmend Investitionen in die Infrastruktur (z.B. Urnenwände) 
getätigt, welche über Abschreibungen und Finanzierungskosten den Ergebnishaushalt 
belasten. Dadurch verändert sich auch die Kostenumlegung auf die unterschiedlichen 
Grabflächen. 
  
Vor diesem Hintergrund wird eine Überarbeitung der Gebührenordnung zur Satzung über 
das Friedhofs- und Bestattungswesen der Stadt Bad Soden am Taunus empfohlen. Die neu 
errechneten Gebühren tragen den geschilderten Entwicklungen Rechnung und setzen sich 
wie folgt zusammen: 
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1. Bestattungsgebühren  
Die Kalkulation der Kosten für Bestattungen berücksichtigt Personal- und Sachkosten, 
die in den letzten Jahren angestiegen sind (z.B. höhere Lohnkosten, Treibstoffpreise, 
Reparaturen der Fahrzeuge usw.).  

  
2. Nutzungen der Gräber  

Der Gebührenanstieg für die Nutzung der Grabflächen ist auf die gestiegenen 
Unterhaltungskosten (z.B. Unterhaltung der Wege, Grünschnitt, Infrastruktur, 
Trauerhalle usw.) auf den Friedhofsanlagen zurückzuführen, welche anteilig auf die 
Grabstätten und deren Nutzungsdauer umgelegt werden.  

  
3. Neue Gebührensätze 

Die neuen Gebührensätze in §§ 2, 4 und 5 der Friedhofsgebührenordnung der Stadt 
Bad Soden am Taunus stellen sich wie folgt dar: 

  
  Ursprüngliche 

Gebühr 
Neu berechnete 

Gebühr 
Bezeichnung in € in € 

Bestattungen     
Exhumierung 1.670,00 1.800,00 
Bestattung Erdgrab 1.820,00 1.920,00 

      
Summe     
Urnengrab 690,00 790,00 
Urnenkammer 205,00 250,00 

      
Baumgrab 690,00 790,00 
Summe     
Nutzungsrechte Gräber     
Reihengräber 1.840,00 2.000,00 
Kaufgräber (inkl. Tiefgrab) 3.100,00 3.300,00 

      
Summe     
Urnenreihengräber 1.400,00 1.600,00 
Kaufurnengräber 2.020,00 2.200,00 
Urnenkammer 1.300,00 1.500,00 
Urnenkaufkammer 1.900,00 2.100,00 

      
Baumgrab 2.250,00 2.350,00 

  
Des Weiteren erfolgte eine Anpassung der Gebühren in den §§ 7 und 8 der 
Gebührenordnung. Die an die Entwicklung angepassten Beträge sind in der als Anlage 
beigefügten Fassung der Gebührenordnung zur Satzung über das Friedhofs- und 
Bestattungswesen der Stadt Bad Soden am Taunus farbig hervorgehoben. Zudem wird an 
dem Jahr 2027 die Benutzung einer Kühlzelle gemäß § 7 Abs. 1 a) mit Umsatzsteuer 
ausgewiesen. Weitere Änderungen werden in der Gebührenordnung nicht vorgeschlagen. 
 
 
Haushaltsmäßige Beurteilung: 
 
Die Gebührenerhöhung ist im Haushaltsplan 2027 unter dem Produktkonto 130600. 5110000 
Friedhöfe, öffentlich-rechtliche Benutzungsgebühren bereits berücksichtigt worden. Es wird 
mit Mehreinnahmen von rund 100.000 € gerechnet, abhängig von der Zahl der 
Bestattungsfälle und der Art der gewählten Gräber. Das verbleibende Defizit im Produkt 
Friedhöfe wird aufgrund der Aufwendungen für die Pflege des jüdischen Friedhofs sowie des 
Parkcharakters der übrigen Friedhofsanlagen sachgerecht über Steuermittel finanziert. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Magistrat der Stadt Bad Soden am Taunus schlägt der Stadtverordnetenversammlung 
der Stadt Bad Soden am Taunus folgenden Beschluss vor: 
  
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Soden am Taunus beschließt die als 
Anlage beigefügte Neufassung der Gebührenordnung zur Satzung über das Friedhofs- und 
Bestattungswesen der Stadt Bad Soden am Taunus. Diese Satzung tritt nach Vollendung der 
Veröffentlichung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung in der Fassung vom 01.01.2024 außer 
Kraft. 
 
 
 
 
Dr. Frank Blasch 
Bürgermeister 
 
 
Anlage/n 
1 - Friedhofsgebührenordnung ab 2027 

 
 
 
[Dokumentende] 
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Gebührenordnung zur Satzung 
über das Friedhofs- und Bestattungswesen der Stadt Bad Soden am Taunus 

 
 
Aufgrund der §§ 5 und 93 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung in der Fassung vom 
07.03.2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 05 Februar 
2026 (GVBl. 2026 S. 8) sowie des § 1 des Friedhofs- und Bestattungsgesetzes (FBG) in der 
Fassung vom 05.07.2007 (GVBl. I S. 338), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. Dezember 
2025 (GVBl. S. 101) und der §§ 1 bis 6 a und 9, 10 des Gesetzes über Kommunale Abgaben 
vom 24.03.2013 (GVBl. I S. 134), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 01. April  
2025 (GVBI. S 2025 S. 24) hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Soden am 
Taunus am XX.XX.2026 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 

Gebühren, Gebührenpflichtige 
 

(1) Für die Benutzung der städtischen Friedhöfe und ihrer Einrichtungen werden Gebühren 
nach Maßgabe dieser Gebührenordnung erhoben.  

 
(2) Gebührenpflichtig ist, wer nach bürgerlichem Recht die Bestattungskosten zu tragen oder 

wer sich der Stadt gegenüber zur Übernahme der Bestattungskosten verpflichtet hat. 
 
 

§ 2 
 

Bestattungsgebühr 
 
Die Gebühr beträgt für die Bestattung  
 

a) einer über 5 Jahre alten Person in einem Kauf- oder Reihengrab   1.920,00 € 
b) in einem Urnenkauf-, Urnenreihengrab         790,00 € 
c) in einer Urnenkammer bzw. Urnenkaufkammer        250,00 € 
d) in einem Urnengrab auf dem anonymen Grabfeld                                       790,00 € 
e) in einer Baumgrabstätte          790,00 € 

  f)  Bei Beisetzungen gemäß § 18 Abs. 2 FBG erfolgt die Abrechnung  
          nach individuellem Aufwand auf der Ermittlungsbasis vorgenannter Gebühren. 
 
Auf Antrag ist bei Erdbestattungen [Buchstaben a), b)] Handverfüllung des Grabes möglich. 
Die Bestattungsgebühr wird dann nach Aufwand auf der Ermittlungsgrundlage der vorgenann-
ten Gebühren errechnet.  
 
 

§ 3 
 

Bestattung von Leibesfrüchten 
 
Die Bestattung von standesamtlich nicht meldepflichtigen Leibesfrüchten, die in fester Umhül-
lung (Sargschachtel) unter Vorlage des vorgeschriebenen Bestattungsscheines des Arztes 
oder der Hebamme der Friedhofsverwaltung zugeführt werden, erfolgt kostenlos. 
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§ 4 
 

Umbettung (Ausgrabung und Wiederbestattung) 
 
 
(1) Werden auf Antrag eine Leiche oder Leichenreste ausgegraben und in ein anderes Grab 

auf dem gleichen Friedhof bestattet (Umbettung), so werden folgende Gebühren erho-
ben: 

 
a)  für die Leiche einer Person über  5 Jahren 1.800,00 € 
b)  für die Leiche eines Kindes unter 5 Jahren 1.100,00 € 

          c)  für eine Urne    790,00 € 
  d)  für die Leiche einer Person über 5 Jahre in 
       einem vorhandenen Tiefgrab 2.350,00 € 
 
(2) Diese Gebühren werden auch im Falle des § 14 Abs. 3 der Friedhofssatzung erhoben.  
 
(3) Bei Ausgrabungen von Leichen, Leichenresten und Urnen zur Beisetzung an einem aus-

wärtigen Bestattungsort oder zur nachträglichen Einäscherung werden die in Abs. 1 fest-
gelegten Gebühren um 20 % ermäßigt.  

 
(4) Für die Wiederbestattung von Leichen, Leichenresten und Aschen, die bereits bestattet 

waren, werden folgende Gebühren erhoben: 
 
 a) für die Wiederbestattung der Leiche einer Person über 5 Jahre  1.800,00 € 
 b) für die Wiederbestattung eines Leichnams in ein vorhandes Tiefgrab 1.800,00 € 
 c) für die Wiederbestattung der Leiche eines Kindes unter 5 Jahren    600,00 € 
 d) für die Wiederbestattung einer Urne    790,00 € 
 
(5) Notwendige neue Särge oder Urnen, Übersärge zur Leichenbeförderung oder dem 

Aschenversand sowie die Abhebung und Wiederaufstellung von Grabmalen sind von den 
Antragstellern zu stellen bzw. auszuführen. 

 
 

§ 5 
 

Gebühr für den Erwerb des Nutzungsrechtes an Gräbern und Urnenkammern 
 
(1)  Die Gebühren für den Erwerb des Nutzungsrechtes an Gräbern und Urnenkammern wer-

den wie folgt festgesetzt:  
 
a) für Reihengräber je Grabstätte  
       (Nutzungsrecht für Erwachsene 20 Jahre)  2.000,00 € 
b) für Kinder unter 5 Jahren 20 Jahre 1.100,00 € 
c) für Reihenurnengräber je Grabstätte  
       (Nutzungsrecht für Erwachsene 20 Jahre)    1.600,00 € 
d) für Anonyme Urnenrasengräber    1.100,00 € 
e) für Urnenkammern (Nutzungsrecht 20 Jahre)    1.500,00 € 
f) Einzelkaufgrabstätte (Nutzungszeit 30 Jahre)    3.300,00 € 
g) Doppelkaufgrabstätte (Nutzungszeit 30 Jahre)    6.600,00 € 

(jede weitere Grabstelle)                                                                             3.300,00 € 
h) Kaufurnengräber je Grabstätte (Nutzungszeit 30 Jahre)    2.200,00 € 
i) Urnenkaufkammern für bis zu 2 Urnen (Nutzungszeit 30 Jahre)    2.100,00 € 
j) Baumgrabstätten für bis zu 2 Urnen (Nutzungszeit 30 Jahre)    2.350,00 € 
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(2) Bei Reihengräbern, Urnenreihengräbern und Urnenkammern kann die Nutzungszeit nicht 
verlängert werden. Wenn die Ruhefrist der letztbelegten Grabstätte einer Grabreihe abge-
laufen ist, wird diese Reihe komplett abgeräumt. Werden nun für einzelne Gräber Anträge 
auf vorzeitige Grababräumung gestellt bzw. Sarg- / Urnenausgrabungen vorgenommen, 
ebnet die Friedhofsverwaltung die jeweilige Grabstätten ein und hält sie durch Einsaat 
und regelmäßige Pflege in einem ordnungsgemäßen Zustand bis die vorgenannte Ab-
räumung erfolgt. Eine Zwischenbelegung der leerstehenden Flächen ist nicht möglich. In-
sofern besteht hier auch kein Anspruch auf anteilige Rückerstattung von Nutzungsge-
bühren bei vorzeitiger Rückgabe. 

 
(3) Für den Nacherwerb des Nutzungsrechtes an Kaufgräbern bzw. Urnenkaufkammern wird 

für jedes Jahr der Verlängerung ein Betrag in Höhe von 1/30 der Gebühr aus den jeweils 
zutreffenden Sparten des Abs. 1 f) bis j) sowie § 7 (3), d) bis f) ohne Einbezug der Ge-
bühren für künftige Beseitigung von Grabmalen, Grabeinfassungen usw.  erhoben.  
  

a) Einzelkaufgrabstätte (Nutzungszeit 30 Jahre)                           129,00 €           (a.F.: 121,83 €) 
b) Doppelkaufgrabstätte (Nutzungszeit 30 Jahre)                          258,00 €           (a.F.: 243,66 €) 

(jede weitere Grabstelle)                                                129,00 € 
c) Urnenkaufgräber je Grabstätte (Nutzungszeit 30 Jahre)          84,33 €       (a.F.: 78,00 €) 
d) Urnenkaufkammern für bis zu 2 Urnen (Nutzungszeit 30 Jahre)   81,00 € (a.F.: 72,20 €) 
e) Baumgrabstätten für bis zu 2 Urnen (Nutzungszeit 30 Jahre)          89,33 € (a.F.: 76,66 €) 
f) Baumgrabstätten, die vor dem 01.06.2019 erworben wurden   166,33 € (a.F.: 155,32 €) 

 
§ 6 

 
Leistungen der Friedhofsverwaltung 

 
(1) Für die in § 2 genannten Gebühren werden folgende Leistungen erbracht: 
 

a) Herstellung des Grabes (einschließlich Bodenaufbereitung) 
b) Überführung der Leiche zum Grab durch mind. vier Träger 
c) Einsenken des Sarges oder der Urne 
d) Einstellen der Urne in die Urnenkammer 
e) Schließen des Grabes 
f) Schließen der Urnenkammer und Aushändigung einer Frontplatte zur endgültigen 

Ausgestaltung sowie anschließender Endmontage der ausgestalteten Frontplatte 
g) Hügeln des Grabes 

 
(2) Für die in § 4 Abs. 1 genannten Gebühren werden folgende Leistungen erbracht: 
 

a) Ausgraben der Leiche oder Urne bzw. Öffnen der Urnenkammer 
b) Überführung der Leiche oder Urne zur neuen Beisetzungsstätte 
c)      Einsenken des Sarges oder der Urne 
d) Schließen des Grabes bzw. der Urnenkammer 
e) Hügeln des Grabes 

 
(3) Für die in § 4 Abs. 3 genannten Gebühren werden folgende Leistungen ausgeführt:  
 

a) Ausgraben der Leiche oder Urne bzw. Öffnen der Urnenkammer 
b) Überführung der Leiche oder Urne von seitheriger Beisetzungsstätte zur Kühlzelle 

 
(4) Für die in § 4 Abs. 4 genannten Gebühren werden folgende Leistungen ausgeführt: 
 

a) Herstellen des neuen Grabes 
b) Einsenken des Sarges oder der Urne 
c) Schließen des Grabes bzw. der Urnenkammer  
d) Hügeln des Grabes 
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§ 7 
 

Gebühren für sonstige Leistungen 
 
(1) Sofern nicht bereits Gebühren nach den §§ 2 – 5 in Verbindung mit § 6 zu erheben sind, 

werden folgende Gebühren erhoben: 
 

 a)  für die Benutzung einer Kühlzelle je angefangenem Tag (zuzüglich geltender Umsatz-
steuer)  50,00 € 

 b)  für die Benutzung der Trauerhalle    300,00 € 
 c)  für die Benutzung eines Unfallsarges                                                      200,00 €           (a.F.: 150,00 €) 
 d)  für die Genehmigung zur Aufstellung eines Grabsteines/  
      Urnenkammerbeschriftung                                                                                     50,00 €              (a.F.: 45,00 €) 
 e)  für die Erlaubnis einer Grabeinfassung                                                   50,00 €              (a.F.: 45,00 €) 

 f)   für Hilfeleistung beim Einsargen pro Arbeitskraft                      50,00 €              (a.F.: 45,00 €) 
 g)  für die Ausstellung der Urkunde über ein Nutzungsrecht  

            an einem Kaufgrab                                                                                                   20,00 €              (a.F.: 15,00 €) 
 

(2) Für Grabstätten, die zwischen März 1996 und dem 19.03.2014 angelegt wurden, werden 
im Falle einer Nutzungsverlängerung oder Grababräumung, unter Berücksichtigung der 
Stichtagsregelung, für die Beseitigung von Grabmalen, Grabeinfassungen usw. folgende 
Gebühren erhoben: 

   
a)   bei Reihen- und Kaufgräbern                                                               430,00 €         (a.F.: 420,00 €) 
b)   bei Doppelkaufgräbern                                                                                 850,00 €         (a.F.: 840,00 €) 
      (jede weitere Grabstelle)                                                                             650,00 €        (a.F.: 640,00 €) 

c) bei Kindergrabstätten (Kind unter 5 Jahren)                                           110,00 €         (a.F.: 100,00 €) 
d) Urnengrabstätten                                                                                                                    110,00 €       (a.F.: 100,00 €) 
 

(3) Für die Benutzung der Friedhofseinrichtungen zur Grabpflege (Wasser, Abraumbeseiti-
gung u.Ä.) wird je Grabstätte eine einmalige Gebühr erhoben. Sie beträgt: 

 
a)  bei Reihengrabstätten für Personen über 5 Jahre          385,00 €        (a.F.: 370,00 €) 
b)  für Personen unter 5 Jahren                                                                        70,00 €        (a.F.: 65,00 €) 
c) bei Urnenreihengrabstätten und Urnenkammern             220,00 €         (a.F.: 215,00 €) 
d) bei Einzelkaufgrabstätten                                                                            570,00 €          (a.F.: 555,00 €) 
e) bei Doppelkaufgrabstätten                                                                  1.140,00 €          (a.F.: 1.105,00 €) 

(jede weitere Grabstelle)                                            570,00 € 
f) bei Urnenkaufgrabstätten und Urnenkaufkammern        330,00 €           (a.F.: 320,00 €) 
 

 Bei der Verlängerung des Nutzungsrechtes sind die Gebühren entsprechend den Verlänge-
rungszeiten des § 5 Abs. 3 zu erheben.  

 
§ 8 

 
Verlegung von Bodenplatten um die Grabstätten 

 
(1) Nach § 34 Abs. 3 der Friedhofssatzung werden um die Grabstätten von der Friedhofsver-

waltung Bodenplatten verlegt. Dafür sind folgende Gebühren zu zahlen (ab 01.01.2025 zu-
züglich Umsatzsteuer): 

 
a) Reihengrabstätten 405,00 €           (a.F.: 395,00 €) 
b) Kindergrabstätten 375,00 €           (a.F.: 370,00 €) 
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c) Einzelkaufgrabstätten 410,00 €           (a.F.: 395,00 €) 
d) Doppelkaufgrabstätten 430,00 €           (a.F.: 425,00 €) 
   (jede weitere Grabstelle)                                          20,00 € 

e) Dreierkaufgrabstätten 470,00 €           (a.F.: 460,00 €) 
f) Urnenreihengrabstätten oder Urnenkaufgrabstätten 380,00 €     (a.F.: 370,00 €) 

 
(2) Die Gebühren sind für den Erwerb der Nutzungsrechte an Gräbern zu zahlen.  
 
(3) Führt die Friedhofsverwaltung eine Entnahme sowie eine zusätzliche Verlegung der Bo-

denplatten aus, sind folgende Gebühren zu zahlen: 
 

a) Einzelkaufgrabstätten        250,00 €          (a.F.: 245,00 €) 
b) Doppelkaufgrabstätten        370,00 €          (a.F.: 365,00 €) 
   (jede weitere Grabstelle)                                                120,00 € 
c) Dreierkaufgrabstätten        490,00 €          (a.F.: 485,00 €) 
d) Urnenkaufgrabstätten        130,00 €          (a.F.: 125,00 €) 

 
§ 9 

 
Fälligkeit 

 
(1) Soweit diese Gebührenordnung keine andere Regelung trifft, werden die Gebühren bei 

Aufforderung zur Zahlung sofort fällig. 
  
(2) Die Gebühren können im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden.  
 

§ 10 
 

Gebührenermäßigung 
 
(1) Die Bestattungsgebühr nach § 2 kann auf Antrag aus sozialen Gründen ermäßigt werden.  
 
(2) Keinen Anspruch auf Ermäßigung der Gebühr hat, wer Nutzungsrechte an einem  

Kauf- oder Urnenkaufgrab erwirbt.  
 

§ 11 
 

Inkrafttreten 
 

Diese Gebührenordnung tritt mit Vollendung der Veröffentlichung in Kraft. 
 
Gleichzeitig tritt die Gebührenordnung zur Friedhofssatzung der Stadt Bad Soden am Taunus 
in der Fassung vom 01.01.2024 außer Kraft.  
 
 
Bad Soden am Taunus, XX.XX.2026 
 
 
Der Magistrat der 
Stadt Bad Soden am Taunus 
 
 
Dr. Frank Blasch 
Bürgermeister  
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V O R L A G E  Nr.: 20/2026/0143 

 
 

Bad Soden am Taunus, 30.08.2026 
Abteilung 10 
 

Abstimmung Beratung und Beschluss: 
Anw. Ja Nein Enth. 

Magistrat  
  

 

Stadtverordnetenversammlung  
  

 

Ausländerbeirat  
  

 

Haupt- und Finanzausschuss  
  

 

Ausländerbeirat  
  

 

Haupt- und Finanzausschuss  
  

 

Stadtverordnetenversammlung  
  

 

 
 
 
Änderung der Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten und 
Sondernutzungsgebühren (Verwaltungskostensatzung) der Stadt Bad Soden am 
Taunus sowie des Kostenverzeichnisses 
 
 
Sachverhalt: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Soden am Taunus hat in ihrer Sitzung am 
26.06.2024 die derzeit gültige Fassung der Satzung über die Erhebung von 
Verwaltungskosten und Sondernutzungsgebühren (Verwaltungskostensatzung) sowie das 
Kostenverzeichnis beschlossen. Gleichzeitig wurde beschlossen, die Gebühren etwa alle 
zwei Jahre neu zu kalkulieren und die Verwaltungskostensatzung und das Kostenverzeichnis 
entsprechend anzupassen. 
 
Vor diesem Hintergrund wird die beiliegende Neufassung der Verwaltungskostensatzung 
vorgeschlagen. Bezüglich der darin vorgenommenen Anpassungen ist festzuhalten, dass bei 
den Gebühren, die durch die Stadt Bad Soden am Taunus festgelegt werden können, ein 
Inflationsausgleich von 6 Prozent eingerechnet und kaufmännisch gerundet wurde. Dies trifft 
zum Beispiel auf die Gebühren „I. Allgemeine Verwaltungskosten, 1. Gebühren-
festsetzungen, 1.1 bis 1.5“ und in der Satzung selbst zu. 
  
Des Weiteren wird auf die Besonderheit bei der Gebühr für „Eheschließungen außerhalb der 
Räume des Standesamtes“ (Seite 2, II. Besondere Verwaltungskosten, 3.1 Personenstands-
wesen) hingewiesen. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Soden am Taunus 
hat im Jahr 2012 (Vorlage 17/2012/249 „Eheschließungen außerhalb des Trauraums“) unter 
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anderem den folgenden Passus beschlossen: „Zur Legitimation der Verwaltungsgebühr von 
300,00 € wird diese in das Kostenverzeichnis zur Verwaltungskostensatzung der Stadt Bad 
Soden am Taunus unter Ziffer V. aufgenommen“. Da nun vorgeschlagen wird, diesen Betrag 
auf 450,00 € anzupassen, wird angeregt, dass durch diesen Beschluss die Regelung aus 
dem Jahr 2012 aufgehoben wird. 
 
Ein weiterer Teil der Gebührenarten muss sich beispielsweise in einem vom übergeordneten 
Verordnungsgeber definierten Kostenrahmen bewegen und kann nicht nach städtischem 
Ermessen angepasst werden. Dies trifft beispielsweise auf „III. Verwaltungskosten für den 
Bereich Ordnungswesen, 4. Betrieb eines Gaststättengewerbes nach dem HGastG“ zu. 
  
Die Veränderungen sind zum besseren Verständnis in Tabellenform gegenübergestellt. Die 
im Kostenverzeichnis farblich hervorgehobenen Punkte sind von den jeweiligen 
Fachabteilungen neu gemeldet bzw. gestrichen worden. Im Rahmen der Überarbeitung 
wurden geringe redaktionelle Anpassungen vorgenommen, die ebenfalls visualisiert sind. 
  
Abschließend wird vorgeschlagen, weiterhin die Gebühren alle zwei Jahre neu zu kalkulieren 
und entsprechend anzupassen. 
 
 
Haushaltsmäßige Beurteilung: 
 
Durch die Anpassung der Gebühren ist zukünftig mit Mehreinnahmen zu rechnen. Aufgrund 
der derzeit nicht abschätzbaren Fallzahlen ist die Höhe der Mehreinnahmen nicht exakt 
prognostizierbar. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Magistrat der Stadt Bad Soden am Taunus schlägt der Stadtverordnetenversammlung 
der Stadt Bad Soden am Taunus folgenden Beschluss vor: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Soden am Taunus beschließt die als Anla-
gen beigefügte Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten und Sondernutzungsge-
bühren (Verwaltungskostensatzung) sowie das Kostenverzeichnis der Stadt Bad Soden am 
Taunus. 
 
Die Gebühr für „Eheschließungen außerhalb der Räume des Standesamtes“ wird auf 450,00 
€ erhöht, somit wird der Beschluss aus dem Jahr 2012 (Vorlage 17/2012/249 
„Eheschließungen außerhalb des Trauraums“) aufgehoben. 
 
Die Gebühren sind alle zwei Jahre neu zu kalkulieren und die Verwaltungskostensatzung 
und das Kostenverzeichnis entsprechend anzupassen. 
 
 
 
Dr. Frank Blasch 
Bürgermeister 
 
 
Anlage/n 
1 - Verwaltungskostensatzung 

 
2 - Kostenverzeichnis Vergleich 07.09 
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[Dokumentende] 
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Satzung 
über die Erhebung von Verwaltungskosten 

und Sondernutzungsgebühren 
(Verwaltungskostensatzung) 

 
 

Aufgrund des § 5 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung vom 07.03.2005 
(GVBl. I 2005, S. 142), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16.02.2023 
05.02.2026 (GVBl. S. 90, 93 2026 Nr. 8) und der §§ 1, 2 und 9 des Gesetzes über kommunale 
Abgaben (KAG) in der Fassung vom 24.03.2013 (GVBl. 2013, 134), zuletzt geändert durch Arti-
kel 6 des Gesetzes vom 20.07.2023 01.04.2025 (GVBl. S. 582 2025 Nr. 24), sowie §§ 18 und 
37 des Hessischen Straßengesetzes (HStrG) vom 08.06.2003 (GVBl. I 2003, S. 166), zuletzt 
geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 28.06.2023 16.12.2025 (GVBl. S. 426, 430 2025 Nr. 
110) hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Soden am Taunus in ihrer Sitzung 
am 26.06.2024 XX.XX.XXXX folgende Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten und 
Sondernutzungsgebühren (Verwaltungskostensatzung) beschlossen: 
 
 

§ 1 
 

Kostenpflichtige Amtshandlungen 
 
(1) Für Amtshandlungen und sonstige Verwaltungstätigkeiten in Selbstverwaltungsangele-

genheiten, die auf Veranlassung oder überwiegend im Interesse Einzelner vorgenom-
men, oder die in einer besonderen Vorschrift für kostenpflichtig erklärt werden, erheben 
der Magistrat der Stadt Bad Soden am Taunus und der Bürgermeister als Ordnungsbe-
hörde sowie die Stadtwerke Bad Soden am Taunus in Verbindung mit dem jeweils gülti-
gen Kostenverzeichnis zu dieser Satzung, das wesentlicher Bestandteil dieser Satzung 
ist, Verwaltungskosten (Verwaltungsgebühren und Auslagen). Kostenpflicht besteht 
auch, wenn ein auf Vornahme einer Amtshandlung gerichteter Antrag oder ein Wider-
spruch zurückgenommen wird. 

 
(2) Verwaltungskosten, die aufgrund von Gesetzen oder anderen städtischen Satzungen 

erhoben werden, werden durch diese Verwaltungskostensatzung nicht berührt. 
 
(3) Für Amtshandlungen in Weisungsangelegenheiten gelten die Vorschriften des Hessi-

schen Verwaltungskostengesetzes in der jeweils gültigen Fassung. 
 
 

§ 2 
 

Sachliche Kostenfreiheit 
 
(1) Kostenfrei sind: 
 

  1. Überwachungsmaßnahmen auf Grund einer Beschwerde, wenn die Überwa-
chungsmaßnahme nicht zu einer Auflage oder Anordnung geführt hat. 

 
  2. a) mündliche Auskünfte, 

b) einfache schriftliche Auskünfte; dies gilt nicht für Auskünfte aus Registern, 
Dateien und Planunterlagen. 
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  3. die Erteilung von Bescheiden über öffentlich-rechtliche Geldforderungen, 
 

  4. Entscheidungen über die Stundung, den Erlass oder die Erstattung öffentlich-
rechtlicher Geldforderungen, 

 
  5. Entscheidungen über die Festsetzung von Entschädigungen aus öffentlichen Mit-

teln, 
 

  6. Entscheidungen über die Festsetzung der in einem Vorverfahren nach § 68 der 
Verwaltungsgerichtsordnung zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder -
verteidigung notwendigen Aufwendungen, 

 
  7. Entscheidungen über Anträge auf Unterstützungen, Beihilfen, Zuwendungen, Sti-

pendien und ähnliche Vergünstigungen; dies gilt nicht für die in § 3 Abs. 3 Nr. 1 
genannten Fälle. 

 
  8. Entscheidungen über die Erteilung von Bescheinigungen zur Bewilligung von 

Prozesskosten- oder Beratungshilfe, 
 
  9. Amtshandlungen im Rahmen eines bestehenden oder früheren öffentlich-

rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnisses, einschließlich eines Widerspruchs-
verfahrens, 

 
10. Entscheidungen über Gegenvorstellung und Aufsichtsbeschwerden, 
 
11. Amtshandlungen in Angelegenheiten des Wahlrechts, des Volksbegehrens und 

des Volksentscheids sowie des Bürgerbegehrens und des Bürgerentscheids, 
 
12. Entscheidungen über die Anordnung der sofortigen Vollziehung und die Ausset-

zung der Vollziehung nach den §§ 80, 80 a der Verwaltungsgerichtsordnung, 
 
13. Ablehnungen von Anträgen wegen Unzuständigkeit oder aus sonstigen formalen 

Gründen. 
 

(2) Die Kostenfreiheit gilt nicht für den Widerruf oder die Rücknahme einer Amtshandlung 
oder sonstigen Verwaltungstätigkeit sowie für die Zurückweisung oder die Zurücknahme 
eines Widerspruchs, soweit in Absatz 1 oder in anderen Rechtsvorschriften nichts ande-
res bestimmt ist. § 3 bleibt unberührt. 

 
 

§ 3 
 

Persönliche Gebührenfreiheit 
 
(1) Von der Zahlung von Gebühren sind befreit: 
 

1. die Bundesrepublik Deutschland, das Land Hessen und die anderen Bundeslän-
der sowie juristische Personen des öffentlichen Rechts, die nach den Haushalts-
plänen des Bundes oder eines Landes für deren Rechnung verwaltet werden, 

 
2. Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, die die Rechtsstellung 

einer Körperschaft des öffentlichen Rechts haben, 
 
3. Gemeinden und Gemeindeverbände sowie deren Zusammenschlüsse in Form 

einer juristischen Person des öffentlichen Rechts sowie durch diese beauftragte 
Unternehmen im Rahmen der Wahrnehmung von kommunalen Pflichtaufgaben 
und Aufgaben zur Erfüllung nach Weisung, 
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4. Hochschulen, Studentenschaften, Forschungseinrichtungen und Studentenwer-
ke, die die Rechtsstellung einer Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentli-
chen Rechts haben; andere Einrichtungen, die wissenschaftlichen oder Unter-
richts- und Erziehungszwecken dienen und als gemeinnützig anerkannt sind, 

 
5. freie Wohlfahrtsverbände 
 
6. gemeinnützige Vereine im Sinne der Abgabenordnung, soweit die Verwaltungs-

handlung im Zusammenhang mit dem gemeinnützigen Zweck des Vereins steht 
 

7. ortsansässige Vereine und politische Parteien, jedoch nur für Auskünfte aus dem 
Melderegister. 

 
(2) Absatz 1 findet keine Anwendung auf Gebühren, 
 

1. für Entscheidungen über die Gewährung von Förderungsmitteln und die Über-
nahme von Bürgschaften im Wohnungsbau und die Verwaltung dieser Förde-
rungsmittel und Bürgschaften sowie 

 
2. für die Entscheidung über 

 
a) die Freistellung von Wohnungen nach § 7 Absatz 1 und 2 sowie 
 
b) die Genehmigung der Zweckentfremdung und der baulichen Veränderung 

nach § 12 Absatz 1 und 2 
 
des Wohnungsbindungsgesetzes in der jeweils gültigen Fassung. 

 
(3) Die Gebührenfreiheit gilt nicht, wenn 
 

1. die in Absatz 1 Genannten berechtigt sind, die Gebühren unmittelbar einem Drit-
ten aufzuerlegen oder auf Dritte umzulegen, 

 
2. die Amtshandlungen einen Betrieb nach § 26 Absatz 1 der Bundeshaushaltsord-

nung oder § 26 Absatz 1 der Landeshaushaltsordnung oder ein Sondervermögen 
mit Sonderrechnung der in Absatz 1 Genannten betrifft, 

 
3. die Amtshandlung auch von Personen des Privatrechts (beliehene Unternehmen) 

erbracht wird. 
 

 
§ 4 

 
Gebührenarten 

 
Die Gebühren werden 
 

1. durch feste Sätze (Festgebühren), 
 

2. nach dem Wert des Gegenstandes, auf den sich die Amtshandlung bezieht 
(Wertgebühren), 

 
3. nach dem Zeitaufwand für die Amtshandlung (Zeitgebühren) oder 
 
4. durch Rahmensätze (Rahmengebühren) 
 

bestimmt. 
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§ 5 

 
Wertgebühren, Rahmengebühren, Pauschgebühren 

 
(1) Bei der Festsetzung einer Wertgebühr ist der Wert zum Zeitpunkt der Beendigung der 

Amtshandlung oder sonstigen Verwaltungstätigkeit zugrunde zu legen. 
 
(2) Bei Rahmengebühren gilt für die Festsetzung der Gebühren im Einzelfall: 
 

1. Die Gebühr soll den mit der Amtshandlung verbundenen Verwaltungsaufwand al-
ler an der Amtshandlung Beteiligten decken (Kostendeckungsgebot). Ausnahmen 
vom Kostendeckungsgebot sind nur zulässig, wenn dies aus Gründen der Billig-
keit erforderlich ist. 

 
2. Außerdem ist die Bedeutung der Amtshandlung für den Kostenschuldner zum 

Zeitpunkt ihrer Beendigung zu berücksichtigen. 
 

3. Die Gebühr darf nicht in einem Missverhältnis zur Amtshandlung stehen. 
 
(3) Zur Abgeltung mehrfacher gleichartiger Amtshandlungen für denselben Kostenschuldner 

können auf Antrag Pauschgebühren erhoben werden; sie sind im voraus festzusetzen. 
 

§ 6 
 

Gebührenbemessungen in besonderen Fällen 
 
(1) Wird ein Antrag ganz oder teilweise abgelehnt, sind bis zu 75 vom Hundert des im Kos-

tenverzeichnis vorgesehenen Satzes zu erheben. Wird ein Antrag wegen Unzuständig-
keit der Behörde abgelehnt, ist keine Gebühr zu erheben. 

 
(2) Für die Entscheidung über einen Widerspruch sind, soweit der Widerspruch erfolglos 

geblieben ist, bis zu 75 vom Hundert des für den angefochtenen Bescheid festgesetzten 
Betrages zu erheben, höchstens jedoch € 29.000,00 30.740,00 €. Im Übrigen gilt: 

 
1. Wird mit der angefochtenen Amtshandlung eine Geldleistung abgelehnt oder ge-

fordert, beträgt die Gebühr 5 vom Hundert des erfolglos angefochtenen Betrages. 
 

2. War für die angefochtene Amtshandlung keine Gebühr vorgesehen, war die 
Amtshandlung gebührenfrei oder ist der Widerspruch von einem Dritten eingelegt 
worden, ist eine Gebühr bis zu € 2.900,00 3.074,00 € zu erheben; Nr. 1 bleibt 
unberührt. 

 
3. Ist der Widerspruch von einem Dritten eingelegt worden, ist eine Gebühr nur zu 

erheben, wenn er wegen Unzulässigkeit zurückgewiesen wird. 
 
4. Bei einem allein gegen eine Kostenentscheidung gerichteten Widerspruch be-

trägt die Gebühr bis zu 20 vom Hundert des Betrages, dessen Festsetzung mit 
dem Widerspruch erfolglos angefochten worden ist, mindestens aber € 14,50  
15,40 €. 

 
(3) Hat die Behörde eine Amtshandlung aus Gründen, die der Kostenschuldner zu vertreten 

hat, zurückgenommen oder widerrufen, sind bis zu 75 vom Hundert des im Kostenver-
zeichnis vorgesehenen Satzes zu erheben. War für die Amtshandlung im Zeitpunkt der 
Rücknahme oder des Widerrufs eine Gebühr nicht vorgesehen oder war die Amtshand-
lung gebührenfrei, ist eine Gebühr bis zu 1.500,00 € zu erheben. In den Fällen des Satz 
1 und 2 beträgt die Gebühr mindestens € 14,50 15,40 €. 
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(4) Wird ein Antrag oder ein Widerspruch zurückgenommen, bevor die Amtshandlung voll-

ständig erbracht ist, sind bis zu 50 vom Hundert des im Kostenverzeichnis vorgesehe-
nen Satzes zu erheben. Im Übrigen gilt: 

 
1. In den Fällen des Absatz 2 Nr. 1 beträgt die Gebühr 2,5 vom Hundert des ange-

fochtenen Betrages. 
 
2. In den Fällen des Abs. 2 Nr. 2 ist eine Gebühr bis zu 1.250,00 € zu erheben; Ab-

satz 2 Nr. 4 gilt entsprechend. 
 
3. In den Fällen des Satz 1 und der Nr. 1 und 2 beträgt die Gebühr mindestens  

€ 14,50 15,40 €. 
 
4. Richtete sich der Widerspruch allein gegen die Kostenentscheidung, sind € 14,50 

15,40 € zu erheben. 
 
5. Hatte die Behörde mit der sachlichen Bearbeitung noch nicht begonnen, ist keine 

Gebühr zu erheben. 
 
6. Im Falle der Rücknahme des Widerspruchs werden jedoch höchstens  

€ 14.500,00 15.370,00 € erhoben. 
 
(5) Kosten für das Widerspruchsverfahren werden nicht erhoben, wenn 
 

1. der Rechtsweg zu anderen Gerichten als den Verwaltungsgerichten gegeben ist, 
 
2. der widerspruchsführenden Person im verwaltungsgerichtlichen Verfahren Pro-

zesskostenhilfe zu gewähren wäre und die Person diesen Sachverhalt gegen-
über der Behörde (§ 70 der Verwaltungsgerichtsordnung) innerhalb der für die 
Erhebung des Widerspruchs geltenden Frist glaubhaft gemacht hat. 

 
 

§ 7 
 

Auslagen 
 

(1) Aufwendungen, die im Zusammenhang mit einer Amtshandlung und in den Fällen des § 
1 Absatz 1 Satz 2 entstehen, werden als Auslagen erhoben. Auslagen sind: 

 
1. Entschädigungen für Zeugen, Sachverständige, Dolmetscher oder Übersetzer, 
 
2. Entgelte für Post- und Telekommunikationsleistungen, ausgenommen die Entgel-

te für Briefsendungen und für Telefondienstleistungen im Orts- und Nahbereich, 
 
3. Aufwendungen für öffentliche Bekanntmachungen und Zustellungen durch die 

Behörde, 
 
4. Vergütungen und andere Aufwendungen für die Ausführung von Dienstgeschäf-

ten außerhalb der Dienststelle, 
 
5. Beträge, die Behörden, Einrichtungen, natürlichen und juristischen Personen zu-

stehen, 
 
6. Aufwendungen für Ausfertigungen, Abschriften und Kopien, soweit sie auf be-

sonderen Antrag hergestellt oder aus vom Kostenschuldner zu vertretenden 
Gründen notwendig wurden. 

 
7. Kostenersatz für Vordrucke 
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(2) Die Auslagen sind in der tatsächlich entstandenen Höhe zu erheben. Pauschalierte Aus-

lagen werden im Kostenverzeichnis bestimmt. 
 
(3) Wird in anderen Rechtsvorschriften die Erhebung von Auslagen ohne Angabe ihrer Art 

bestimmt, gilt Absatz 1 und 2 entsprechend. 
 

(4) Auslagen werden auch dann erhoben, wenn die Stadt aus Gründen der Gegenseitigkeit, 
der Verwaltungsvereinfachung oder aus ähnlichen Gründen an andere Behörden, Ein-
richtungen, natürliche oder juristische Personen keine Zahlungen leistet. 

 
(5) Auslagen sind auch dann zu erheben, wenn die Amtshandlung gebührenfrei ist. Sind die 

in § 3 Absatz 1 Nr. 1 und 3 genannten Körperschaften von der Zahlung von Gebühren 
befreit, sind Auslagen bis zu € 29,00 30,75 € nicht zu erheben. 

 
(6) Bei Kleinbeträgen bis zu € 5,80 6,15 € kann von einer Erhebung abgesehen werden. 
 
 

§ 8 
 

Kostengläubiger 
 
Kostengläubiger ist die Stadt Bad Soden am Taunus. 
 
 

§ 9 
 

Kostenschuldner 
 
(1) Zur Zahlung der Kosten ist verpflichtet, 
 

1. wer die Amtshandlung veranlasst oder zu wessen Gunsten sie vorgenommen 
wird, 

 
2. wer die Kosten durch eine vor dem Magistrat der Stadt Bad Soden am Taunus 

abgegebene oder ihr mitgeteilte Erklärung übernommen hat, 
 
3. wer für die Kostenschuld eines Anderen kraft Gesetzes haftet. 

 
(2) Mehrere Kostenschuldner haften als Gesamtschuldner. 
 
 

§ 10 
 

Entstehen der Kostenschuld 
 
(1) Die Kostenschuld entsteht, soweit ein Antrag notwendig ist, mit dessen Eingang beim 

Magistrat der Stadt Bad Soden am Taunus, im übrigen mit der Beendigung der gebüh-
renpflichtigen Amtshandlung. 

 
(2) Die Verpflichtung zur Erstattung von Auslagen entsteht mit der Aufwendung des zu er-

stattenden Betrages. 
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§ 11 
 

Fälligkeit 
 
Kosten werden mit der Bekanntgabe der Kostenentscheidung an den Kostenschuldner fällig, 
wenn nicht ein späterer Zeitpunkt bestimmt wird. 
 
 

§ 12 
 

Kostenentscheidung 
 
(1) Die Kosten werden von Amts wegen festgesetzt. Die Entscheidung über die Kosten soll, 

soweit möglich, zusammen mit der Sachentscheidung ergehen. Aus der Kostenent-
scheidung müssen mindestens hervorgehen: 

 
1. die kostenerhebende Behörde, 
 
2. der Kostenschuldner, 
 
3. die kostenpflichtige Amtshandlung, 
 
4. die als Gebühren und Auslagen zu zahlenden Beträge sowie 
 
5. wo, wann und wie die Gebühren und die Auslagen zu zahlen sind. 
 

(2) Die Kostenentscheidung kann mündlich ergehen; sie ist auf Antrag schriftlich zu bestäti-
gen. Soweit sie schriftlich ergeht oder schriftlich bestätigt wird, ist auch die Rechtsgrund-
lage für die Erhebung der Kosten sowie deren Berechnung anzugeben. 

 
 

§ 13 
 

Vorschusszahlung und Sicherheitsleistung 
 
Eine Amtshandlung, die auf Antrag vorzunehmen ist, kann von der Zahlung eines angemesse-
nen Vorschusses oder von einer angemessenen Sicherheitsleistung bis zur Höhe der voraus-
sichtlich entstehenden Kosten abhängig gemacht werden. 
 
 

§ 14 
 

Billigkeitsregelungen 
 
Der Magistrat der Stadt Bad Soden am Taunus kann die Gebühr ermäßigen oder von der Erhe-
bung absehen, wenn dies mit Rücksicht auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des Gebühren-
pflichtigen oder sonst aus Billigkeitsgründen geboten erscheint. 
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§ 15 
 

Stundung, Niederschlagung und Erlass 
 
Für die Stundung, die Niederschlagung und den Erlass von Forderungen der Stadt auf Zahlung 
von Gebühren, Auslagen und sonstigen Nebenleistungen gelten die Vorschriften des Kommu-
nalabgabengesetzes in Verbindung mit der AO in der jeweils geltenden Fassung. 

 
 

§ 16 
 

Festsetzungsverjährung 
 
(1) Der Anspruch auf Festsetzung der Kosten verjährt in vier Jahren. Die Verjährung beginnt 

mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Kostenschuld gem. § 120 Absatz 1 entstan-
den ist. 

 
(2) Im Übrigen finden die Vorschriften der Abgabenordnung über die Festsetzungsverjäh-

rung entsprechende Anwendung (§§ 169 ff AO). 
 

 
§ 17 

 
Zahlungsverjährung 

 
(1) Der Anspruch auf Zahlung von Kosten verjährt in fünf Jahren. Die Verjährung beginnt mit 

Ablauf des Kalenderjahres, in dem der Anspruch gemäß § 11 fällig geworden ist. 
 
(2) Im übrigen finden die Vorschriften der Abgabenordnung über die Zahlungsverjährung 

entsprechende Anwendung (§§ 228 ff AO). 
 
 

§ 18 
 

Erneute Anfechtung der Kostenentscheidung 
 
Wird die Entscheidung über einen Widerspruch nach § 6 Absatz 2 Nr. 5 bezüglich der Kosten 
erneut angefochten, so ist dieses Widerspruchsverfahren kostenfrei. 
 
 

§ 19 
 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 
Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten und Son-
dernutzungsgebühren –Verwaltungskostensatzung– vom 01.02.2019 27.06.2024 außer Kraft. 
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Bad Soden am Taunus, 27.06.2024 XX.XX.XXXX 
 
 
Der Magistrat der Stadt  
Bad Soden am Taunus 
 
 
 
Dr. Frank Blasch 
Bürgermeister 
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Kostenverzeichnis zur Verwaltungskostensatzung 
der Stadt Bad Soden am Taunus 

 

1 
 

I. Allgemeine Verwaltungskosten   
1. Gebührenfestsetzungen bisher neu 
1.1 Versenden von Akten, auch Bußgeldakten außerhalb eines 

Bußgeldverfahrens, je Frachtpostsendung 
Die Auslagen sind mit der Gebühr abgegolten. 
  

1.2 Beglaubigung von Unterschriften 
 

1.3 Beglaubigung von Abschriften, Fotokopien, welche die Behörde 
selbst hergestellt hat, je Urkunde 
 

1.4 Beglaubigungen in anderen Fällen: 
 Urkunden bis zu zehn Seiten, je Urkunde 
 Jede weitere Seite 
 

1.5 Verwaltungskostenpauschale für Amtshandlungen mit einem geringen 
administrativen Aufwand. 
 

1.6 Für Amtshandlungen, die mit einem höheren Aufwand verbunden 
sind, sind die Personalkosten in der Regel in den Gebühren nach II 
bis IV eingerechnet. 

 
In besonderen Fällen erfolgt die Erhebung der Personalkosten nach 
tatsächlichem Aufwand. Diese Personalkosten werden je angefan-
gene ¼ Stunde wie folgt erhoben: 

 
Beschäftigte der Entgeltgruppen 4 bis 8 und vergleichbare Beamte 
Beschäftigte der Entgeltgruppen 9a bis 11 und vergleichbare Beamte 
Beschäftigte der Entgeltgruppen 12 bis 15 und vergleichbare Beamte 

 
1.7 Dienstleistungen der externen Hausmeister je angefangene ¼ 

Stunde. 
 

 
€        11,60 
 
 
€          7,00 
 
 
€          3,50 
 
 
€          7,00 
€          0,60 
 
 
€        23,00 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
€        20,50 
€        26,00 
€        27,50 
 
 
€        20,50 
 

 
€        12,30 
 
 
€          7,40 
 
 
€          3,70 
 
 
€          7,40 
€          0,65 
 
 
€        24,40 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
€        22,00 
€        28,50 
€        31,00 
 
 
€        22,00 
 

2. Auslagen 
 

2.1 Anfertigen von Kopien je Seite: 
 bis DIN A-4 
 DIN A-3 
 
2.2 Anfertigen von Großkopien je Seite: 
 bis DIN A-1 
 größer als DIN A-1 
 
2.3 Die Kosten für die Personenkraftwagen sind in den Gebühren nach  
 II. bis IV. grundsätzlich mit eingerechnet.  
 Darüber hinaus werden je Kilometer abgerechnet: 
 

 
 
 
€          0,60 
€          1,20 
 
 
€        11,60 
€        17,50 
 
 
 
€          0,70 
 
 
 

 
 
 
€          0,65 
€          1,30 
 
 
€        12,30 
€        18,55 
 
 
 
€          0,75 
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2 

Die Benutzung von Spezialfahrzeugen wird ebenfalls je Kilometer abge-
rechnet. Der Kilometerpreis ermittelt sich nach den jährlichen Gesamt-
kosten/nach der jährlichen Kilometerleistung des Fahrzeuges. Der Ein-
satz von Baufahrzeugen wird nach dem Aufkommen der Betriebsstunden 
in Rechnung gestellt. 

 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

II. Besondere Verwaltungskosten   
1. Einwohnermeldewesen 

 
1.1 Grundpreis für den Einsatz der Datenverarbeitungsanlage 
 
1.2 Pro angefangene 1000 Datensätze 
 
1.3 Insgesamt jedoch nicht über 
 

 
 
€      232,00 
 
€        23,00 
 
€      638,00 

 
 
€      245,90 
 
€        24,40 
 
€      678,00 

2. Bau- und Grundstückswesen 
 
2.1 Liegenschaftsbescheinigungen bzw. -genehmigungen 
 
2.2 Bearbeitungsgebühr für Grenzregelungsverfahren 
 
2.3 Löschungsbewilligung 
 
2.4 Bearbeitung eines Antrages (Baumfäll- oder isolierter  
 Befreiungs-/Ausnahme-/Abweichungsantrag) 
 
2.5 Bearbeiten einer formlosen Bauvoranfrage 
 
2.6 Bearbeitungsgebühr für die Erstellung von Gebührenbescheiden bei 
 Grenzwertüberschreitungen der festgelegten Einleitegrenzwerte 
 
2.7 Bearbeitungsgebühr für die Erteilung von Aufbruchgenehmigungen 
 im öffentlichen Verkehrsraum 
 
2.8 Bearbeitungsgebühr für die Erteilung von Trassengenehmigungen 
 im öffentlichen Verkehrsraum 
 
2.9 Weitere Gebühren in Bau- und Grundstücksangelegenheiten (z. B. 

Versenden von gescannten Dokumenten) werden nach dem Zeitauf-
wand erhoben. Der Zeitaufwand wird im Viertelstundentakt abgerech-
net. 

 

 
 
€      138,00 
 
€      290,00 
 
€        87,00 
 
 
€      156,00 
 
€      156,00 
 
 
€      234,00 
 
 
€      193,00 
 
 
€     159,00 

 
 
€      146,30 
 
€      307,40 
 
€        92,20 
 
 
€      165,40 
 
€      165,40 
 
 
€      248,00 
 
 
€      204,60 
 
 
€      168,50 

3. Personenstandswesen 
 

3.1 Eheschließungen außerhalb der Räume des Standesamtes  
 

 
 
€      300,00 

 
 
€      450,00 

4. Weitergabe von Kosten und Festsetzungen von Gebühren bei  
besonderen Anlässen (z. B. Veranstaltungen) 

  
4.1 Strom, Wasser 
 
4.2 Müllcontainer (1,1 m³) pro angefangener Kalenderwoche 
 
4.3 Mülltonne (240 l) pro angefangener Kalenderwoche 
 
 
 

 
 
 
nach Ver-
brauch  
€        56,65 
 
€        10,04 

 
 
 
nach Ver-
brauch  
€        67,73 
 
€        11,76 
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III. Verwaltungskosten für den Bereich Ordnungswesen   
1. Festsetzung einer Veranstaltung 
  
1.1 Festsetzung einer Veranstaltung (§ 69 Abs. 1 GewO) 
 (Messe, Ausstellung, Großmarkt, Wochenmarkt, 

Spezial- oder Jahrmarkt) 
Nach Zeitaufwand  mindestens 

 
1.2 Änderung und Aufhebung einer Festsetzung 

Nach Zeitaufwand  mindestens  
 

 
 
 
 
 
€      153,00 
 
 
€        33,00 
 

 
 
 
 
 
unverändert  
 
 
unverändert  
 

2. Straßenrechtliche Genehmigungen 
 
2.1  verkehrsrechtliche Anordnungen  

2.1.1 verkehrsrechtliche Anordnungen 
         Für die 1. Woche 

       Pro angefangene weitere Woche 
2.1.2 Ortstermin (Organisation, Anfahrt, Abfahrt, Besprechung/ 

       Prüfung vor Ort) 
          je angefangene ¼ Stunde 

2.1.3 Beschilderungsplan DIN A4 eine Seite erstellen 
 
2.1.3 Änderung Beschilderungsplan 
2.1.4 für alle verkehrsrechtlichen Anordnungen von städtischen 

   Maßnahmen 
 
2.2  Ausnahmegenehmigung Container 
 Für die 1. Woche 
 Pro angefangene weitere Woche 
 Jahrespauschale 
 
2.3  Ausnahmegenehmigung, sonstige   

Pro Tag € 5,00  mindestens  
 
2.4  Umzüge - Halteverbote, Ausnahmen von Halteverboten 
 Pro Tag 
 

 
 
 
 
€      30,00 
€      15,00 
 
nach Zeit- 
aufwand 
€    150,00 
 
€      20,00 
gebühren-
frei 
 
 
€     30,00 
€     15,00 
€    767,00 
 
 
€      30,00 
 
 
€      25,00 
 

 
 
 
 
€      31,80 
€      15,90 
 
 
unverändert 
wird gestri-
chen 
€      21,60 
unverändert 
 
 
 
€     31,80 
€     15,90 
wird gestri-
chen 
 
€      31,80 
 
 
€      26,50 

3. Sondernutzungserlaubnis für die Nutzung öffentlicher Flächen 
  
3.1 Bearbeitungsgebühr zur Erstellung der Sondernutzungserlaubnis 

(§ 16 HStrG) 
 3.1.1  Allgemein 
 3.1.2  Jahresgenehmigung Container 
 
3.2 Weiterhin werden folgende Sondernutzungsgebühren erhoben: 
 3.2.1  Baustelleneinrichtungen und Container 

 3.2.1.1 Baustelleneinrichtungen und Container je qm 
bis 3 Monate  pro Tag 

  ab 4 Monate bis 6 Monate  pro Tag  
 ab 7 Monate bis 9 Monate  pro Tag 

  ab 10 Monate bis 12 Monate  pro Tag 
  ab 13. Monat  pro Tag 

3.2.1.2 Container Jahrespauschale je Container 
 

3.2.2  Freiflächenbewirtschaftung pro qm und angefangenem Monat 
 
3.2.3  Bewegliche Werbestände vor Geschäftslokalen  

  pro Stück pro Jahr 

 
 
 
 
€        55,00 
€      386,00 
 
 
 
 
€       0,10 
€       0,20 
€       0,30 
€       0,50 
€       1,00 
€    365,00 
 
€        2,50 
 
 
€      50,00 

 
 
 
€      58,30 
€    409,20 
 
 
 
 
unverändert 
unverändert 
€       0,40 
€       0,80 
unverändert 
unverändert 
 
€        2,65 
 
 
€      53,00 
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3.2.4  Warenauslagen pro qm und angefangenem Monat 

 
3.2.5  Plakate 
           3.2.5.1 Plakate für kommerzielle Zwecke  

  pro Plakat und angefangene Woche 
    3.2.5.2 Plakate für nicht kommerzielle Zwecke  
 
    3.2.5.3 Wesselmann Plakatständer für kommerzielle Zwecke 

  pro Plakatständer und angefangene Woche 
   3.2.5.4 Wesselmann Plakatständer für nicht kommerzielle  

Zwecke  
 
 3.2.6   Banner 
 3.2.6.1 Banner für kommerzielle Zwecke  

 pro Banner pro angefangene Woche 
3.2.6.2 Banner für nicht kommerzielle Zwecke  
 

3.2.7  Bewegliche Verkaufsgegenstände                       pro ½ Tag  
                       pro Tag  

 
3.2.8  Werbeaktionen 

   kommerzielle Werbe- und Infostände pro Tag 
   nicht kommerzielle Werbe- und Infostände   
   

3.2.9  Verteilen von Werbematerial je Verteiler pro Tag  
   für nicht kommerzielle Zwecke   
 

3.2.10 9 Werbeanhänger, Werbefahrzeuge pro Tag 
      für nicht kommerzielle Zwecke  
 

3.2.11 10 Postablagekästen pro Jahr 
 

3.2.12 11 Packstationen 
 

3.2.12  Briefkästen  
 
3.2.13 Elektroladesäulen    pro Jahr und Säule 

  
Ortsansässige Vereine und ortsansässige Parteien sind bei Ortsstra-
ßen für die Ankündigung von Veranstaltungen bis zu vier Wochen vor 
dem Veranstaltungstermin von den Sondernutzungsgebühren gemäß 
Ziffer 3.1, 3.2.5 und 3.2.6 befreit. Gleiches gilt für Nachbarschaftsfeste 
bei einer Nutzung von maximal 24 Stunden. 
 
Die unter Ziffer 3 aufgeführten Beträge werden für politische Wahl- 
werbung nicht erhoben. 

 

 
€        2,50 
 
 
 
€          3,00 
gebühren-
frei 
 
€        60,00 
gebühren-
frei 
 
 
 
€     30,00 
gebühren-
frei 
€      15,00 
€      30,00 
 
 
€      30,00 
gebühren-
frei 
€      15,00 
gebühren-
frei 
€     30,00 
gebühren-
frei 
€     50,00 
 
 
 
gebühren-
frei 
€      375,00 

 
€        2,65 
 
 
 
€        3,20 
unverändert 
 
 
€        63,60 
unverändert 
 
 
 
 
€        31,80 
unverändert 
 
€      15,90 
€      31,80 
 
 
€      31,80 
gebühren-
frei 
wird gestri-
chen 
 
€     31,80 
unverändert 
 
€     53,00 
 
€ mind.  
600,00 
unverändert 
 
€      397,50  

4. Betrieb eines Gaststättengewerbes nach dem HGastG 
  
4.1 Zuverlässigkeitsprüfung (§ 3 Abs. 3 HGastG) 
 4.1.1  der Gastgewerbetreibenden, ihrer gesetzlichen Vertretung  

 oder Stellvertretung bei einem Gaststättengewerbe mit  
 Alkoholausschank 
 

4.1.2 Ausstellen einer amtlichen Bescheinigung über das Ergebnis 
 der Zuverlässigkeitsprüfung 
 

 
 
 
 
 
€        64,00 
 
 
€        11,00 

 
 
 
 
 
€        67,80 
 
 
unverändert 
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4.2 Untersagung der gastgewerblichen Tätigkeit 
 

4.3 Entgegennahme der Anzeige bei vorübergehendem Betrieb eines 
Gaststättengewerbes (§ 6 Satz 1 HGastG)   

 
4.4 Entgegennahme der Anzeige bei vorübergehendem Betrieb eines 

Gaststättengewerbes (§ 6 Satz 1 HGastG) für Bad Sodener Vereine 
 

nach Zeit-
aufwand 
 
€        60,00 
 
gebühren-
frei 

unverändert 
 
 
€        66,00 
 
unverändert 

5. Halten von gefährlichen Hunden gemäß der HundeVO 
 
5.1 Erlaubnis zum Halten eines gefährlichen Hundes 

 (§ 3 Abs. 1 HundeVO)  
 
5.2 Vorläufige Erlaubnis zum Halten eines gefährlichen Hundes  
 (§ 3 Abs. 2 HundeVO)  
  
5.3 Erlaubnis zum Ausbilden von Hunden zu Schutzzwecken 
 (§11 Abs. 2 HundeVO)  
  
5.4 Untersagung (§ 1 Abs. 4 HundeVO) oder Anordnung (§ 9 Abs. 3  

 HundeVO) 
  

 
 
 
€      330,00 
 
 
€      130,00 
 
 
€      200,00 
 
 
€      190,00 

 
 
 
€      338,00 
 
 
€      136,00 
 
 
€      203,00 
 
 
€      194,00 

6. Taxen und Mietwagen 
 
6.1 Ergänzung der Genehmigungsurkunde beim Austausch von Perso-

nenkraftwagen (Gebühr je Personenkraftwagen) (§ 17 Abs. 2 Satz 1 
PbefG)  
 

6.2 Genehmigung für die Ausführung von Verkehr mit Mietwagen 
 (§ 2 Abs. 1 Nr. 4 PBefG i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 5 und § 49 Abs. 4
 PbefG) 
 pro Genehmigungsurkunde 
 

6.3 Genehmigung für die Ausführung eines Verkehrs mit Taxen (§ 2 Abs. 
1 Nr. 4 PBefG i.V.m § 47 PbefG) 

 pro Genehmigungsurkunde 
 
6.4 Genehmigung von Ausnahmen nach § 43 BOKraft 
 

 
   
 
 
€     25,00 
 
 
 
 
€     150,00 
 
 
 
€     250,00 
 

 
 
 
 
unverändert 
 
 
 
 
€    159,00 
 
 
 
€     265,00 
 
€     150,00 

7. Ladenöffnung 
 
 Ausnahmen (§ 6 Abs. 1 HLÖG) nach Zeitaufwand höchstens  
  

 
 
€      275,00 

 
 
€      300,00 

8. Feiertagsgesetz 
 

Befreiung für den vollautomatischen Betrieb von mit Tankstellen  
verbundenen Autowaschanlagen (§ 14 Abs. 2 HfeiertagsG) 

 

 
 
 
€   1.355,00 

 
 
 
unverändert 

IV. Verwaltungskosten für den Bereich Gewerbewesen   
1.  Gewerberechtliche Amtshandlungen auf Grund der Gewerbeord-

nung (GewO): 
 
1.1 Auskunft aus dem Gewerberegister, soweit die Anfrage aus dem  

 Gewerberegister oder Nachschlagewerken beantwortet werden  
 kann -je Person  
 

1.2 Auskunft aus dem Gewerberegister, soweit für die Beantwortung  
 der Anfrage Nachfragen oder Ermittlungen notwendig sind 

 
 
 
 
 
€      22,00 
 
 
€      33,00 

 
 
 
 
 
unverändert 
 
 
unverändert 
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2. Gewerberechtliche Genehmigungen, Erlaubnisse, Bestätigungen, 
Zulassungen usw. 

 
2.1 Erlaubnis zur Aufstellung von Spielgeräten, die mit einer dem Spiel- 

 ausgang beeinflussenden technischen Vorrichtung ausgestattet sind 
 und die Möglichkeit eines Gewinnes bieten (§ 33 c Abs. 1 GewO) 

 
2.2 Bestätigung der Geeignetheit des Aufstellungsortes (§ 33 c Abs. 3 

GewO) 
 
2.3 Erlaubnis zum Betrieb einer Spielhalle oder eines ähnlichen 

Unternehmens (§ 33 i Abs. 1 GewO) 
 
2.4  Erlaubnis zur Veranstaltung eines anderen Spiels mit Gewinn- 

möglichkeit (§ 33d Abs. 1 GewO) 
 
2.5  Erteilen einer nachträglichen Nebenbestimmung (§ 2 Abs. 3 Satz 2 

HSpielhG) 
 
2.6  Erlaubniswiderruf (§ 2 Abs. 5 HSpielhG) 
 
2.7  Genehmigung der Abweichung von der Sperrzeit (§ 5 Abs. 1 Satz 3 

HSpielhG) 
 

2.8  Entgegennahme der Anzeige von Änderungen (§ 2 Abs. 6 HSpielhG) 
 

2.9  Maßnahmen zur Sicherung des ordnungsgemäßen Spielhallenbetriebs 
(§ 9 Abs. 1 HSpielhG) 

 
2.10 Ausstellung einer Reisegewerbekarte 

2.10.1 für natürliche Personen 
2.10.2 für juristische Personen 
2.10.3 Ausstellen einer Zweitschrift der Reisegewerbekarte 
2.10.4 Eintragen von Nachträgen  

    (z. B. Ergänzen der Handelsgegenstände) 
 

2.11 Pfandleihgewerbe  
 Erlaubnis zum Betrieb eines Pfandleih- oder Pfandvermittlungs- 
 gewerbes (§ 34 Abs. 1 GewO) 

 

 
 
 
 
 
€   1.500,00 
 
€      250,00 
 
 
€   4.000,00 
 
 
€      700,00 
 
 
€      500,00 
 
 
€   2.000,00 
 
€      500,00 
 
 
€      150,00 
 
nach Zeit-
aufwand 
 
 
€    333,00 
€    388,00 
€      33,00 
€      66,00 
 
 
 
€ 1.530,00 

 
 
 
 
 
€   1.590,00 
 
€      265,00 
 
 
€   4.240,00 
 
 
€      742,00 
 
 
€      530,00 
 
 
€   2.120,00 
 
€      530,00 
 
 
€      159,00 
 
unverändert 
 
 
 
unverändert 
unverändert 
unverändert 
unverändert 
 
 
 
unverändert 
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V O R L A G E  Nr.: 20/2026/0139 

 
 

Bad Soden am Taunus, 26.08.2026 
Abteilung 20 
 

Abstimmung Beratung und Beschluss: 
Anw. Ja Nein Enth. 

Magistrat  
  

 

Stadtverordnetenversammlung  
  

 

Ausländerbeirat  
  

 

Haupt- und Finanzausschuss  
  

 

Ausländerbeirat  
  

 

Haupt- und Finanzausschuss  
  

 

Stadtverordnetenversammlung  
  

 

 
 
 
Satzung über die Festsetzung der Steuersätze für die Grund- und Gewerbesteuer - 
Hebesatzsatzung - der Stadt Bad Soden am Taunus für das Jahr 2027 
 
 
Sachverhalt: 
 
Das neue Grundsteuerrecht trat zum 1. Januar 2025 in Kraft. Im Zuge dessen kam es zu 
einer Neubewertung aller Grundstücke im Stadtgebiet. Im Vorfeld des Inkrafttretens der neu 
ermittelten Messbeträge teilte die Hessische Steuerverwaltung allen Kommunen den 
Hebesatz mit, der gegenüber dem alten Recht das gleiche Steueraufkommen für den 
kommunalen Haushalt ergeben soll (aufkommensneutraler Hebesatz). Mit Schreiben vom 5. 
Juni 2024 wurde der Stadt Bad Soden am Taunus ein aufkommensneutraler Hebesatz für 
die Grundsteuer B in Höhe von 997 % genannt. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt 
Bad Soden ist auf Vorschlag des Magistrats der Empfehlung der Hessischen 
Steuerverwaltung gefolgt und legte ab dem Jahr 2025 den Hebesatz der Grundsteuer B mit 
997 % fest. 

Im Haushaltsvollzug der Jahre 2025 und 2026 zeigt sich jedoch, dass der der Stadt Bad 
Soden am Taunus genannte aufkommensneutrale Hebesatz nicht aufkommensneutral ist, 
sondern das Aufkommen aus der Grundsteuer B knapp 300.000 Euro hinter dem Niveau der 
Jahre vor 2025 zurückbleibt. Angesichts der angespannten Haushaltslage wird empfohlen, 
den Hebesatz der Grundsteuer B ab dem Jahr 2027 um 63 Prozentpunkte auf 1.060 % 
anzuheben, um das frühere Aufkommen wieder zu erreichen. 
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Es wird zudem vorgeschlagen, die Hebesätze der Grundsteuer A und B sowie der 
Gewerbesteuer wie in den Vorjahren über eine Hebesatzsatzung festzulegen, um deren 
Anwendung nicht erst mit Genehmigung des Haushaltsplans 2027, sondern bereits zum 1. 
Januar 2027 zu ermöglichen. Bei den Hebesätzen der Grundsteuer A und der 
Gewerbesteuer werden keine Änderungen vorgeschlagen. 

 
 
Haushaltsmäßige Beurteilung: 
 
Siehe Sachverhalt. 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Magistrat der Stadt Bad Soden am Taunus schlägt der Stadtverordnetenversammlung 
der Stadt Bad Soden am Taunus folgenden Beschluss vor: 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Soden am Taunus beschließt die 
beigefügte Satzung über die Festsetzung der Steuersätze für die Grund- und Gewerbesteuer 
– Hebesatzsatzung – der Stadt Bad Soden am Taunus zum 01.01.2027. 

 
 
 
 
 
Dr. Frank Blasch 
Bürgermeister 
 
 
Anlage/n 
1 - Hebesatzsatzung 2027 

 
 
 
[Dokumentende] 
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Aufgrund der §§ 5 und 51 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 07. März 2005 (GVBl. I S.142), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
05. Februar 2026 (GVBl. 2026 S. 8), des § 25 des Grundsteuergesetzes (GrStG) vom 07. August 
1973 (BGBl. I S. 965), zuletzt geändert durch Gesetz vom 02. Dezember 2024 (BGBl. I S. 387) 
und des § 16 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4167), zuletzt geändert durch Artikel 8 Gesetz vom 29. Juni 2026 
(BGBl. 2026 I Nr. 197), hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Soden am Taunus 
am __.__.2026 folgende Satzung beschlossen: 
 

Satzung über die Festsetzung der Steuersätze für die Grund- und Gewerbesteuer  
- Hebesatzsatzung - vom 01. Januar 2027 der Stadt Bad Soden am Taunus 

 
§ 1  

 
Die Hebesätze für die Grundsteuer und die Gewerbesteuer werden wie folgt festgesetzt: 
 

1. Grundsteuer 
 

 a) für land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)    180,00 v.H. 

 b) für Grundstücke (Grundsteuer B)    1.060,00 v.H. 

 

 2. Gewerbesteuer    381,00 v.H. 
 
 

§ 2 
 

Die vorstehenden Hebesätze gelten für das Jahr 2027. 
 
 

§ 3 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2027 in Kraft. 
 
 
Bad Soden am Taunus, __.__.2026 

 
 
Der Magistrat 
der Stadt Bad Soden am Taunus 
 
 
Dr. Frank Blasch 
Bürgermeister 
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V O R L A G E  Nr.: 20/2026/0104-1 

 
 

Bad Soden am Taunus, 11.11.2026 
Abteilung 20 
 

Abstimmung Beratung und Beschluss: 
Anw. Ja Nein Enth. 

Stadtverordnetenversammlung  
  

 

 
 
 
Änderung der Satzung zur Erhebung einer Steuer auf Spielapparate und auf das 
Spielen um Geld oder Sachwerte im Gebiet der Stadt Bad Soden am Taunus 
 
 
Sachverhalt: 
 
Die Satzung über die Erhebung einer Steuer auf Spielapparate und auf das Spielen um Geld 
oder Sachwerte im Gebiet der Stadt Bad Soden am Taunus ist letztmalig 2011 geändert 
worden. Im Rahmen der Beratung über die Haushaltsstruktur durch den Hessischen 
Rechnungshof sowie das Hessische Ministerium des Innern, für Sicherheit und Heimatschutz 
im Herbst 2025 wurde empfohlen, die Steuersätze in Anlehnung an das Urteil des OVG 
Niedersachsen vom 24.01.2023 – 9 KN 238/20 anzuheben. 

Gemäß der Empfehlung des Hessischen Rechnungshofs sollen die Steuersätze in der 
Spielapparatesatzung im Bereich bis zu 25 v.H. bemessen werden. Weitere Erhöhungen 
können nur vorgenommen werden, wenn feststeht, dass eine „erdrosselnde Wirkung“ nicht 
besteht.  
  
Gemäß der beschlossenen Änderungen zur Satzung des Haupt- und Finanzausschusses 
vom 11.11.2026 wird nun vorgeschlagen, den Steuersatz bei Geräten mit 
Gewinnmöglichkeit (aktuell in Bad Soden vier Geräte) auf 25 v.H. (bisher 13 v.H.) und bei 
Geräten ohne Gewinnmöglichkeit (aktuell in Bad Soden null Geräte) auf 20 v.H. (bisher 8 
v.H.) festzusetzen. 
  
Bei dieser Gelegenheit wird vorgeschlagen, weitere im Wesentlichen redaktionelle 
Änderungen an der Satzung vorzunehmen. Die beiliegende zum Beschluss vorgelegte 
Satzung entspricht weitgehend der Mustersatzung des Hessischen Städte- und 
Gemeindebundes. Die Änderungen gegenüber der bisherigen Satzung sind markiert und fett 
dargestellt. 
 
 
 
 
Haushaltsmäßige Beurteilung: 
 
Im Produktkonto 160100.5559120 Steuern, allgemeine Zuweisungen, allgemeine Umlagen, 
sonstige Vergnügungssteuer einschließlich Spielapparatesteuer wird eine 
Ertragsverbesserung von voraussichtlich 15.000,00 € p.a. erzielt. 
 

74 von Seite 101 in der Zusammenstellung



2 
 

 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Magistrat der Stadt Bad Soden am Taunus schlägt der Stadtverordnetenversammlung 
der Stadt Bad Soden am Taunus folgenden Beschluss vor: 
  
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Soden am Taunus beschließt die als 
Anlage beigefügte Satzung über die Erhebung einer Steuer auf Spielapparate und auf das 
Spielen um Geld oder Sachwerte im Gebiet der Stadt Bad Soden am Taunus. 
 
 
 
Dr. Frank Blasch 
Bürgermeister 
 
 
Anlage/n 
1 - Satzung 2027 

 
 
 
[Dokumentende] 
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Satzung  
über die Erhebung einer Steuer auf Spielapparate 

und auf das Spielen um Geld oder Sachwerte 
im Gebiet der Stadt Bad Soden am Taunus 

 
 
Auf Grund der §§ 5 und 51 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung vom 
07. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 5. Febru-
ar 2026 (GVBl. 2026 S. 8), der §§ 1,2,3 und 7 des Gesetzes über kommunale Abgaben 
(KAG) vom 24. März 2013 (GVBl. 2013 S. 134), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Geset-
zes vom 01. April 2025 (GVBl. 2025 S. 24) hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt 
Bad Soden am Taunus in ihrer Sitzung am 11.11.2026 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

 
§ 1 

Steuererhebung 
 
 
Die Stadt Bad Soden am Taunus erhebt eine Steuer auf Spiel- und Geschicklichkeitsappara-
te und auf das Spielen um Geld oder Sachwerte als örtliche Aufwandsteuer nach Maßgabe 
der in § 2 im Einzelnen aufgeführten Besteuerungstatbestände. 
 
 
 

§ 2 
Steuergegenstand, Besteuerungstatbestände 

 
Gegenstand der Steuer ist der Aufwand für: 
 
a) die Benutzung von Spiel- und Geschicklichkeitsapparaten, soweit sie öffentlich  

zugänglich sind, 
b) das Spielen um Geld oder Sachwerte in Spielclubs, Spielcasinos und ähnlichen  

Einrichtungen. 
 
Apparate, mit denen sexuelle Handlungen oder Gewalttätigkeiten dargestellt werden oder die 
eine Verherrlichung oder Verharmlosung des Krieges zum Gegenstand haben, sind im Ge-
biet der Stadt Bad Soden am Taunus nicht zulässig. 
 
 
 

§ 3 
Steuerbemessung 

 
Die Steuer bemisst sich: 
 
1. zu § 2 a): nach der elektronisch gezählten Bruttokasse (Bruttokasse ist die elektro-

nisch gezählte Kasse zuzüglich Röhrenentnahmen abzüglich Röhrenauffüllungen, 
Falschgeld und Fehlgeld); 

 
 
2. zu § 2 b): nach der Gesamtfläche der dem Spielbetrieb dienenden Räume.  
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§ 4 
Steuersätze 

 
(1) Die Steuer beträgt zu § 2 a) je angefangenem Kalendermonat und Apparat 

 
a) für Apparate mit Gewinnmöglichkeit in Spielhallen  25 v.H. der Bruttokasse, 

       
b) für Apparate mit Gewinnmöglichkeit in Gaststätten und an sonstigen Aufstellorten  

      25 v.H. der Bruttokasse, 
       

c) für Apparate ohne Gewinnmöglichkeit in Spielhallen 20 v.H. der Bruttokasse, 
      höchstens 98,00 €, 

d) für Apparate ohne Gewinnmöglichkeit in Gaststätten und an sonstigen Aufstellorten 
       20 v.H. der Bruttokasse, 
       höchstens 49,00 €; 
 

 
(2)  Beim Vorliegen von negativen Salden besteht keine Möglichkeit, diese mit  

positiven Kasseninhalten anderer Automaten in diesem Kalendermonat oder mit positi-
ven Kasseninhalten des den Verlust erwirtschaftenden Apparates oder anderer Automa-
ten in den Vor- oder Folgemonaten zu verrechnen. 

 
(3)  Die Steuer beträgt zu § 2 b): je angefangenem Quadratmeter und Kalendermonat 49,00 

€. 
 
 
 

§ 5 
Steuerschuldner 

 
Steuerschuldner ist der Veranstalter. In den Fällen des § 2 a) gilt der Halter als Veranstalter. 
Halter ist der Eigentümer; sofern der Apparat vom Eigentümer einem Dritten zur Nutzung 
überlassen wird, ist dieser der Halter. 
 
 

§ 6 
Anzeigepflicht 

 
Der Veranstalter ist verpflichtet, die für die Besteuerung maßgeblichen Tatsachen unverzüg-
lich dem Magistrat der Stadt Bad Soden am Taunus mitzuteilen. 
 
 

§ 7 
Entstehung, Festsetzung und Fälligkeit 

 
(1) Der Steueranspruch entsteht mit der Verwirklichung des Besteuerungstatbestandes. 

Besteuerungszeitraum ist das Kalendervierteljahr. 
 
(2) Der Steuerschuldner ist verpflichtet, die Steuer in seiner Steueranmeldung selbst zu 

errechnen. Bis zum 15. Tag nach Ablauf eines Kalendervierteljahres ist dem Magistrat 
der Stadt Bad Soden am Taunus eine Steueranmeldung nach amtlich vorgeschriebe-
nem Vordruck einzureichen und die errechnete Steuer an die Stadtkasse der Stadt Bad 
Soden am Taunus zu entrichten. Die unbeanstandete Entgegennahme der Steueran-
meldung gilt als Steuerfestsetzung.  
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(3) Ein Steuerbescheid ist nur dann zu erteilen, wenn der Steuerpflichtige eine Steueran-
meldung nicht abgibt oder die Steuerschuld abweichend von der Anmeldung festzuset-
zen ist. In diesem Fall ist die Steuer innerhalb von 14 Tagen nach Bekanntgabe des 
Steuerbescheides zu entrichten.  

 
(4) Bei der Besteuerung nach der Bruttokasse sind den Steueranmeldungen nach Absatz 2 

Zählwerk-Ausdrucke für den jeweiligen Besteuerungszeitraum beizufügen, die jeweils 
den vollständigen Kalendermonat erfassen und als Angaben mindestens Geräteart,  
Gerätetyp, Gerätenummer, die fortlaufende Nummer des Zählwerkausdruckes, die 
Spieleinsätze, die Gewinne und den Kasseninhalt enthalten müssen.  

 
(5) In den Fällen, in denen der Steuerschuldner seinen Mitwirkungspflichten nach § 6 und § 

7 nicht nachkommt, wird die Besteuerungsgrundlage für die entsprechenden Zeiträume 
vom Magistrat der Stadt Bad Soden am Taunus geschätzt und die Steuer durch Steuer-
bescheid festgesetzt. Die Festsetzung eines Verspätungszuschlages ist vorbehalten. 

  
 

§ 8  
Verfahren bei der Besteuerung von Spielapparaten nach § 4 Abs. 1 c) und d) 

 
(1) Die Besteuerung nach der Bruttokasse ist nur dann zulässig, wenn der Kasseninhalt für 

alle im Gebiet der Stadt Bad Soden am Taunus vom Steuerschuldner betriebenen Appa-
rate nach § 4 Abs. 1 c) und d) manipulations- und revisionssicher durch elektronische 
Zählwerksausdrucke festgestellt und nachgewiesen werden kann. 

 
(2) Für die Besteuerungszeiträume ab dem Kalenderjahr 2011 kann anstelle der Besteue-

rung nach der Bruttokasse eine Besteuerung nach den in § 4 Abs. 1 c) und d) genann-
ten Höchstbeträgen, die zugleich Festbeträge sind, verlangt werden. 

 
(3) Der Antrag auf abweichende Besteuerung nach Abs. 2 ist bis zum 15. Tag nach Ablauf 

des ersten in einem Kalenderjahr zur Besteuerung anfallenden Kalendervierteljahres für 
die Zeit vom Beginn dieses Kalendervierteljahres an zu stellen.  
 

(4) Die abweichende Besteuerung nach Abs. 2 hat so lange Gültigkeit, bis sie schriftlich 
gegenüber dem Magistrat der Stadt Bad Soden am Taunus widerrufen wird. Eine Rück-
kehr zur Regelbesteuerung sowie erneute Wechsel zur abweichenden Besteuerung sind 
jeweils nur zum Beginn eines Kalenderjahres zulässig. 
 

(5) Werden im Gebiet der Stadt Bad Soden am Taunus vom Steuerschuldner mehrere 
Apparate ohne Gewinnmöglichkeit betrieben, so kann die abweichende Besteuerung 
nach Abs. 2 nur für jeweils alle Apparate nach § 4 Abs. 1 c) oder d) beantragt werden.  
 

 
§ 9 

Steueraufsicht und Prüfungsvorschriften 
 
Der Magistrat der Stadt Bad Soden am Taunus ist berechtigt, jederzeit zur Nachprüfung der 
Steueranmeldungen und zur Festsetzung von Steuertatbeständen die Veranstaltungsräume 
zu betreten, die Geschäftsunterlagen einzusehen und die Vorlage aktueller Zählwerkausdru-
cke zu verlangen. 
 
 

§ 10 
Geltung des Gesetzes über kommunale Abgaben 

 
Soweit diese Satzung nichts anderes bestimmt, gelten die Vorschriften der §§ 4 bis 6 des 
Gesetzes über kommunale Abgaben in ihrer jeweiligen Fassung. 
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§ 11 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt zum 01.01.2027 in Kraft. Die bisherige Satzung über die Erhebung einer 
Steuer auf Spielapparate und die hierzu ergangene Ersetzungssatzung in der Fassung vom 
01.01.2011 tritt zu diesem Termin außer Kraft. 
 
 
 
Bad Soden am Taunus, XX.XX.2026 
 
Der Magistrat der Stadt 
Bad Soden am Taunus 
 
 
 
 
Dr. Frank Blasch 
Bürgermeister 
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V O R L A G E  Nr.: 20/2026/0185-1 

 
 

Bad Soden am Taunus, 05.11.2026 
Abteilung 20 
 

Abstimmung Beratung und Beschluss: 
Anw. Ja Nein Enth. 

Stadtverordnetenversammlung  
  

 

 
 
 
Haushaltsplan und Haushaltssatzung der Stadt Bad Soden am Taunus für das 
Haushaltsjahr 2027 
 
 
Sachverhalt: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss der Stadt Bad Soden am Taunus hat in seiner Sitzung vom 
11.11.2026 den Haushalt 2027 der Stadt Bad Soden am Taunus sowie den Wirtschaftsplan 
2027 der Stadtwerke Bad Soden am Taunus eingehend beraten. In diesem 
Zusammenhang hat der Haupt- und Finanzausschuss die in der Anlage aufgelisteten 
Beschlüsse gefasst. 
 
Der Haushaltsplan der Stadt Bad Soden am Taunus hat nach der aktuellen 
Fortschreibungsliste ein positives ordentliches Ergebnis von 165.120 € und ein positives 
Jahresergebnis von 136.881 €. Am 05.11.2026 teilte der Landrat des Main-Taunus-Kreises 
der Stadt Bad Soden am Taunus mit, dass die Zahlen des kommunalen Finanzausgleichs 
veröffentlicht und in den Entwurf des Haushaltsplans des Main-Taunus-Kreises eingearbeitet 
worden sind. Hieraus erfolgt eine Erhöhung der Kreisumlage um 0,48 Prozentpunkte auf 
36,30 % und eine Senkung der Schulumlage um 1,73 Prozentpunkte auf 16,90 %. Diese 
Werte wurden in die Fortschreibungsliste (Anlage) eingearbeitet. Die zum 
Haushaltsausgleich erforderlichen Erträge aus der Auflösung von Steuerrückstellungen 
reduzieren sich von 1,3 Mio. € zum Zeitpunkt der Haushaltseinbringung auf nun 300.000 €. 
                                                                                                                                                     

 
 
Haushaltsmäßige Beurteilung: 
 
Siehe Sachverhalt.                                                                                                 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Magistrat der Stadt Bad Soden am Taunus stellt gemäß §§ 94 ff. HGO den Entwurf der 
Haushaltssatzung der Stadt Bad Soden am Taunus für das Haushaltsjahr 2027 fest und 
empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Soden am Taunus folgenden 
Beschluss:  
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1. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Soden am Taunus beschließt 
aufgrund der §§ 94 ff. der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 07. März 2005 (GVBl. I S.142), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 05. Februar 2026 (GVBl. 2026 S. 8) folgende Haushaltssatzung:  

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2027 wird 

im Ergebnishaushalt 

 im ordentlichen Ergebnis 

 mit dem Gesamtbetrag der Erträge auf   78.974.551,00 € 

 mit dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf   78.802.431,00 € 

mit einem Saldo von         172.120,00 € 

 im außerordentlichen Ergebnis 

 mit dem Gesamtbetrag der Erträge auf       1.254.000,00 € 

 mit dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf       1.282.239,00 € 

mit einem Saldo von           -28.239,00 € 

 mit einem Gewinn von            143.881,00 € 

  

im Finanzhaushalt 

 mit dem Saldo aus den Einzahlungen und den Auszahlungen 

 aus laufender Verwaltungstätigkeit auf     4.310.930,00 € 

 und dem Gesamtbetrag der 

 Einzahlungen aus Investitionstätigkeit auf      6.440.094,00 € 

 Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf   12.587.295,00 € 

mit einem Saldo von   - 6.147.201,00 € 

  

 Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf   5.710.000,00 € 

 Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf   3.324.470,00 € 

mit einem Saldo von   2.386.000,00 € 

  

 mit einem Finanzmittelbestand von        549.729,00 € 

festgesetzt. 

  

§ 2 

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme im Haushaltsjahr 2027 zur Finanzierung von 
Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen erforderlich ist, wird auf 5.710.000,00 € 
festgesetzt.  
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§ 3 

Der Gesamtbetrag von Verpflichtungsermächtigungen im Haushaltsjahr 2027 zur Leistung 
von Auszahlungen in künftigen Jahren für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen wird auf 2.745.000,00 € festgesetzt.. 

§ 4 

Der Höchstbetrag der Liquiditätskredite, die im Haushaltsjahr 2027 zur rechtzeitigen Leistung 
von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 15.000.000,00 € 
festgesetzt. 

  

§ 5 

  

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr 2027 wie folgt 
festgesetzt: 

 1. Grundsteuer 

      a) für die land- und 

           forstwirtschaftlichen Betriebe 

           (Grundsteuer A) auf         180 v.H. 

      b) für die Grundstücke 

           (Grundsteuer B) auf       1.060 v.H. 

 2. Gewerbesteuer auf           381 v.H. 

  

§ 6 

  

Es gilt der von der Stadtverordnetenversammlung als Teil des Haushaltsplans beschlossene 
Stellenplan. 

§ 7 

  

Es gelten die von der Stadtverordnetenversammlung als Teil des Haushaltsplanes 
beschlossenen allgemeinen Bewirtschaftungsvorschriften. 

  

82 von Seite 101 in der Zusammenstellung



4 
 

 

2. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Soden am Taunus fasst 
aufgrund der §§ 127 und 127a der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der 
Fassung vom 07. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 05. Februar 2026 (GVBl. 2026 S. 8) und des § 5 des 
Eigenbetriebsgesetzes (EigBGes) in der Fassung vom 09.06.1989 (GVBl I S. 
154), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 01. April 2025 (GVBl. 
2025 S. 24) folgenden Beschluss: 

  

§ 1 

Der Wirtschaftsplan 2027 des Eigenbetriebes Stadtwerke Bad Soden am Taunus für die 
Betriebsbereiche Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung wird 

  

im Ergebnishaushalt 

 im ordentlichen Ergebnis 

 mit dem Gesamtbetrag der Erträge auf  10.927.890,00 € 

 mit dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf  10.621.805,00 € 

mit einem Saldo von        306.085,00 € 

 im außerordentlichen Ergebnis 

 mit dem Gesamtbetrag der Erträge auf                  0,00 € 

 mit dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf                  0,00 € 

mit einem Saldo von                   0,00 € 

 mit einem ausgeglichenen Ergebnis von         306.085,00 € 

  

im Finanzhaushalt 

 mit dem Saldo aus den Einzahlungen und den Auszahlungen 

 aus laufender Verwaltungstätigkeit auf   1.035.395,00 € 

 und dem Gesamtbetrag der 

 Einzahlungen aus Investitionstätigkeit auf      500.600,00 € 

 Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf   8.768.500,00 € 

mit einem Saldo von - 8.267.900,00 € 

 Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf   8.300.000,00 € 

 Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf      922.000,00 € 

mit einem Saldo von    7.378.000,00 € 

 mit einem Finanzüberschuss von       145.495,00 € 

festgesetzt. 
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§ 2 

  
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme im Wirtschaftsjahr 2027 zur Finanzierung 
von Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen erforderlich ist, wird auf 
8.300.000,00 € festgesetzt. 
  

§ 3 

Der Gesamtbetrag von Verpflichtungsermächtigungen im Haushaltsjahr 2027 zur Leistung 
von Auszahlungen in künftigen Jahren für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen wird auf 3.354.000,00 € festgesetzt.  
  

§ 4 

  

Es gilt die von der Stadtverordnetenversammlung am XX.XX.2026 beschlossene 
Stellenübersicht. 

3.  Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Soden am Taunus beschließt 
den Stellenplan 2027, der 

  

      3,0 Beamtenstellen, 

 179,0 Arbeitnehmerstellen 

 
 ausweist. 

 
 
 
Dr. Frank Blasch 
Bürgermeister 
 
 
Anlage/n 
1 - Änderungen2027-121126 

 
 
 
[Dokumentende] 
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FORTSCHREIBUNGSLISTE  ZUM  ENTWURF  HAUSHALTSPLAN  2027 12.11.2026

Ergebnisplan

Seite Konto Ertrag Aufwand Ergebnis

Entwurf 79.090.738 78.970.610 120.128

14 010140. 6300000 -83.256

14 010140. 6820000

20 010141. 6010000 2.000 Ansatzerhöhug für Büromaterial und Drucksachen.

20 010141. 6161000 -15.000 Die Erneuerung der Außenverteiler im Bau- und Betriebshof wurde schon 2026 durchgeführt.

20 010141. 6700000 11.172 Ansatzerhöhung für die Miete der Lagerhalle.

34 010145. 6139000 -8.000 Beschluss JSA: Verzicht auf den Einsatz von Feuerwerken bei städtischen Veranstaltungen.

34 010145. 7128000 -2.315 Umgliederung zu Produkt 050100 gemäß Beschluss JSA für den Zuschuss Frauen helfen Frauen MTK e.V. 

44 010160. 6450200 -883

44 010160. 6450000 -35.000

57 010180. 6052000 32.000 Ansatzerhöhung mobile Heizung Badehaus.

57 010180. 6139110 -37.066 Reduktion sonstige weitere Fremdleistungen Sonderprojekte auf 67.500 €

68 020110. 6790000 1.265 Ansatzerhöhung wegen höherer anonymer Bestattungen (keine Angehörige).

80 020140. 6139000 10.000 Ansatzerhöhung wegen vertraglicher Verpflichtung betreffend der Telefonzentrale des MTK.

84 020150. 5399000 -500 Reduzierung des Ansatzes für den Verkauf von Stammbüchern.

132 050100. 6179000 4.953 Ansatzerhöhung Betriebkostenanteil Diakoniestation.

132 050100. 6700000 3.412 Mietzuschuss Diakoniestation Anteil Bad Soden.

132 050100. 7128600 500 Inklusion, Aufwendung für Angebot der Behindertenbeauftragten.

132 050100. 7128000 4.600

140 060300. 5481000 -25.290 Die Kostenerstattung vom Land wurde nur im Jahr 2025 gezahlt und ist nicht für 2027 einzuplanen.

140 060300. 5399000 200 Umgliederung des Kontos für Integrationshilfe auf das Konto 5399000.

140 060300. 5399002 -200 Umgliederung des Kontos für Integrationshilfe auf das Konto 5399000.

154 080100. 6052000 26.000 Ansatzerhöhung Heizkosten Sauerbornhalle.

154 080100. 6700000 -4.324 Reduzierung der Erbpacht für die TSG Altenhain.

170 090100. 6139110 -52.295 Umbuchung der Planungskosten RuF! in die Investitionskosten.

170 090100. 6790000 23.806 Erhöhung der Planungsmittel zur Erstellung von Bebauungsplänen.

178 110200. 5481000 7.890 Kostenerstattung Land für neues Abfallmodul.

178 110200. 6779000 10.000 Dienstleistungen für neues Abfallmodul auf der Homepage.

178 110200. 6139000 -30.000

178 110200. 6861000 -2.500

198 120510. 5309900 -20.000 Reduzierung des Ansatzes für die sonstigen Nebenerlöse.

214 130300. 5000000 -36.000 Verminderung der Umsatzerlöse aus dem Holzverkauf gemäß Forstwirtschaftsplan 2027.

214 130300. 6139000 -81.115 Verringerung sonstige weitere Fremdleistungen nach Forstwirtschaftsplan 2027

Beschluss HFA: Reduzierung der sonstigen weiteren Fremdleistungen für Biotonnentüten um 30.000 €.

Beschluss HFA: Reduzierung der Aufwendungen für Öffentlichkeitsarbeit Reduktion des Drucks und Versandt des 

Abfallkalenders (Digitalisierung).

Beschluss HFA: Streichung der unbesetzten Leerstelle A 13 Besoldung.

Beschluss HFA: Streichung der unbesetzten Leerstelle A 13 Rücklage Beamte.

Beschluss HFA: Streichung der unbesetzten Leerstelle A 13 Umlage Beamte.

2 0 2 7

Erläuterungen

Beschluss JSA: Erhöhung des Zuschusses für Frauen helfen Frauen Main-Taunus-Kreis mit Sperrvermerk für die Erhöhung 

von 2.315,00 € auf 4.600,00 € (Sperrvermerk über 2.285,00 €) und Umgliederung von Produkt 010145 zu 050100.

Beschluss HFA: Sperrvermerk über die Portokosten für Einladungen von städtischen Veranstaltungen von 

20 % (12.459 €).
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232 160100. 5401010 950.713 Erhöung der Schlüsselzuweisung gemäß 2. Trendberechnung Städtetag.

232 160100. 5381000 -1.000.000

232 160100. 5559120 7.000

232 160100. 7341000 698.715 Erhöhung der Kreisumlage um 0,48 % (gestiegene Steuermesskraft und Schreiben der Finanzverwaltung MTK).

232 160100. 7342000 -644.848 Senkung der Schulumlage um 1,73 % gemäß Schreiben der Finanzverwaltung des MTK.

78.974.551 78.802.431 172.120

78838431 -36.000

HFA Beschluss zum Stellenplan: Es wird die Leerstelle A13 aus dem Stellenplan 2027 beim Produkt 010140 gestrichen.

Seite Entwurf Einzahlungen Auszahlungen

Finanzmittelbestand 3.933.622

Gesamtergebn.HH 51.992 Übernahme n. Korrekturen Ergebnishaushalt.

22 Invest.-Nr. 2026230013 30.000 Zusätzliche Kosten für die Sanierung der Fundamente des Salzsilos.

57 Invest.-Nr. 2027230020 100.000

57 Invest.-Nr. 2027230022 6.000

57 Invest.-Nr. 2020230023 -890.000 VE 445.000

57 Invest.-Nr. 2020230023

93 Invest.-Nr. 2026230010 250.000

93 Invest.-Nr. 2011230022

106 Invest.-Nr. 2027370008 -17.300

106 Invest.-Nr. 2027370016

143 Invest.-Nr. 2022230021

Beschluss HFA: Streichung der Anschaffung eines Kühl- und 

Logistikanhängers.

Beschluss HFA: Sperrvermerk über 500.000 € zur Umsetzung der Maßnahmen 

für den Zivil- und Bevölkerungsschutz.

Beschluss HFA: Erhöhung des Steuersatzes der Spielapparatesteuer auf 25 %.

Ordentliches Ergebnis

Herabsetzung der Erträge aus der Auflösung von Steuerrückstellungen.

Höherer Rückerwerb des Hauses Erbbaurechtsvertrag Paulinenstraße nach 

Erstellung des Gutachtens.

Lagercontainer für das Jugendcafe (Reduktion von 10.000 € auf 6.000 €).

Feuerwache Altenhain.(Erweiterungsbau für GW-L und Gabelstapler) 

Neuanmeldung gemäß StVV Beschluss zum LuKIFG im August 2026. 

Beschluss BauA: 30.000,00 € Planungskosten, auch für die Prüfung von 

Alternativstandorten sowie 220.000 € Baukosten mit Sperrvermerk.

Die Anschaffung der Möblierung für Büro- und Konferenzräume des neuen 

Rathauses wird nach 2028 geschoben. Für das Jahr 2027 wird eine 

Verpflichtungsermächtigung zur Auftragsvergabe eingestellt. Beschuss BauA: 

Reduzierung der VE auf 445.000 €.

Beschluss BauA: Übertragung des Sperrvermerkes von 2 Mio. € für die 

Feuerwache Bad Soden nach 2027.

Beschluss BauA: Übertragung des Sperrvermerkes von 420.000 € für die Kita 

Sonnengarten Bad Soden nach 2027.

Beschluss BauA: Übertragung des Sperrvermerkes von 1,3 Mio. € für den 

Verwaltungsstandortes nach 2027.
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148 Invest.-Nr. 2027660001 6.000

158 Invest.-Nr. 2026660002 -45.000 Reduzierung der Ingenierleistungen für den Kunstrasenplatz Altenhain.

172 Invest.-Nr. 2027610001 52.295

172 Invest.-Nr. 2027610001 -63.000 -90.000

211 Invest.-Nr. 2027230019 -99.000 -110.000

188 Invest.-Nr. 2027230023 20.000

200 Invest.-Nr. 2018660006 70.000

G10

Nr. 31 Einzahlungen aus 

der Aufnahme von Krediten 

für Investitionen -890.000

-1.000.008 -616.115 445.000

Finanzmittelbestand 3.549.729

Beschluss HFA: Haushaltsmittel mit Sperrvermerk für eine Videoschutzanlage, 

Notrufsäulen, Safe-Place-Konzept etc. im Bahnhofsbereich.

Der Förderantrag für die Toilette im Neuen Kurpark aus dem Programm 

"Zukunft Innenstadt" wurde abgelehnt, so dass die Maßnahme gestrichen wird.

Filtererneuerung und Technik für Brunnen vor dem Badehaus und Alter 

Sprudel.

Reduzierung der Kreditaufnahme.

Umbuchung der Planungskosten RuF! in die Investitionen. 

Beschluss BauA: Sperrvermerk über 50.000 € für Planungskosten RUF!
Beschluss BauA: Streichung der Haushaltsmittel zur Aktualisierung der 

Fahrradwegweisung.

Beschluss BauA: Einführung einer gebührenpflichtigen 

Parkraumbewirtschaftung in der Königsteiner Straße, Bereich Alter Kurpark, 

Errichtung eines Parkscheinautomaten.
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FORTSCHREIBUNGSLISTE  ZUM ENTWURF WIRTSCHAFTSPLAN 2027

Ergebnisplan 2027

Seite Konto Ertrag Aufwand Ergebnis

Entwurf 10.927.890 10.632.055 295.835 Erläuterungen

Stw25 110300.6880000 500

Stw39 110400.6010000 -250

Stw39 110400.6081000 -500

Stw39 110400.6163000 -10.000

10.927.890 10.621.805 306.085

Finanzplan 2028 2029

Seite Entwurf Einzahlungen Auszahlungen

Finanzmittelbestand 647.245

Gesamtergebn.HH 10.250

Stw29 Invest.-Nr. 2027660018 12.000

Gesamtergebn.HH

10.250 12.000

645.495

Ordentliches Ergebnis

Der Kanaltrupp benötigt keine Reinigungsmittel.

Niedrigerer Ansatz für Büromaterial.

Höherer Ansatz für Fortbildungskosten.

Reduktion des Ansatzes für Einrichtungen und Ausstattungen.

2027

Sanierung und Regenerierung der drei Tiefbrunnen WW Sulzbacher Straße.
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Sven Hahnel, Eifelstraße 12, 65812 Bad Soden, Fraktionsvorsitzender  
 
Frau Stadtverordnetenvorsteherin 
Dorothee Fink 
Rathaus 
65812 Bad Soden 

29.10.2026 
Durchführung eines Weihnachtsmarktes in Altenhain 
 
Sehr geehrte Frau Stadtverordnetenvorsteherin, 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

Der Magistrat wird beauftragt, im Haushaltsplan 2027 für die erstmalige Durchführung eines 
Weihnachtsmarktes im Stadtteil Altenhain Ausgaben in Höhe von 3.500 Euro und Einnahmen in Höhe 
von 3.500 Euro einzuplanen. 

Die genannten Beträge werden mit einem Sperrvermerk belegt. 

Begründung 

Eine Initiative, getragen von einem Bad Sodener Unternehmer und Altenhainer Vereinen, im 
Einvernehmen mit dem Altenhainer Vereinsring, plant die Durchführung eines zweitägigen 
Weihnachtsmarktes in Altenhain am Wochenende nach dem Bad Sodener Weihnachtsmarkt. Die 
Teilnahme steht allen Bad Sodener Vereinen offen. Der Weihnachtsmarkt ist dauerhaft als jährliches 
Event in und für Altenhain gedacht.  
 
Um dieses Vorhaben umsetzen zu können, werden die beantragten Haushaltsmittel als 
Anschubfinanzierung benötigt. Die Einnahmen durch das Vermieten der städtischen Weihnachtmarkt 
Hütten werden mit 3.500 Euro angesetzt; dem stehen geplante Ausgaben (Personalaufwand Bauhof 
– Transport u. Aufbau Hütten) von 3.500 Euro gegenüber. 

Während in Bad Soden mit dem Sommernachtsfest und dem Weihnachtsmarkt sowie in Neuenhain 
mit dem Herbstmarkt regelmäßig Feste stattfinden, gibt es in Altenhain bislang kein entsprechendes 
regelmäßiges Fest. Ein Weihnachtsmarkt bietet die Möglichkeit, das gemeinschaftliche Leben im 
Stadtteil zu stärken und den Vereinen eine gemeinsame Veranstaltung zu ermöglichen. 

Die Stadt sollte die notwendige Unterstützung durch den Bauhof gewährleisten, insbesondere bei 
den erforderlichen logistischen Arbeiten und der Zurverfügungstellung von vorhandener geeigneten 
Infrastruktur (bspw. Weihnachtsmarkthütten, Stromverteiler usw.). 

Vor der möglichen Aufhebung des Sperrvermerk sollte das Konzept des Weihnachtsmarkts im 
Ausschuss für Jugend, Kultur, Sport und Soziales vorgestellt werden. 

Mit freundlichen Grüßen 
 
FDP-Fraktion 
 
 
Sven Hahnel 
Fraktionsvorsitzender 
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Christian Gutbier, Am Carlusbaum 24, 65812 Bad Soden, Fraktionsvorsitzender 
Sven Hahnel, Eifelstraße 12, 65812 Bad Soden, Fraktionsvorsitzender  
 
Frau Stadtverordnetenvorsteherin 
Dorothee Fink 
Rathaus 
65812 Bad Soden 

        29.10.2026  
 
 
Antrag Haushalt 2027: 
Erhöhung Sonderzuschuss Schwalbacher Tafel für 2027 
 
Sehr geehrteFrau Stadtverordnetenvorsteherin, 
 
zum Haushalt 2027 stellen wir erneut nachfolgenden Antrag und bitten, diesen im Rahmen 
der Haushaltsdebatte 2027 in den zuständigen Ausschüssen zur Abstimmung zu stellen. 
 
Einstellung höherer Sonderzuschuss 2027 für Schwalbacher Tafel von 5.000 EUR auf 
10.000 EUR 
 
 
Begründung: 
 
Wir beantragen im Haushaltsjahr 2027 eine Erhöhung des Zuschusses von 5.000 EUR 
jährlich auf 10.000 EUR für das Jahr 2027. 
Die inflationäre Entwicklung, besonders der Lebensmittelpreise, aber auch die 
Wohnungskosten und Energiepreise, dauert an und verschärft sich sogar. Die wirtschaftliche 
Entwicklung mit massiven Auswirkungen auch auf die Beschäftigungssituation der Menschen 
hat sich vielmehr deutlich verschlechtert. Die Anzahl hilfsbedürftiger Menschen, auch 
Obdachloser, steigt stetig an. Dies gilt auch für die im Main-Taunus-Kreis und in Bad Soden 
lebenden Menschen. Die Schwalbacher Tafel kommt sowohl personell als auch finanziell 
trotz vieler ehrenamtlicher Hilfe nach wie vor an ihre Grenzen. 
Wir bitten daher, den bislang begrenzten pauschalen Zuschuss/Kostenerstattung von 5.000 
Euro angesichts dieser Situation auch im nächsten Jahr auf 10.000 Euro (sonstige 
Beteiligung pauschal/wegen erhöhtem Aufwand und höherer Anzahl der Bedürftigen), 
zunächst erneut befristet auf das Jahr 2027, zu erhöhen. 
 

Mit freundlichen Grüßen 

   

Christian Gutbier  Sven Hahnel 
BSB-Fraktion   FDP-Fraktion 
Fraktionsvorsitzender  Fraktionsvorsitzender 
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15.10.2026 

 
Sachgebiet FreiBadSoden 
 
 
An die 
Stadtverordnetenversammlung 
der Stadt Bad Soden am Taunus 
 
 
Beantwortung Nr.:  20/2026/0165-1 
 
Bilanz Sommersaison 2026 des FreiBadSoden 
- Anfrage der SPD-Fraktion vom 20.09.2026 - 
Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 30.09.2026 
 
 
Frage: 
 
1. Wie viele Badegäste haben das FreiBadSoden in der Saison 2026 besucht?  
2. Wie verteilt sich diese Zahl auf Dauerkarteninhaberinnen und -inhaber sowie Tagesgäs-

te? Wie hat sich der prozentuale Anteil in den vergangenen fünf Jahren entwickelt?  
3. Wie stellt sich die Energiebilanz in diesem Jahr unter Einsatz des Solarabsorbers dar? 
4. Welche Erfahrungen wurden mit dem neuen Ticketsystem sowie der Fast Lane ge-

macht? 
5. Wie hoch ist der Anteil der Besucherinnen und Besucher, die ihre Eintrittskarten weiterhin 

direkt an der Kasse erwerben? 
6. Wie häufig wurde in der Saison 2026 ein Sicherheitsdienst eingesetzt? Gab es besonde-

re Vorkommnisse, wenn ja welche und wie viele? 
7. Welche Erfahrungen wurden mit den Öffnungszeiten des Freibad-Kiosks gemacht? 
8. Sind für die kommende Saison Änderungen im Betriebsablauf, insbesondere im Kassen- 

und Einlassbereich, vorgesehen? Wenn ja, worin bestehen diese? 
9. Gibt es Überlegungen oder Planungen, die Verschattung auf dem Freibadgelände weiter 

auszubauen? Wenn ja, welcher Art? 
10. Liegen Schätzungen zu den Kosten für die Wiederherstellung der Rasenflächen sowie 

zur Beseitigung von Trockenheitsschäden an der Bepflanzung vor? Wenn ja, in welcher 
Höhe? 

11. Im kommenden Jahr feiert das FreiBadSoden sein 100-jähriges Bestehen, für das bereits 
die Vorbereitungen laufen. Welche Veranstaltungen oder Feierlichkeiten sind hierzu ge-
plant und in welcher Form sollen die Öffentlichkeit und Vereine einbezogen werden? 

 
 
Antwort: 
 
  
zu 1)  In der Saison 2026 besuchten 85.603 Gäste das FreiBadSoden. 
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zu 2) Im Jahr 2026 wurden 56.712 Einzeltickets verkauft, dies entspricht 66,2 % der 
Eintritte. Im Vergleich der vergangenen Jahre ist das ein hoher Wert. 
Erfahrungsgemäß strömen an heißen Tagen wesentlich mehr Tagesgäste ins 
FreiBadSoden, was sich an der prozentualen Verteilung zwischen Tagestickets und 
Saisonkarten bemerkbar macht. Da die Saisonkarteninhaber die Besuche meist 
variabel gestalten, besuchen an heißen Tagen eher weniger Dauerkartenbesitzer das 
FreiBadSoden und weichen auf ruhigere Freibadtage aus. 

  
zu 3)  Die Energiebilanz für das Jahr 2026 kann zum aktuellen Zeitpunkt aufgrund von 

Abrechnungszeiträumen und noch ausstehenden Schlussrechnungen zum 
Jahresende noch nicht dargestellt werden. Aufgrund von Erfahrungswerten des 
Betriebspersonals kann von einer Einsparung von Gas ausgegangen werden. Die 
heißen Monate Juni bis August haben für angenehme Wassertemperaturen durch 
Solarthermie gesorgt. 

  
zu 4)  Die Nutzung des neuen Ticketsystems und auch der Fastlane sowie die Buchung 

über den Webshop hat sich im Vergleich zum Vorjahr mit Start des neuen 
Kassensystems um rund 72,4 % gesteigert. Die Akzeptanz und Nutzung auch durch 
ältere Gäste ist sehr erfreulich und entkräftet das zuvor befürchtete “Zwei-Klassen 
Szenario“ bezüglich der Akzeptanz seitens des älteren Publikums. 

  
zu 5)  Da sich das Nutzungsverhalten der Freibadgäste aufgrund unterschiedlicher 

Bedürfnisse, beispielsweise die Inanspruchnahme von vergünstigten Tickets auf 
Basis von Ermäßigungen unter Vorlage der Berechtigung, Feierabendtarife, etc. 
anpasst, erwerben schätzungsweise 60 % der Gäste direkt an der Freibadkasse ihre 
Tickets. 

  
zu 6)  In der Saison 2026 wurde zweimal an Wochenenden ein privater Sicherheitsdienst 

eingesetzt, was zu einer deutlichen Entlastung des Betriebspersonals sowie einer 
Verbesserung des Verhaltens jugendlicher Badegäste beitrug. Es wurden seitens des 
Betriebspersonals mehrfach Hausverbote ausgesprochen, zum Teil war auch die 
Unterstützung der Polizei notwendig. Zudem kam es zu einem Einbruch an der 
Freibadkasse mit glücklicherweise erfolglosem Ergebnis für die Täter. Jedoch ist ein 
wesentlicher Schaden in den Räumlichkeiten entstanden, da mit Gewalt die 
Tresoröffnung versucht wurde. 

  
zu 7)  Die Öffnungszeiten des Kiosk wurden gut und zahlreich angenommen. An 

Schlechtwettertagen fand tageweise unter Rücksprache mit dem Betriebspersonal 
keine Öffnung statt. Hier bestand bei Bedarf jederzeit die Option der telefonischen 
Benachrichtigung und Erreichbarkeit der Pächterin. 

  
zu 8)  Änderungen im Einlass- und Kassenbereich sind aktuell nicht vorgesehen, da es in 

diesem Bereich unserer Einschätzung nach keinen Handlungsbedarf gibt. 
  
zu 9)  Überlegungen bzw. Planungen die Schattenflächen im FreiBadSoden zu erweitern 

werden nach der extremen Saison 2026 und mit Blick auf die zukünftigen Jahre 
stärker konkretisiert werden. Im Haushalt 2027 sind dafür jedoch noch keine 
Haushaltsmittel eingestellt. 

  
zu 10)  Da sich der Rasen nach der Trockenheit wieder erstaunlich gut erholt hat, werden die 

Kosten für die Beseitigung der Trockenheitsschäden vermutlich im überschaubaren 
Rahmen halten. Die Arbeiten werden im Herbst ausgeführt. Genaue Zahlen liegen 
daher aktuell noch nicht vor. 
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zu 11)  Es laufen bereits erste Abstimmungen mit den entsprechenden Fachabteilungen 
sowie dem ESSC, der im kommenden Jahr ebenfalls sein 100jähriges Bestehen 
feiert. Geplant ist beispielsweise eine Jubiläumsausstellung im Badehaus sowie eine 
Veranstaltung auf dem Freibadgelände. Im kommenden Herbst/Winter werden die 
Planungen intensiviert. 

 
 
 
Dr. Frank Blasch 
Bürgermeister 
 
Anlage/n 
Keine 
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27.10.2026 

 
Abteilung 40 
 
 
An die 
Stadtverordnetenversammlung 
der Stadt Bad Soden am Taunus 
 
 
Beantwortung Nr.:  20/2026/0184 
 
Konzertreihen im Alten Kurpark 
Anfrage der GRÜNEN-Fraktion vom 18.09.2026 
Sitzung der Stadtverordnetenversammlung vom 30.09.2026 
 
 
Frage: 
 
  
Fragen zu den Sommerlounge-Konzerten 2026 im Alten Kurpark: 
  
Welche Kosten sind in Verbindung mit der Reihe „Sommerlounge Konzerte“ im Alten  
Kurpark im Jahr 2026 entstanden?  
  
Welche Kooperationen und Sponsorings wurden In Anspruch genommen und  
in welcher finanziellen Höhe? 
  
Welche Ausgaben sind der Stadt Bad Soden nach Abzug der Kostenübernahme  
bzw.. Einnahmen aus Kooperationen und Sponsorings entstanden? 
  
Wir bitten um eine getrennte Aufstellung der Kosten je Konzert.  
  
Fragen zu den Sonntagkonzerten im Alten Kurpark: 
  
Welche Kosten sind in Verbindung mit der Reihe „Sonntagskonzerte“ im Alten Kurpark  
im Jahr 2026 entstanden? 
  
Welche Kooperationen und Sponsorings wurden In Anspruch genommen und  
in welcher finanziellen Höhe?  
  
Welche Ausgaben sind der Stadt Bad Soden nach Abzug der Kostenübernahme  
bzw.. Einnahmen aus Kooperationen und Sponsorings entstanden? 
  
Wir bitten um getrennte Aufstellung der Kosten je Konzert. 
  
Insofern der Stadt Besucherzahlen oder -Schätzungen vorliegen, bitten wir um  
Aufstellung der Besucherzahlen je Konzert beider Konzertreihen. 
 
 
Antwort: 
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Antworten zu den Sommerlounge-Konzerten 2026 im Alten Kurpark: 
  
Welche Kosten sind in Verbindung mit der Reihe „Sommerlounge Konzerte“ im Alten  
Kurpark im Jahr 2026 entstanden?  
  
Siehe Aufstellung. 
  
Welche Kooperationen und Sponsorings wurden In Anspruch genommen und  
in welcher finanziellen Höhe? 
  
Siehe Aufstellung. 
  
Welche Ausgaben sind der Stadt Bad Soden nach Abzug der Kostenübernahme  
bzw. Einnahmen aus Kooperationen und Sponsorings entstanden? 

Bei der Durchführung eines Sommerlounge-Konzerts entstehen der Stadt Bad Soden am 
Taunus üblicherweise folgende Kosten: 

• Personalkosten: Überstunden des Veranstaltungsleiters 
• Toilettenreinigung: Reinigung durch eine externe Fachfirma 
• Beschallungs- und Beleuchtungstechnik: Bereitstellung der technischen Ausstattung sowie 

Einsatz eines externen Tontechnikers bzw. Mischpulttechnikers 
• Müllentsorgung: Die Kosten sind in den regulären Aufwendungen für die städtische 

Müllentsorgung enthalten. 
• Strom- und Wasserverbrauch: Die Kosten werden über die Jahresabrechnungen der 

jeweiligen Anschlüsse erfasst. 
• Künstlerhonorar: Gage der auftretenden Band 
• GEMA-Gebühren 
• Verköstigung: Verpflegung der Band, der Techniker sowie des eigenen Veranstaltungs-

personals 

Kostenübernahme durch Sponsoren und Kooperationspartner: 

Im Rahmen von Sponsorings wird üblicherweise die Gage der auftretenden Band ganz oder 
teilweise übernommen. 

Sofern die Band ihre eigene Beschallungstechnik sowie einen Tontechniker mitbringt und 
diese Leistungen bereits im Künstlerhonorar enthalten sind, können auch diese Kosten ganz 
oder teilweise durch Sponsoren übernommen werden. 

Wir bitten um eine getrennte Aufstellung der Kosten je Konzert. 
  
Siehe Aufstellung. 
  
  
Antworten zu den Sonntagskonzerten 2026 im Alten Kurpark: 
  
Welche Kosten sind in Verbindung mit der Reihe „Sonntagskonzerte“ im Alten 
Kurpark im Jahr 2026 entstanden? 
  
Siehe Aufstellung. 
  
Welche Kooperationen und Sponsorings wurden In Anspruch genommen und  
in welcher finanziellen Höhe? 
  
Es wurden keine Kooperationen eingegangen und Sponsorings in Anspruch genommen. 
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Welche Ausgaben sind der Stadt Bad Soden nach Abzug der Kostenübernahme bzw. 
Einnahmen aus Kooperationen und Sponsorings entstanden? 
 
Folgende Konsten fallen normalerweise bei einem Sonntagskonzert an: 

• Gage der Band/Kapelle 
• GEMA Gebühren 
• Verköstigung der Band/Kapelle 
• Technik normalerweise nur bei Sonderkonzerten 
• Veranstaltungsleiter der Stadt BS ist nur bei Sonderkonzerten anwesend. Im Regelfall 

übernehmen die bewirtenden Vereine die Funktion des Veranstaltungsleiters und wachen 
vor Ort über die Veranstaltung. 

Wir bitten um getrennte Aufstellung der Kosten je Konzert. 
  
Siehe Aufstellung. 
  
Insofern der Stadt Besucherzahlen oder -Schätzungen vorliegen, bitten wir um  
Aufstellung der Besucherzahlen je Konzert beider Konzertreihen. 
 
Exakte Besucherzahlen liegen für keine der beiden Konzertreihen vor, da kein Eintritt 
erhoben und auch sonst keine Zählung vorgenommen wird. Daher stützen sich die folgenden 
Aussagen auf Schätzungen. 
 
Bei den Sommerlounge-Konzert sind durchschnittlich 1.000 Personen anwesend. Je nach 
Wetter, Bekanntheitsgrad der Band und des Musikgenres variiere die Besucherzahlen. 
 
Bei einem regulären Sonntagskonzert kommen – natürlich stark abhängig vom Wetter – 
durchschnittlich bis zu 400 Besucher. Bei einem Sonderkonzert können es – je nach 
Bekanntheitsgrad des Künstlers – auch bis zu 1.500 Personen sein. 
  
 
 
 
Dr. Frank Blasch 
Bürgermeister 
 
Anlage/n 
1 - Kosten_Sonntagskonzerte_2026 (öffentlich) 

 
2 - Kosten_SL_2026 (öffentlich) 
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Sonntagskonzerte 2026 
im Alten Kurpark (Konzertmuschel) 

Jeweils sonntags von 15:00 Uhr bis 17:00 Uhr 
 

 Datum Gruppe/Künstler Gage 

1. 10.05.2026 
Duo Rick Cheyenne & Rue 1.000,00 EURO 

2. 17.05.2026 Blasorchester des Turnverein 1891 
Stierstadt e.V. 500,00 EURO 

Unterbrechung wegen Bad Sodener Weintage von 22.05. bis 31.05.2026 

3. 07.06.2026 Musikzug der Turngemeinde 1875 
Bad Soden e.V. 00,00 EURO 

4. 14.06.2026 
Egerländer Schmankerln “Die 7er” 

750,00 EURO 

5. 21.06.2026 Vorprogramm mit  
Fräulein J. & die Tournedos 
Patrick Lindner – Live 

(Gage) 600,00 EURO 
(Gage) 5.300,00,00 EURO 
(Technik: 1.300,55 EURO 

6. 28.06.2026 
Egerland Musikanten Zellhausen 

750,00 EURO 

7. 05.07.2026 
Stadtkapelle Bergen-Enkheim e.V. 600,00 EURO 

8. 12.07.2026 
Country-Duo Voices of Sunrise 800,00 EURO 

9. 19.07.2026 
Musikduo „Herz über Kopf“ 800,00 EURO 

10. 26.07.2026 
Die Wildkogelkrainer 600,00 EURO 

11. 02.08.2026 
Orchesterverein Schwanheim 1956 550,00 EURO 

12. 09.08.2026 
Altkönig-Musikanten 850,00 EURO 

Unterbrechung wegen Bad Sodener Sommernachtsfest am 15.08.2026 

13. 23.08.2026 
Duo Amore 800,00 EURO 

14. 30.08.2026 
Blasorchester Kelkheim-Hornau e.V. 440,00 EURO 

15. 06.09.2026 
Skyline Bigband 1981 e.V. 650,00 EURO 

16. 13.09.2026 
Das Blechgeschwader 500,00 EURO 

 

GEMA für 2026 + verstreute Ausgaben: ca. 1.000,00 EURO 
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Kosten und Sponsoring Sommerlounge-Konzerte 2026 
 

 Name Sponsoring Kosten Stadt BS 
Band Diva   2.996,00 € 
  Charly Gitanos   2.900,00 € 
  Beautiful Noise   3.745,00 € 
  Smart Gesponsert mit 

Technik 
0,00 € 

  Street Live 
Family 

Gesponsert ohne 
Technik 

0,00 € 

Technik   für 4 Konzerte 
(fünftes Konzert 
mit Technik 
gesponsert) 

10.948,00 € 

Reinigung der 
öffentlich Toiletten 
(19:00 bis 22:00 
Uhr) 

    In generellen 
Reinigungskosten 

öffentliche Toiletten am 
Badehaus 

Müllentsorgung     In generellen 
Entsorgungskosten 

Müllentsorgung 
Veranstaltungen im 

Alten Kurpark 
Bewirtung 
Musiker/Team 

Beautiful Noise  150,00 € 

  Street Live 
Family 

 70,00 € 

  Smart  224,00 € 
  Street Live 

Family 
 174,00 € 

  Smart  94,00 € 
  Diva  133,00 € 
GEMA Smart  52,00 € 
  Diva  137,00 € 
  Charly Gitanos  142,00 € 
  Street Live 

Family 
 334,00 € 

  Beautiful Noise  172,00 € 
Sponsoring Sponsor: 

Oechsle Bar 
Der Band Smart   

  Sponsor: 
Oechsle Bar 

Der Band Street 
Live 

  
    

Summe 
  

22.271,00 € 
 

Die Einnahmen der Bewirter kommen entweder dem Sponsor (Refinanzierung Band) oder 
den bewirtenden Vereinen zu Gute. Von den Bewirtern werden keine Standplatzgebühren 
verlangt (indirekte Vereinsförderung). 

98 von Seite 101 in der Zusammenstellung



 

 
 
 

 
31.08.2026 

 
Stadtwerke 
 
 
An die 
Stadtverordnetenversammlung 
der Stadt Bad Soden am Taunus 
 
 
Beantwortung Nr.:  20/2026/0147 
 
Wasserversorgung bei Wasserknappheit  
- Anfrage der BSB-Fraktion vom 15.08.2026 - 
Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 26.08.2026 
 
 
Frage: 
 
Die zunehmende Häufigkeit und Dauer von Trockenperioden stellt die 
Trinkwasserversorgung im Rhein-Main-Gebiet vor wachsende Herausforderungen. Vor 
diesem Hintergrund bitten wir um Beantwortung folgender Fragen: 
 
1. Wie ist die Trinkwasserversorgung durch Hessenwasser in längeren 

Trockenperioden sichergestellt? 
Welche Maßnahmen und Notfallplanungen bestehen für den Fall, dass die verfügbaren 
Wasserressourcen nicht mehr ausreichen, um den bestehenden Bedarf vollständig zu 
decken? 

2. Gibt es bei Hessenwasser konkrete Planungen für den Fall einer notwendigen 
Rationierung oder Einschränkung der Trinkwasserversorgung? 
Falls ja, nach welchen Kriterien würden entsprechende Einschränkungen vorgenommen? 

3. Welche Prioritäten gelten bei einer möglichen Einschränkung der 
Wasserversorgung? 
Insbesondere interessiert uns, ob für Betriebe und Einrichtungen mit einem besonders 
hohen Wasserverbrauch besondere Regelungen vorgesehen sind und ob diese im 
Bedarfsfall in ihrer Wasserentnahme eingeschränkt oder zeitweise vom Netz genommen 
werden könnten. 

4. Wie werden die unterschiedlichen Wasserbedarfe der einzelnen Kommunen bei der 
Planung der Trinkwasserversorgung berücksichtigt? 
Werden dabei beispielsweise Kommunen mit einem hohen Anteil wasserintensiver 
Gewerbe- und Industrieunternehmen anders bewertet als Kommunen mit einem 
vergleichsweise geringen gewerblichen Wasserverbrauch? 

5. Welche Auswirkungen hat der starke Ausbau der Rechenzentrumskapazitäten im 
Main-Taunus-Kreis auf die langfristige Planung der Trinkwasserversorgung? 
Wird der zusätzliche beziehungsweise künftig zu erwartende Wasserbedarf von 
Rechenzentren bei den Prognosen und Planungen von Hessenwasser berücksichtigt? 

6. Ist bekannt, wie hoch der Wasserverbrauch der im Main-Taunus-Kreis ansässigen 
Rechenzentren derzeit ist und wie sich dieser voraussichtlich entwickeln wird? 
Falls entsprechende Daten vorliegen, bitten wir um eine Darstellung des aktuellen 
Verbrauchs sowie der prognostizierten Entwicklung. 

7. Wie wird bei der Wasserbedarfsplanung sichergestellt, dass die Trinkwasser-
versorgung der Bevölkerung auch bei einem weiteren Ausbau wasserintensiver 
Gewerbe und längeren Trockenperioden dauerhaft gewährleistet bleibt? 
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Antwort: 
 
1. Mehr als 90 Prozent des von der Hessenwasser GmbH & Co. KG (im Folgenden 
Hessenwasser) gewonnenen und aufbereiteten Trinkwassers stammen aus 
Grundwasservorkommen, insbesondere aus dem Hessischen Ried und dem Frankfurter 
Stadtwald. Dort ist das nutzbare Grundwasserdargebot ausreichend. Dazu haben sowohl die 
natürliche Grundwasserneubildung im vergangenen hydrologischen Winterhalbjahr als auch 
die gezielte Grundwasseranreicherung durch Infiltration beigetragen. Dabei wird 
aufbereitetes Oberflächenwasser gezielt versickert, um die Grundwasservorkommen zu 
stabilisieren und eine nachhaltige Wassergewinnung zu unterstützen. Hessenwasser bezieht 
darüber hinaus Trinkwasser von anderen Wasserversorgern, bei denen es inzwischen zu 
ersten Kürzungen der Liefermengen kommt. Die fehlenden Mengen können jedoch durch die 
infiltrationsgestützten Wasserwerke von Hessenwasser ausgeglichen werden. Sollten die 
Zulieferungen zurückgehen und gleichzeitig der Trinkwasserbedarf steigen, wird situativ die 
Versorgungssituation neu bewertet.  
 
2. Aktuell gibt es keine Erkenntnisse für eine Einschränkung der Wasserversorgung. Die 
Stadtwerke Bad Soden am Taunus beziehen seit 1969 das Trinkwasser für die Versorgung 
der Stadt Bad Soden am Taunus von Hessenwasser. Die Wasserlieferung erfolgt aktuell auf 
Grundlage des am 1.1.2022 in Kraft getretenen Wasserlieferungsvertrages. Hessenwasser 
verpflichtet sich gemäß Vertrag, die erforderlichen Mengen vorzuhalten und zu liefern.  
 
3. Hierzu gibt es seitens Hessenwasser keine konkreten Maßnahmen.  
 
4. Zunächst gelten die vertraglich vereinbarten Wasserlieferungen. Aufgrund der Tatsache, 
dass Hessenwasser rechtlich gebunden ist und in der Haftung steht, wird hier nicht zwischen 
den Kommunen differenziert. 
 
5. Hessenwasser verfügt über keine Statistik, welcher Anteil des von Hessenwasser an die 
jeweiligen Städte und Gemeinden gelieferten Wassers tatsächlich für Rechenzentren 
benötigt werden. Die Informationen enden an den jeweiligen Übergabestellen. 
 
6. Hier liegen Hessenwasser keine Daten vor.  
 
7. Die wasserrechtlichen Zulassungen der eigenen Gewinnungsanlagen in Bad Soden am 
Taunus sind über das Jahr 2030 hinaus gesichert und stellen einen wesentlichen Baustein 
der gesicherten Trinkwasserversorgung unserer Stadt dar. Auch zukünftig wird knapp ein 
Drittel des Trinkwasserbedarfs über die zehn eigenen Gewinnungsanlagen gedeckt werden 
können. 
 
Aktuell verfügt Bad Soden am Taunus zudem über eine Speicherkapazität bei der 
Trinkwasserversorgung von 7.460 m³. Diese soll mit der Erweiterung des Hochbehälters 
Gickels um ca. 1000 m³ erweitert werden.  
 
Neben den Maßnahmen zur Umrüstung der Pumpen und Steuerungstechnik hat 
Hessenwasser durch weitere technische Anpassungen Fernzugriff, um in Spitzenlastzeiten 
den Zulauf, temporär nach Absprache mit den Stadtwerken, von der Grundlastmenge mit 
200 m³/h Stunde bis zu 300 m³/Stunde steuern zu können. 
 
Die bereits umgesetzten bzw. eingeleiteten gemeinsam mit den geplanten Maßnahmen 
sichern die Trinkwasserversorgung von Bad Soden am Taunus. 
 
 
 
Dr. Frank Blasch 
Bürgermeister 
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